Kantonsrat St.Gallen 22.08.07

Wasserbaugesetz

Botschaft und Entwurf der Regierung vom 22. April 2008 / 14. Mai 2008
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Zusammenfassung

Das Wasserbaugesetz dient dem Schutz von Menschen und Sachwerten vor den schadlichen
Auswirkungen des Wassers. Damit sind sowohl die unmittelbar (Uberschwemmungen usw.) als
auch die vom Wasser nur mittelbar ausgehenden Gefahrdungen (Rutschungen usw.) gemeint.
Hinsichtlich der Massnahmen, mit denen diesen Gefahrdungen begegnet werden soll, ist eine
wesentliche Anderung gegeniiber der heutigen Regelung vorgesehen: Statt Gewasser zu ver-
bauen und zu korrigieren, sind Gefahrdungen kunftig in erster Linie durch konsequenten Ge-
wasserunterhalt méglichst zu vermeiden. In zweiter Linie soll der notwendige Uberflutungsraum
frei gehalten werden. Erst in dritter Linie sind wasserbauliche Massnahmen vorgesehen, die
Eingriffe in das Gewéasser zur Folge haben. Diese Prioritdtenordnung hat in erster Linie 6ko-
nomische Griinde.

Im Weiteren werden auch 6kologische Aspekte starker hervorgehoben. Dazu gehéren qualitati-
ve Anforderungen an die Gestaltung der Gewasser und Ufer sowie die Forderung von Renatu-
rierungen, indem Finanzhilfen an die Wiederherstellung naturnaher Verhaltnisse bei beein-

trachtigten Gewassern geleistet werden. Umgekehrt werden kinftig bauliche Massnahmen, die
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den 6kologischen Anforderungen nicht oder nur beschrankt gerecht werden, nicht oder nur
noch reduziert unterstutzt.

Schon am 7. Mai 2002 verabschiedete der Kantonsrat ein neues Wasserbaugesetz. Dagegen
wurde das Referendum ergriffen, worauf die Stimmberechtigten die Vorlage am 9. Februar
2003 verwarfen. Um den Einwanden Rechnung zu tragen, wurde die Vorlage in zentralen Be-
reichen geandert, unter Berlicksichtigung der gesetzlichen Anderungen auf Stufe Bund und
Kanton (Finanzausgleich).

Der uberarbeitete Entwurf fir ein neues Wasserbaugesetz (im Folgenden abgekurzt WBG-E)
sieht vor, die Gewasser in drei Klassen einzuteilen, womit eine abgestufte Regelung hinsicht-
lich Wasserbaupflicht, Unterhalt, Zustandigkeit und Finanzierung ermdglicht wird. Mit der Klas-
sierung soll ein gerechterer Ausgleich der Lasten fir Kanton, Gemeinden und Private erreicht
werden.

Aufgrund der Klassierung werden auch Finanzierung und Beitragswesen neu geregelt. Die
Wasserbaupflichtigen haben die Kosten fir Bau und Unterhalt zu tragen, soweit keine Beitrage
zur Verfigung stehen. Fur die kantonalen Gewdasser obliegt diese Pflicht dem Kanton, fir Ge-
meindegewasser der politischen Gemeinde und fir die Ubrigen Gewdasser den Eigentimerin-
nen und Eigentimern der angrenzenden Grundsticke, Bauten und Anlagen. Die Beitragshohe
richtet sich nach dem Interesse am Schutz vor Hochwasser und Erosion sowie nach den Nut-
zungsmaoglichkeiten. Zusétzlich missen sich kinftig auch die Verursacherinnen und Verursa-
cher von Verbauungen finanziell beteiligen. Soweit die Kostentragung nicht durch Vereinbarung
geregelt ist, werden die Kosten durch Errichtung eines Perimeters aufgeteilt.

Schliesslich werden die Verfahren neu geordnet, an Ubergeordnetes Bundesrecht angepasst
und — soweit moglich — vereinfacht. Grundsatzlich findet nur noch das Planverfahren Anwen-
dung, wobei fur kleine und unbedeutende Vorhaben ein vereinfachtes Verfahren geschaffen
wird. Mit der Einflhrung des Planverfahrens wird fur viele Falle auch eine Konzentration der
kantonalen Entscheidkompetenzen bei einer Stelle erreicht. Auf das besondere wasserbaupoli-
zeiliche Bewilligungsverfahren wird verzichtet. Mit dem Ziel der Vereinfachung werden schliess-
lich — gleich wie im Strassengesetz — spezielle enteignungsrechtliche Vorschriften geschaffen.

Das Gesetz bewirkt zu Lasten des Kantons jahrliche neue Ausgaben zwischen 2,48 Mio. und
3,7 Mio. Franken fir Bau und Unterhalt der Gewasser sowie flr Renaturierungen; es untersteht
damit dem obligatorischen Finanzreferendum.

Die Vernehmlassungsvorlage vom Oktober 2007 wurde mehrheitlich positiv aufgenommen. Als
zweckmassig erachtet wurde insbesondere die vorgesehene Einteilung der Gewasser in drei
Klassen. Im Weiteren wurden mehrere Verbesserungen vorgeschlagen, die in der Uberarbeite-
ten Vorlage mehrheitlich berticksichtigt werden konnten, entweder im Gesetz selbst oder in der
Botschaft. In Einzelfragen wurde die Vorlage kontrovers beurteilt (etwa Verhaltnis Hochwasser-
schutz zu reinen Renaturierungen, Umfang der Mitbeteiligung der Privaten an den Bau- und
Unterhaltskosten). Die Uberpriifung ergab, dass die vorgesehenen Regelungen einen sachge-
rechten Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Interessen darstellen.

1. Ausgangslage
1.1. Auftrag

Am 9. Februar 2003 lehnten die Stimmberechtigten des Kantons St.Gallen das Gesetz lber
Gewasserunterhalt und Wasserbau vom 7. Mai 2002 ab. In der Folge wurden die Motionen
42.03.02 «Ein zukunftsgerichtetes Wasserbaugesetz fur den Kanton St.Gallen» und 42.03.05
«Forderung von Gewasserrenaturierungen» eingereicht, die der Kantonsrat in der Maisession
2003 mit folgendem Wortlaut guthiess (ABI 2003, 985 f.):
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«Die Regierung wird eingeladen, nach einer Gesamtbeurteilung der neuen Ausgangslage
und unter Beriicksichtigung verénderter rechtlicher Rahmenbedingungen ein Gesetz tber
Gewasserunterhalt und Wasserbau vorzulegen. Dabei ist der Kostenverteilung und dem
Thema Renaturierung gebiihrend Rechnung zu tragen.»

Das Gesetz Uiber Gewasserunterhalt und Wasserbau wurde in der Volksabstimmung mit
39'205 Ja- gegen 39'877 Nein-Stimmen abgelehnt, wobei 66 der 90 Gemeinden die Vorlage
verworfen haben. Die Gegnerinnen und Gegner argumentierten, Wasserbau sei eine offentli-
che Aufgabe und gehore zum Service Public. Es gehe nicht an, Verantwortung und Kostentra-
gung allein den Eigentiimerinnen und Eigentiimern der angrenzenden Grundstiicke, Bauten
und Anlagen zu Uberlassen. Das Perimetersystem sei nicht mehr zeitgemass, weshalb darauf
zu verzichten sei. Zudem seien die Wasserbaulasten im ganzen Kanton analog dem Rhein-
(sGS 734.21) und Linthgesetz (sGS 734.31) zu verteilen. Kritisiert wurde auch, dass die Kom-
petenzen hinsichtlich Verfahrensleitung, Ausarbeitung und Genehmigung von Projekten grund-
sétzlich zu den politischen Gemeinden verschoben werden sollten, weil darin ein Riickzug des
Kantons aus der wasserbaulichen Verantwortung vermutet wurde. Schliesslich dirfe kein Na-
turschutz auf Kosten des Hochwasserschutzes betrieben werden.

Die in der Folge eingereichten Motionen zielen nach Ansicht der Regierung nicht auf eine um-
fassende Neuausrichtung der Vorlage. Vielmehr sind die Regelungsbereiche Kostenteilung
bzw. Klassierung und Renaturierung noch einmal eingehend zu prifen. Auch die Argumente
der Gegnerinnen und Gegner verlangen keine grundsatzliche Neuausrichtung, weshalb das
abgelehnte Gesetz als Basis fur die neue Vorlage dienen soll.

1.2. Bundesrecht

Grundlage des Wasserbaus ist das Bundesgesetz Uber den Wasserbau vom 21. Juni 1991
(SR 721.100; abgekurzt eidg. WBG). Daneben hat aber auch das Bundesgesetz tiber den
Schutz der Gewasser vom 24. Januar 1991 (SR 814.20; abgekirzt GSchG) Auswirkungen auf
den Wasserbau. Bestand friher vor allem ein Bedarf an Regelungen Uber Korrektion und Un-
terhalt von Fliessgewassern, kommt den Gewassern aufgrund der neuen bundesrechtlichen
Erlasse insbesondere als Lebensraum grosse Bedeutung zu. Beim zeitgemassen Hochwas-
serschutz stehen Verbauung und Verlegung von Fliessgewassern nicht mehr im Vordergrund:
Sie sind vielmehr nur noch unter ganz bestimmten Voraussetzungen zulassig. Uberdecken und
Eindolen von Gewassern sind grundséatzlich nicht mehr zulassig (Art. 38 GSchG). Art. 4 Abs. 2
eidg. WBG und Art. 37 Abs. 2 GSchG verlangen, dass bei Eingriffen in das Gewdasser «dessen
naturlicher Verlauf méglichst beibehalten oder wiederhergestellt» werden muss. Gewasser und
ihre Ufer missen so gestaltet werden, dass sie einer vielfaltigen Tier- und Pflanzenwelt als
Lebensraum dienen kénnen, die Wechselwirkungen zwischen ober- und unterirdischen Ge-
wassern weitgehend erhalten bleiben und eine standortgerechte Ufervegetation gedeihen
kann. Die Ziele des modernen Wasserbaus liegen daher neben der Gewahrleistung des Hoch-
wasserschutzes immer mehr in der Erhaltung und Wiederherstellung naturnaher Gewasser.

Konsequenz dieser bundesrechtlichen Vorgaben ist, dass der Hochwasserschutz heute in ers-
ter Linie durch den ordnungsgemassen Unterhalt der Gewasser und durch raumplanerische
Massnahmen zu gewabhrleisten ist (Art. 3 Abs. 1 eidg. WBG). Bauliche Massnahmen folgen erst
an zweiter Stelle (Art. 3 Abs. 2 eidg. WBG).

1.3. Kantonales Recht

Das Wasserbaugesetz vom 23. Mérz 1969 (sGS 734.11; abgekirzt WBG) ist schon mit Blick
auf die neuen bundesrechtlichen Erlasse weitgehend Uberholt. Daneben ist das geltende Recht
aber auch unvollstéandig, in 6kologischer Hinsicht nicht mehr zeitgemass und insbesondere
hinsichtlich der Verfahren verbesserungsféhig. Der Revision liegen deshalb neben der Not-
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wendigkeit der Anpassung an das eidgendssische Recht weitere Vorgaben zugrunde. So ist

namentlich beabsichtigt:

— die Verfahrensbestimmungen zu vereinfachen und Bagatelifalle von der Bewilligungspflicht
auszunehmen;

- zwischen Kanton und politischen Gemeinden eine klare Aufgabenteilung zu verwirklichen;

— Beitrage an den Gewasserunterhalt einzufiihren;

— Renaturierungen zu fordern;

— die Bestimmungen uber das Perimeterverfahren nach dem Vorbild des Strassengesetzes
(sGS 732.1; abgekurzt StrG) zu vereinfachen und an die Koordinationsgrundsatze anzu-
passen;

— im Gesetz zu regeln, in welchen Fallen das Verursacherprinzip bei der Kostentragung an-
gewendet werden soll.

2. Schwerpunkte der Revision

2.1. Anderungen gegeniiber der Vorlage aus dem Jahr 2002
2.1.1. Gewasserklassierung

a) Geltendes Recht

Nach dem geltendem Recht haben grundsétzlich die Eigentimerinnen und Eigentimer der
angrenzenden Grundstiicke bzw. das entsprechende Perimeterunternehmen die Kosten fur
Bau und Unterhalt von Gewéassern zu tragen (Art. 11, 14 und 42 WBG). Es haben diejenigen
fur die Kosten von Bau und Unterhalt aufzukommen, in deren Interesse Ausbau und Unterhalt
erfolgen (Art. 17 WBG). Nur wenn die Kosten die Krafte der Pflichtigen Ubersteigen, springt die
offentliche Hand ein (Art. 44 f. WBG).

Der Ausbau eines Gewassers soll primér den hinreichenden Abfluss gewahrleisten sowie Soh-
le und Ufer sichern (Art. 34 Abs. 1 WBG). Zum Ausbau gehdren alle Uber den Unterhalt hin-
ausgehenden baulichen Massnahmen wie auch die Wiederherstellungsarbeiten an Hochwas-
serschutzbauten, die durch Naturereignisse zerstort worden sind (Art. 34 Abs. 2 WBG). Die
Kosten sind in erster Linie von den Eigentimerinnen und Eigentimern der angrenzenden
Grundstiicke zu tragen, weil ihre Grundstiicke und Liegenschaften durch die Sicherheit vor
Hochwasser und Erosion aufgewertet bzw. geschuitzt werden. Der Kanton leistet an den Aus-
bau Beitrage bis 40 Prozent, wenn die Gemeinde Beitrage leistet (Art. 45 WBG). Die Beitrage
richten sich nach der Belastung der Gemeinde durch den Wasserbau und nach deren Finanz-
kraft. Ausserordentliche Beitrdge werden gewahrt, um die sofortige Einleitung sichernder Mas-
snahmen und den unverziglichen Beginn der Wiederherstellungsmassnahmen zu erleichtern
(Art. 47 WBG). Besteht ein Perimeterunternehmen, liegt die Zustandigkeit zur Ausarbeitung
von Gewasserbauprojekten beim Kanton (Art. 35 Abs. 2 WBG), wobei die politischen Gemein-
den das Projekt vorfinanzieren.

Der Gewasserunterhalt umfasst u.a. die Sicherung der Ufer, das Entfernen von Hindernissen
im Gerinne und an den Ufern, soweit der Abfluss beeintrachtigt wird, den Erhalt von Schutz-
bauten und Durchlassen sowie das Ausschopfen von Kiesfangen (Art. 30 WBG). Die Unter-
haltspflicht obliegt den Eigentiimerinnen und Eigentiimern der angrenzenden Grundstlicke.
Wenn Ausbau und Unterhalt die Leistungsfahigkeit der Unterhaltspflichtigen Ubersteigen oder
wenn auch Dritte durch den Ausbau einen Vorteil erfahren, ist ein Perimeter zu errichten. Der
Kanton leistet Beitrdge von hichstens 25 Prozent, wenn die Kosten des Ausschdpfens von
Gerinnen und Kiesfangen wegen Hochwasser oder ausserordentlicher wasserbaulicher Ver-
haltnisse fiir die Unterhaltspflichtigen untragbar sind und die Gemeinde Beitrage in gleicher
Hohe leistet (Art. 48 WBG).
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b) Kritik am geltenden Recht

Gegen das Perimeterwesen wird haufig eingewendet, es sei aufwéandig und nicht mehr zeitge-
mass. Im Abstimmungskampf zur Vorlage aus dem Jahr 2002 wurde vorgeschlagen, die Ge-
wasser — analog zur Klassierung der Strassen nach Strassengesetz — in drei Klassen einzutei-
len. Die Zustandigkeit fir Bau und Unterhalt sowie die Kostentragung wiirden sich grundsétz-
lich nach dieser Klassierung richten. Ziel dieses Vorschlags ist es, die unterhaltspflichtigen Ei-
gentimerinnen und Eigentiimer der angrenzenden Grundstiicke zu entlasten. Kritik wurde
schliesslich auch in Bezug auf die vorgesehene Kompetenzverschiebung zur politischen Ge-
meinde laut. Aufgrund der im Abstimmungskampf gedusserten Einwande war es angezeigt,
die Zustandigkeiten nochmals zu Uberprifen.

2.1.2. Vorschlag

Der neue Entwurf fir ein Wasserbaugesetz sieht vor, eine dem Strassengesetz entsprechende
Klassierung auch fur die Gewasser einzufuihren. Die Klassierung der Strassen richtet sich in-
dessen primar nach Funktion und Intensitat der Nutzung (Art. 8 StrG). Je hoher das o6ffentliche
Interesse ist, desto hoher ist die Klassierung und auch der Anteil der 6ffentlichen Hand an den
Kosten fur Bau und Unterhalt (Art. 8 ff. in Verbindung mit 72 ff. StrG).

Ein wichtiges Unterscheidungskriterium bei Gewassern bildet das Schaden- und Gefahrdungs-
potenzial. Davon ausgehend kdnnen die Gewasser in die Klassen mit hohem, mittlerem oder
kleinem Schaden- und Gefahrdungspotenzial eingeteilt werden. Bei den Gewassern mit hohem
Gefahrdungspotenzial handelt es sich primar um Flisse. Gewasser mit mittlerem Gefahr-
dungspotenzial entsprechen erfahrungsgemass Gewassern, die mit Beitragen der offentlichen
Hand ausgebaut wurden oder werden. Gewasser mit kleinem Schaden- und Gefahrdungspo-
tenzial erfordern in der Regel einen geringen Unterhalt und nur ausnahmsweise einen Ausbau.
Entsprechend dem Gefahrdungspotenzial rechtfertigt es sich, dass fir die Gewasser mit ho-
hem Gefahrdungspotenzial grundsatzlich der Kanton (kantonale Gewasser) fur die Kosten von
Bau und Unterhalt aufzukommen hat, soweit keine Beitrage zur Verfligung stehen. Fir Gewas-
ser mit mittlerem Geféhrdungspotenzial sollen die Gemeinden (Gemeindegewasser) den Un-
terhalt tragen, fUr die Ubrigen Gewasser mit kleinem Gefahrdungspotenzial die Eigentiimerin-
nen und Eigentiimer der angrenzenden Grundstiicke, Bauten und Anlagen.

a) Kantonale Gewasser
aa) Abgrenzung

Um eine klare Abgrenzung der kantonalen Gewasser zu erreichen, ist es zweckmassig, auf die
im Baugesetz (sGS 731.1; abgekirzt BauG) enthaltene Festlegung der Flisse abzustellen. Der
Kanton soll fur die in Art. 59 Abs. 3 BauG namentlich erwahnten Gewasser zustandig sein
(Rhein, Alter Rhein ab Eisenbahnbriicke in St.Margrethen, Seez ab Briicke Runggalina in Mels,
Linth, Thur ab Briicke Au in Ebnat-Kappel und Sitter). Diese Flisse bergen im Vergleich zu
kleineren Gewassern erfahrungsgemass ein hohes Gefahrdungs- und Schadenpotenzial in
sich, erfordern deshalb einen héheren und fachmannischen Unterhalt und verursachen auch
hohere Kosten.

bb) Bau

Bei Ausbauvorhaben hat grundsatzlich der Kanton fiir die Kosten aufzukommen. Eine Kosten-
beteiligung der Standortgemeinde rechtfertigt sich insoweit, als Ausbau und Unterhalt primér im
Interesse der Standortgemeinde liegen. Zudem wird die betroffene Gemeinde bei der Projektie-
rung miteinbezogen und kann so ihre Bediirfnisse und Anliegen einbringen. Demzufolge soll
die Kostenverteilung gleich wie fur Rhein und Linth geregelt werden. Somit haben Bund und
Kanton zusammen 75 Prozent und die politischen Gemeinden 25 Prozent der Kosten zu tra-
gen. Demgegentiber soll auf eine Kostenbeteiligung der Eigentiimerinnen und Eigentiimer der
angrenzenden Grundstiicke verzichtet werden.
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Die Mehrbelastung des Kantons entspricht den heutigen Anteilen der Grundeigentiimerinnen

und Grundeigentiimer. Nach Abzug der Bundes-, Kantons- und Gemeindebeitrége bezahlten

diese bisher etwa 10 Prozent der Ausbaukosten. In den vergangenen 25 Jahren beliefen sich
die Anteile der Privaten auf insgesamt rund 3,3 Mio. Franken, was einem Durchschnitt von et-
wa 130'000 Franken je Jahr entspricht.

Die Gemeinden haben keine Mehrkosten zu tragen. In den vergangenen 25 Jahren beteiligten
sie sich durchschnittlich mit etwa 26 Prozent an den Ausbaukosten der Gewasser, was etwa
der vorgeschlagenen Neuregelung entspricht.

Projektierung, Verfahrensleitung und Bauherrschaft liegen beim Kanton. Das Baudepartement
genehmigt die Ausbauprojekte.

cc) Unterhalt

Fir den Unterhalt der kantonalen Gewasser ist der Kanton zustandig. Der Kanton hat zudem
die Aufsicht tGber seine Gewasser. Die Kostenverteilung zwischen Kanton und Standortge-
meinde wird wie beim Bau geregelt, wonach sich die Standortgemeinde mit einem Viertel an
den Unterhaltskosten beteiligen muss.

Diese Regelung hat fir den Kanton eine finanzielle Mehrbelastung zur Folge. Nach den Be-
rechnungen des Baudepartementes weisen die kantonalen Gewasser (ohne Rhein und Linth)
eine Lange von uber 77 km auf. Nach Erfahrungswerten ist je Laufkilometer mit jahrlichen Un-
terhaltskosten zwischen 10'000 Franken und 15'000 Franken bzw. insgesamt 800'000 Franken
bis 1,2 Mio. Franken zu rechnen?, wovon 75 Prozent oder 600'000 Franken bis 900’000 Fran-
ken auf den Kanton entfallen. Aufgrund der fehlenden Ausriistung des Kantons wird der Unter-
halt an diesen Gewassern durch Dritte (Landwirte, Bauunternehmungen usw.) ausgefiihrt wer-
den.

Die Gemeinden im Perimetergebiet missen die restlichen 200'000 Franken bis 300'000 Fran-
ken Ubernehmen. Da sich die Gemeinden bis anhin nicht an den Unterhaltskosten beteiligten,
liegt in diesem Ausmass eine Mehrbelastung vor.

Welil ein Teil der kantonalen Gewasser in Gemeinden liegt, die aufgrund des innerkantonalen
Finanzausgleichs Beitrage erhalten, fallen fir den Kanton indirekt weitere Mehrkosten an. Der
partielle Steuerfussausgleich nach Art. 35 des Finanzausgleichsgesetzes (sGS 813.1; abge-
kurzt FAG) gleicht dabei Disparitaten fur Gemeinden mit hohem Steuerfuss aus, allerdings be-
schrankt auf 50 Prozent der Ausgaben. Nach Art. 32 Abs. 1 FAG sind zwei Drittel der Gemein-
den anspruchsberechtigt, womit zumindest etwa 70 Prozent der fraglichen Gewasser in aus-
gleichsberechtigten Gemeinden liegen werden. Somit hat der Kanton fur den Unterhalt der kan-
tonalen Gewasser kiinftig indirekt etwa 70'000 Franken bis 105'000 Franken zusétzlich zu tra-
gen. Die zusatzlichen Kosten fur den Kanton kénnen hoher als dargestellt ausfallen. Zumindest
wahrend 15 Jahren hat der Kanton zusétzlich Kosten flr jene Gemeinden zu tragen, die Mittel
aus dem Ubergangsausgleich nach Art. 49 ff. FAG beziehen werden. Die Hohe dieser Kosten
kann jedoch heute — ohne unverhdaltnismassig grossen Aufwand — nicht zuverlassig ermittelt
werden.

Vorbereitung, Beaufsichtigung und Kontrolle der Unterhaltsarbeiten an den kantonalen Gewas-
sern sind mit einem zusatzlichen Aufwand fir die Abteilung Gewasser im Tiefbauamt verbun-
den. Fir die Bewaltigung des Mehraufwands muss im Tiefbauamt die Schaffung einer zusatzli-
chen Stelle in Betracht gezogen werden.

1 Zum Vergleich: Der Kanton Ziirich rechnet mit Fr. 30'000.— je Kilometer und Jahr.
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dd) Kostenzusammenstellung

Die finanziellen Auswirkungen fur die Einfihrung von kantonalen Gewéassern lassen sich wie
folgt zusammenfassen:
Untergrenze  Obergrenze
(in Franken) (in Franken)

Kanton

Bau 130'000 130'000
Unterhalt 600'000 900'000
Unterhaltsbeitrag Gemeinden, indirekte Belastung Fi- 70'000 105'000
nanzausgleich

Verwaltungsaufwand fur Planung und Umsetzung 150'000 150'000
Insgesamt 950'000 1'285'000
Gemeinden

Unterhalt 200'000 300'000
Entlastung Finanzausgleich -70'000 -105'000
Insgesamt 130'000 195'000

b) Gemeindegewdasser
aa) Abgrenzung

Als Gemeindegewasser sollen alle Gewasserabschnitte gelten, an die der Kanton (und der
Bund) im Rahmen des Hochwasserschutzes Beitrage an den Ausbau geleistet hat (bzw. ha-
ben) oder Beitrage leisten wird (bzw. werden). Damit wird sichergestellt, dass einerseits nur
bedeutende Gewasserabschnitte, bei denen die Hochwassersicherheit im Vordergrund steht,
und anderseits nur Gewasser, die aus Griinden des Hochwasserschutzes ausgebaut wurden
(bzw. werden), in die Kategorie der Gemeindegewasser aufgenommen werden. Nicht zu den
Gemeindegewassern gehdren damit namentlich Gewasser, die mit Mitteln der Melioration aus-
gebaut wurden und werden. Aufgrund der Unterlagen und Aufzeichnungen sind im Kanton
St.Gallen seit Erlass des Bundesgesetzes Uber die Wasserbaupolizei im Jahr 1877 (SR
721.10) rund 400 Gewasserabschnitte in 83 Gemeinden mit Unterstliitzung des Kantons (und
des Bundes) ausgebaut worden.

Wird kinftig ein Projekt vom Kanton (und vom Bund) unterstitzt, ist der entsprechende Ge-
wasserabschnitt als Gemeindegewasser zu klassieren. Die Kriterien fur die Annahme eines
mittelgrossen Schadenpotenzials sollen in der Vollzugsverordnung definiert werden. Als Grund-
lage flr die Beurteilung dienen vorab die Erkenntnisse aus der Erstellung der Gefahren-, Risi-
ko- und Schutzdefizitkarten, die im Rahmen des Projektes «Naturgefahren» erstellt werden.
Vorausgesetzt wird, dass der ordnungsgemasse Unterhalt ausgefiihrt wird. Gefahrdungen, die
nur wegen mangelhaftem Unterhalt bestehen, werden fiir die Einstufung als Gemeindegewas-
ser nicht berticksichtigt.

bb) Bau

Der Einteilung als Gemeindegewasser entspricht eine grundséatzliche Zustandigkeit und Ver-
antwortung der Gemeinde. Die Gemeinde hat deshalb fiir die Ausbaukosten aufzukommen,
soweit keine Beitrage von Privaten, des Kantons und allenfalls des Bundes zur Verfligung ste-
hen. Der Kanton wird sich allerdings auch kiinftig an den Kosten beteiligen, weil die Gemeinde-
klasse die fiir die Offentlichkeit bedeutenden Gewésserabschnitte (Einzugsgebiet, Schadenpo-
tenzial usw.) umfasst. Sicherstellung und Verbesserung der Hochwassersicherheit liegen bei
solchen Gewassern im Interesse von Gemeinde, Kanton und Bund, weshalb der Hochwasser-
schutz insoweit eine Verbundaufgabe bleibt. Der Bund verwendet auch kiunftig Kriterien fur die
Abstufung der Beitrage. Es sind dies das Gefahren- und Schadenpotenzial, der Umfang und
die Qualitat der Massnahmen sowie deren Planung. Zur Qualitat gehort auch die Berticksichti-
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gung der massgeblichen 6kologischen Grundsatze fir den Wasserbau. Damit die Durchgan-
gigkeit gewahrt bleibt, sollen auf kantonaler Stufe die gleichen Kriterien gelten.

In den vergangenen 25 Jahren betrug der durchschnittliche Kantonsbeitrag an die Wasserbau-
projekte der «Gemeindeklasse» 33 Prozent, was bei Gesamtprojektkosten von etwa 12 Mio.
Franken je Jahr einem Betrag des Kantons von etwa 4 Mio. Franken je Jahr entspricht. Darin
enthalten sind die ordentlichen Beitrdge nach Art. 45 Abs. 1 und 2 WBG, die zusatzlichen Zah-
lungen fur besonders schwer finanzierbare, grosse Gewasserkorrektionen nach Art. 45 Abs. 3
WBG und die ausserordentlichen Beitrdge bei Hochwasserkatastrophen nach Art. 47 f. WBG.

Die Beitrdge von Bund und Kanton fiir den Hochwasserschutz sollen gleich hoch bleiben wie
bisher. Weder mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen
Bund und Kantonen (NFA) noch mit dem innerkantonalen Finanzausgleich war beabsichtigt,
die Beitrage insgesamt zu verringern. Wegen der vorgeschlagenen Einfiihrung der kantonalen
Gewasser und dem damit verbundenen Mehrbedarf des Kantons (neu Ubernahme von 75 Pro-
zent der Unterhaltskosten) rechtfertigt es sich indessen, den Kantonsbeitrag bei den Gemein-
degewdassern angemessen zu reduzieren. Bei einer Reduktion des Kantonsbeitrags auf durch-
schnittlich 28 Prozent (einschliesslich der ausserordentlichen Beitrdge bei Hochwasserereig-
nissen) fuhrt dies zu einer jahrlichen Entlastung des Kantons von etwa 600'000 Franken. Denk-
bar wére auch eine vollstdandige Kompensation, die einen Satz von 25 Prozent bzw. eine Re-
duktion um Fr. 960'000.— bedingen wirde. Weil zwei Drittel der Gemeinden nach Art. 32 Abs. 1
FAG Finanzausgleichsbeitrage von 50 Prozent der Ausgaben erhalten und auf deren Gebiet
etwa 70 Prozent der Gemeindegewasser liegen durften, verbleiben bei einem reduzierten Satz
von 28 Prozent aufgrund des Finanzausgleichs indirekt 210'000 Franken beim Kanton. Die Ent-
lastung fiir den Kanton beschrankt sich deshalb auf ungefahr 390'000 Franken. Eine Reduktion
des Kantonsbeitrags in dieser Grossenordnung und die entsprechende Mehrbelastung der
Gemeinden sind aufgrund der neuen Aufgabenteilung vertretbar. Fir die nachsten 15 Jahre
wird die Mehrbelastung fur die Gemeinden bzw. die Entlastung fur den Kanton kleiner ausfallen
(oder ganz wegfallen), weil die Gemeinden nach dem neuen Finanzausgleich noch Mittel aus
dem Ubergangsausgleich beanspruchen kénnen.

Dritte — insbesondere jene, deren Werke héhere Baukosten verursachen sowie die Eigentime-
rinnen und Eigentiimer der angrenzenden Grundstiicke, Bauten und Anlagen — sollen sich
nach wie vor an den Ausbaukosten von Gemeindegewassern beteiligen, was angesichts der
Interessenlage gerechtfertigt ist. Dies gebietet zum einen das Verursacherprinzip, zum andern
soll der zusatzliche und/oder erneuerte Schutz von Grundeigentum, Bauten und Anlagen ab-
gegolten werden.

Die Zustandigkeit fir Projektierung, Verfahrensleitung und Einspracheverfahren obliegt bei den
Gemeindegewassern den politischen Gemeinden. Der im Abstimmungskampf gedusserten
Kritik an der vorgesehenen Kompetenzverschiebung zu den Gemeinden wird insoweit Rech-
nung getragen, als diese die Projektleitung der zustandigen kantonalen Stelle gegen angemes-
sene Entschadigung Ubertragen kénnen. Weil fir den Ausbau von Gemeindegewassern in der
Regel Kantons- und Bundesbeitrage beantragt werden, ist eine enge Zusammenarbeit mit den
fur die Subventionierung zustandigen kantonalen Stellen unumganglich. Mit der Genehmi-
gungspflicht fir alle Wasserbauvorhaben werden zudem einheitliche Standards fur den Hoch-
wasserschutz sichergestellt.

cc) Unterhalt

Fur den Unterhalt der Gemeindegewasser ist die Gemeinde zustandig. Sie hat auch die Auf-
sicht Uber ihre Gewdsser. Die Finanzierung des Unterhalts obliegt der Gemeinde und den Ei-
gentimerinnen und Eigentiimern der angrenzenden Grundstiicke. Wenn die Kostentragung
nicht durch Vereinbarung geregelt ist, soll ein Perimeter errichtet werden. Dabei muss die Ge-
meinde jene Kosten tragen, die dem offentlichen Interesse des Gewassers entsprechen, we-
nigstens jedoch 25 Prozent. Die Einzelheiten und die notwendigen Kriterien fiir die Hohe des
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Gemeindeanteils (etwa Bedeutung des Gewassers, Aufwand der Unterhaltsmassnahmen) sol-
len auf Verordnungsstufe festgelegt werden. Die tibrigen Unterhaltskosten sind von den Eigen-
tumerinnen und Eigentiimern der angrenzenden Grundstucke zu tragen. Aufgrund der vorhan-
denen Unterlagen belaufen sich die jahrlichen Unterhaltskosten auf etwa 8'000 Franken bis
12'000 Franken je Laufkilometer. Demzufolge ist bei einer Lange der Gemeindegewasser von
rund 550 km und einem mittleren Beitragssatz von 50 Prozent mit einer Belastung der Ge-
meinden fur den Unterhalt der Gemeindegewasser von etwa 2,2 Mio. bis 3,3 Mio. Franken zu
rechnen.

Weil nach der Konzeption des neuen Finanzausgleichs nach Art. 35 FAG zwei Drittel der Ge-
meinden einen partiellen Steuerausgleich im Umfang von 50 Prozent der Ausgaben erhalten
und sich 70 Prozent der Gewasser in solchen Gemeinden befinden durften, ergeben sich fur
den Kanton Mehrausgaben von etwa 770’000 bis 1'155'000 Franken. Fir die n&chsten 15 Jah-
re wird die Mehrbelastung fur den Kanton grésser sein, weil die Gemeinden nach dem neuen
Finanzausgleichsgesetz noch Mittel aus dem Ubergangsausgleich beanspruchen kdnnen.

dd) Kostenzusammenstellung
Die finanziellen Auswirkungen fur die Einfihrung und Regelung der «Gemeindegewasser»
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Untergrenze  Obergrenze
(in Franken)  (in Franken)

Kanton

Bau (Reduktion Kantonsbeitrag) -600'000 -600'000
Belastung Finanzausgleich (Bau) 210000 210'000
Belastung Finanzausgleich (Unterhalt) 770'000 1'155'000
Insgesamt 380'000 765'000
Gemeinden

Bau 600'000 600'000
Unterhalt 2'200'000 3'300'000
Entlastung Finanzausgleich (Bau) -210'000 -210'000
Entlastung Finanzausgleich (Unterhalt) -770'000 -1'155'000
Insgesamt 1'820'000 2'535'000

a) Ubrige Gewasser
aa) Abgrenzung

Alle Gewasser, die weder als kantonale Gewasser noch als Gemeindegewasser gelten, fallen
in die Kategorie der Ubrigen Gewasser.

bb) Bau und Unterhalt

Nach geltendem Recht obliegt die Unterhaltspflicht fiir alle Gewéasser grundsatzlich den Eigen-
timerinnen und Eigentimern der angrenzenden Grundstlicke (Art. 11 Abs. 1 und 3 WBG). Wo
ein Gewasserausbau durch ein Perimeterunternehmen erfolgte, oblag diesem auch der Unter-
halt (Art. 11 Abs. 2 WBG). Die Unterhaltspflichtigen haben die Unterhaltskosten selbst zu tra-
gen (Art. 42 und 43 WBG); eine finanzielle Beteiligung der 6ffentlichen Hand bestand nicht.

Nach der tberarbeiteten Vorlage werden die Gewéasser in drei Klassen eingeteilt. Bei den kanto-

nalen Gewassern werden die Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimer vollstdndig entlastet,
bei den Gemeindegewassern haben grundsatzlich die Gemeinden die Kosten zu tragen. Bei den

Ubrigen Gewdassern sind die Kosten unverandert von den Eigentiimerinnen und Eigentiimern der
angrenzenden Grundstiicke, Bauten und Anlagen zu tragen, soweit keine Beitrage zur Verfligung
stehen. Besteht ein 6ffentlichrechtliches Unternehmen, hat dieses die Kosten zu tragen.

bb_sgprod-857187.doc



-10 -

Aufgrund der Entlastung der Eigentimerinnen und Eigentiimer bei kantonalen Gewassern und
bei Gemeindegewassern ist es nicht angezeigt, die politischen Gemeinden zwingend zu ver-
pflichten, auch fur die Ubrigen Gewéasser Beitrage fir Bau und Unterhalt zu bezahlen. Die Inte-
ressen der politischen Gemeinden und das Mass der Ubernahme von Pflichten im Bereich
Wasserbau sind indessen sehr unterschiedlich. Aus diesem Grund sieht das Gesetz vor, dass
die politischen Gemeinden bei besonderen Verhaltnissen Beitrage leisten kénnen.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht gelten die gleichen Vorschriften wie fir Gemeinde gewasser.
Die Aufsicht Uber die Ubrigen Gewaésser obliegt ebenfalls der Gemeinde. Mit dieser Regelung
entstehen weder dem Kanton noch der Gemeinde Mehrkosten.

Wenn an solchen Gewassern Ausbauvorhaben zur Erneuerung oder Verbesserung des Hoch-
wasserschutzes erforderlich sind, die aufgrund der Erfullung der entsprechenden Kriterien
(Notwendigkeit, Schadenpotenzial usw.) von Bund und Kanton finanziell unterstitzt werden,
gelten die entsprechenden Gewasserabschnitte kinftig als Gemeindegewasser. Die Abschnitte
werden im Auflageverfahren gekennzeichnet; die Umklassierung wird mit der Genehmigung
des Wasserbauprojektes durch das Baudepartement (Art. 32 WBG-E) rechtsgliltig.

2.1.3. Renaturierungen
a) Allgemein

Nach der geltenden Regelung leistet der Kanton nach Art. 34 WBG nur an jene Gewasseraus-
bauprojekte Beitrage, die dem Hochwasser- und dem Erosionsschutz dienen. In Einzelfallen
werden wasserbauliche Massnahmen ganz oder teilweise aus Grinden der Renaturierung ge-
plant: Die Massnahmen bringen keine weitere Verbesserung der Hochwassersituation. Die
abgelehnte Vorlage sah deshalb vor, dass die politische Gemeinde grundséatzlich die Kosten
von Renaturierungsmassnahmen tragt, soweit keine Beitrdge von Bund, Kanton oder Dritten
(etwa von Stiftungen, Vereinigungen) geleistet werden. Der Kanton hatte dafir einen Beitrag
von hdchstens 35 Prozent leisten kdnnen und allféllige Bundesbeitrdge eingeholt.”

Die vorgesehene Regelung war im Ergebnis nicht bestritten. Die Bestimmungen flir Renaturie-
rungen sind im neuen Entwurf deshalb wieder enthalten. Aufgrund des engen Sachzusammen-
hangs mit hochwasserschutzbedingten Wasserbauprojekten, die ebenfalls stets 6kologische
Verbesserungen vorsehen missen und somit zu einer Verbesserung der Lebensrdume beitra-
gen, werden die Vorschriften fir Renaturierungen nicht im Fischereigesetz, sondern im Was-
serbaugesetz geregelt.

b) Handlungsbhedarf

Wasserbauliche Eingriffe (Kanalisierungen, Verbauungen, Eindolungen), Wassernutzungen
und Gewasserverschmutzungen sind daflir verantwortlich, dass die Lebensraumvielfalt in vie-
len Gewassern des Kantons weitgehend verloren ging. Als Folge davon ist auch die Artenviel-
falt stark zurtickgegangen. Die «Rote Liste» der Fische und Rundmauler der Schweiz bezeich-
net von den 52 einheimischen Arten 7 als ausgestorben, 4 Arten als vom Aussterben bedroht,
5 Arten als stark gefahrdet, 10 Arten als gefahrdet, 14 Arten und 1 Gattung als potenziell ge-
fahrdet und lediglich 11 Arten als nicht gefahrdet. Bei den 7 ausgestorbenen Arten handelt es
sich ausnahmslos um Wanderfische, deren Wanderrouten zwischen den Teillebensraumen
unterbrochen wurden (z.B. durch Wasserkraftanlagen, Wehrbauten usw.). Das bekannteste
Beispiel ist der atlantische Lachs, der sich friiher auch im Kanton St.Gallen im Oberlauf des
Rhein-/Aare-/Limmat-/Seez-Systems fortgepflanzt hatte.

Die Fischfauna des Kantons St.Gallen umfasst heute 36 Arten; 10 Arten sind vom Aussterben
bedroht, stark gefahrdet oder gefahrdet. Die Entwicklung der Fischfauna ist besonders im Al-
penrheinsystem gut untersucht. Mitte des 19. Jahrhunderts lebten dort noch 30 Arten; heute
sind nur noch 17 Arten nachgewiesen. Im Talboden des Rheintals sind rund 70 Prozent der
Fliessgewasser stark beeintrachtigt und Gberwiegend naturfern. Der Handlungsbedarf zur Auf-
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wertung und Wiederherstellung der Lebensraum- und Artenvielfalt ist somit absolut dringlich.
Die unzureichenden Lebensraumbedingungen beschranken sich nicht auf die Gewéasser der
Tallagen. Wahrend hier wasserbauliche Eingriffe, Grundwasserentnahmen und -belastungen
sowie Gewasserverschmutzungen die wichtigen Probleme verursachen, sind es im Berggebiet
die Wassernutzungen.

Will man die Aufgabe des Lebensraum- und Artenschutzes ernst nehmen, muss die neue ge-
setzliche Regelung Rahmenbedingungen schaffen, welche die Aufwertung der Wasserlebens-
raume sowohl in qualitativer wie auch in quantitativer Hinsicht erméglicht. Es miissen bedeu-
tend grossere Anstrengungen unternommen werden als bisher. Aufgrund von Erfahrungswer-
ten muss bei Renaturierungen mit Kosten von Fr. 300.— je Laufmeter (ohne Kosten fur einen
allfalligen Landerwerb) gerechnet werden.

¢) Umsetzung

Die Renaturierungsmassnahmen sollen als eigenstandiger Bestandteil in das Wasserbaupro-
gramm aufgenommen und dem Kantonsrat zur Genehmigung vorgelegt werden (vgl. Art. 18 ff.
WBG-E). Die Massnahmen sollen die Dringlichkeit der Sanierungen widerspiegeln. Die Mittel
sollen, abgestimmt auf das Programm, in Form von mehrjahrigen Sonderkrediten bereitgestellt
werden.

Renaturierungsmassnahmen im Sinn des Gesetzes beinhalten sowohl umfassende Massnah-
men zur Aufwertung der Gewasser (z.B. Aufweitung des Gewasserraums) als auch kleinere
Anpassungen (z.B. Sanierung kiinstlicher Schwellen, Einbringung von Totholz oder Steinen,
Sanierung von Wasserhindernissen fur Fische), welche die 6kologische Funktionsfahigkeit ei-
nes Gewassers verbessern. Von den hochwasserschutzbedingten wasserbaulichen Massnah-
men grenzen sie sich dadurch ab, dass mit den Renaturierungsmassnahmen keine Erneuerung
oder Verbesserung des Hochwasserschutzes bezweckt (und erreicht) wird.

Eine besondere Gewasserkategorie wird mit den Renaturierungen nicht geschaffen. Verfahren
und Zustandigkeit richten sich nach der Gewasserklasse, der das Gewasser angehort. Handelt
es sich ausnahmsweise um Abschnitte eines Ubrigen Gewassers, das mit Beitragen von Kan-
ton (und Bund) ausschliesslich renaturiert werden soll, gilt dieser Gewasserabschnitt weiterhin
als Ubriges Gewasser. Ist mit den Renaturierungsmassnahmen an einem Abschnitt eines bri-
gen Gewassers auch eine Erneuerung oder Verbesserung des Hochwasserschutzes verbun-
den, gilt das Gewasser kinftig als Gemeindegewasser.

d) Kosten

Die Umsetzung der Renaturierungsprogramme dirfte fir den Kanton (nach Abzug der Bun-
desbeitrage und allfalliger Beitrage Dritter) Kosten von jahrlich 1 bis 1,5 Mio. Franken verursa-
chen. Der zusatzliche Personalaufwand fir die Erarbeitung und Umsetzung der Renaturie-
rungsprogramme wird auf rund Fr. 150'000.— veranschlagt (eine Stelle). Er fallt in erster Linie
im kantonalen Tiefbauamt (Abteilung Gewasser) an, dem die Verfahrenskoordination auf Stufe
Kanton obliegt, sowie im Amt fir Natur, Jagd und Fischerei (Konzepte, fachliche Begleitung).
Das Amt fir Umwelt und Energie (Konzepte) ist durch die Vorhaben ebenfalls tangiert, doch
durfte sich der Arbeitsanfall gegentiber heute nicht wesentlich andern. Die genauen Belastun-
gen flr die einzelnen Amtsstellen kdnnen erst dann abgeschatzt werden, wenn erste Erfahrun-
gen mit der Ausarbeitung und Umsetzung der Renaturierungsprogramme vorliegen.

Die Renaturierung der Gewasser wird vom Bund finanziell unterstiitzt. Bisher galten je nach
Projekt und zustandiger Bundesstelle unterschiedliche Beitragsséatze. Aufgrund des derzeitigen
Kenntnisstandes darf davon ausgegangen werden, dass sich auch mit der NFA keine wesentli-
chen Anderungen ergeben werden, d.h. dass sich die zu erwartenden Bundesbeitrage fur Re-
naturierungsmassnahmen in der Grossenordnung von rund einem Drittel der Projektkosten
bewegen diirften.
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Die finanzielle Mehrbelastung des Kantons, die sich aufgrund der Férderung der Renaturie-
rungsmassnahmen ergibt, kann wie folgt zusammengefasst werden:

Untergrenze Obergrenze
(in Franken)  (in Franken)

Aufwand Kanton fir Renaturierungen 1'000'000 1'500'000
Verwaltungsaufwand fur Planung und Umsetzung 150'000 150'000
Insgesamt je Jahr 1'150'000 1'650'000

Gesamthaft ergibt sich fir den Kanton gegentiber heute je nach Umfang und Ausgestaltung der
Renaturierungsprogramme eine Mehrbelastung von jahrlich 1,15 bis 1,65 Mio. Franken.

Fir die Gemeinden durften sich aus der Umsetzung der Renaturierungsprogramme Kosten in
der Grdssenordnung von jahrlich 0,5 bis 0,75 Mio. Franken ergeben. Wenn die bisherigen Leis-
tungen der Gemeinden fur Renaturierungen bertcksichtigt werden (rund Fr. 0,2 Mio. Franken),
ergibt dies eine Mehrbelastung von insgesamt rund 0,3 bis 0,55 Mio. Franken je Jahr.

2.1.4. Gesamtkosten

Zusammenfassend entstehen dem Kanton mit der Einfihrung der kantonalen Gewasser und
der Gemeindegewasser sowie der Umsetzung des Renaturierungsprogramms folgende Mehr-
kosten:

Untergrenze Obergrenze
(in Franken) (in Franken)
Kantonale Gewasser

Bau 130'000 130'000
Unterhalt 600'000 900'000
Belastung Finanzausgleich (Unterhalt) 70'000 105'000
Verwaltungsaufwand fuir Planung und Umsetzung 150'000 150'000
Gemeindegewasser

Bau (Reduktion Kantonsbeitrag) -600'000 -600'000
Belastung Finanzausgleich (Bau) 210'000 210'000
Belastung Finanzausgleich (Unterhalt) 770'000 1'155'000
Aufwand Kanton fiir Renaturierungen 1'000'000 1'500'000
Verwaltungsaufwand fir Planung und Umsetzung 150'000 150'000
Insgesamt 2'480'000 3'700'000

Von der Mehrbelastung des Kantons entfallen jahrlich zwischen rund 1 Mio. und rund 1,4 Mio.
Franken auf den Finanzausgleich.

Zusammenfassend entstehen den politischen Gemeinden mit der Einfihrung der kantonalen

Gewasser und der Gemeindegewasser und der Umsetzung des Renaturierungsprogramms
folgende Mehrkosten:
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Kantonale Gewasser

Untergrenze
(in Franken)

Obergrenze
(in Franken)

Unterhalt 200'000 300'000
Entlastung Finanzausgleich (Unterhalt) -70'000 -105'000
Gemeindegewasser

Bau 600'000 600'000
Unterhalt 2'200'000 3'300'000
Entlastung Finanzausgleich (Bau) -210'000 -210'000
Entlastung Finanzausgleich (Unterhalt) -770'000 -1'155'000
Mehraufwand durch Renaturierungsprogramm 300'000 550'000
Insgesamt 2'250'000 3'280'000

Sollten die Aufwendungen flir Bau und Unterhalt von Gewdassern fur eine Gemeinde zu einer
erheblichen Sonderlast fihren, die nicht durch die anderen Finanzausgleichsmechanismen
gedeckt ist, kann die Gemeinde prifen, ob sie anstelle des partiellen Steuerfussausgleichs den
individuellen Sonderlastenausgleich nach Art. 41 ff. FAG beanspruchen will. Ist dies mdglich,
fuhrt das tendenziell zu einer zusatzlichen Mehrbelastung des Kantons.

2.1.5. Neugestaltung Finanzausgleich und Aufgabenteilung Bund und Kantone

Bis Ende des Jahres 2007 leistete der Bund projektbezogene Beitrage an Wasserbauprojekte.
Soweit der Ausbau aus Hochwasserschutzgrinden erfolgt, muss der Bund, flr Renaturie-
rungsmassnahmen kann er Beitrage leisten. Die Hohe der Bundesbeitrage héangt von den Bei-
tragssatzen im Hochwasserschutz ab. Bis Ende des Jahres 2007 war der Subventionssatz von
der Finanzkraft der Kantone abhangig. Er betrug zwischen 0 Prozent und 45 Prozent. Der Kan-
ton St.Gallen erhielt 37 Prozent.

Die Finanzkraft der Kantone ist seit 1. Januar 2008 nur noch im allgemeinen Finanzausgleich
bericksichtigt. Hinsichtlich der Subventionierung von Wasserbauprojekten wird dieser Ge-
sichtspunkt keine Bedeutung mehr haben. Kiinftig werden somit alle Kantone Beitrage erhal-
ten. Dies hat zur Folge, dass die jahrlichen Subventionen fir den Kanton St.Gallen erheblich
tiefer werden. Wird davon ausgegangen, dass der Bund insgesamt etwa gleich hohe Beitrage
wie in den letzten Jahren aufwenden will, diirften fiir den Kanton St.Gallen statt bisher jahrlich
etwa 4,5 Mio. Franken noch héchstens etwa 3,5 Mio. Franken zur Verflgung stehen.

Eine Reduktion der Ausgaben in diesem Ausmass ist nicht moglich. Der Aufwand fir den
Hochwasserschutz nimmt im Gegenteil immer mehr zu. Anderseits erhalt der Kanton St.Gallen
im Rahmen des allgemeinen Finanzausgleichs erheblich mehr Mittel. Nach dem Gesetz tiber
die Umsetzung der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen
Bund und Kantonen wird deshalb die Differenz aus jenen Mitteln gedeckt, die dem Kanton im
Rahmen des allgemeinen Finanzausgleichs zufallen.

Geandert wurde indessen nicht nur die Hohe der Bundesbeitradge, sondern auch deren Auszah-
lung. Flr grossere Vorhaben mit Kosten von Uber 1 Mio. Franken werden unverandert projekt-
bezogene Subventionen zugesprochen. Deren Hohe betragt nach der revidierten eidgenossi-
schen Wasserbauverordnung (SR 721.100.1; abgekurzt eidg. WBV) zwischen 35 und 45 Pro-
zent. Fur alle anderen Vorhaben wird gestiitzt auf eine vierjahrige Programmvereinbarung eine
globale Abgeltung an den Kanton ausgerichtet. Der Kanton ist in der Verwendung der Mittel im
Rahmen der Programmvereinbarung frei. Aufgrund der Unterscheidung der Bundesbeitrage ist
auch das kantonale Wasserbaugesetz entsprechend anzupassen. Gleich wie auf Bundesstufe
erstellt das Tiefbauamt in Zusammenarbeit mit den betroffenen Stellen ein mehrjahriges Was-
serbauprogramm, das sowohl hochwasserschutzbedingte Vorhaben wie auch Renaturierungen
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enthalt. Das kantonale Wasserbauprogramm soll sich an den Zyklus der Programmvereinba-
rung mit dem Bund anlehnen.

2.2. Einfuhrung einer Prioritdtenordnung fiir Massnahmen

Im Entwurf fir ein neues Wasserbaugesetz werden die 6kologischen Aspekte starker hervor-
gehoben. Einerseits kommt Unterhalts- und Planungsmassnahmen Prioritéat vor baulichen Ein-
griffen in Gewassern zu. Anderseits werden qualitative Anforderungen an die Gestaltung von
Gewassern und Ufern gestellt.

2.3. Raumplanerische Massnahmen

Das eidgendssische Wasserbaugesetz in Verbindung mit der eidgendssischen Wasserbauver-
ordnung verpflichtet die Kantone, Gefahrenkataster und -karten zu erstellen und diese bei
raumwirksamen Tatigkeiten zu berticksichtigen. Nach Art. 6 Abs. 1 eidg. WBG leistet der Bund
im Rahmen bewilligter Kredite Abgeltungen fiir Massnahmen des Hochwasserschutzes. Er
gewahrt sie namentlich fur die Erstellung von Schutzbauten und Anlagen (Bst. a) sowie die
Erstellung von Gefahrenkatastern und Gefahrenkarten (Bst. b). Abgeltungen werden nach

Art. 6 Abs. 2 eidg. WBG jedoch nur gewahrt, wenn die vorgesehenen Massnahmen auf einer
zweckmassigen Planung beruhen und die gesetzlichen Anforderungen erfillen.

Unabdingbare Grundlagen fir eine zweckméassige Planung bilden die Ergebnisse der Abkla-
rungen betreffend gravitativer Naturgefahren. Als solche gelten die Gefahrdungen durch Lawi-
nen, Rutschungen, Murgange und Uberflutungen. Ereigniskataster und Karte der Phanomene
sind ein Verzeichnis beobachteter Ereignisse. Die Gefahrenhinweiskarte gibt einen Uberblick
dariiber, wo mit welchen gravitativen Naturgefahren zu rechnen ist. Die Intensitatskarten do-
kumentieren fur jede Gefahrenquelle, wo und wie oft sie in welcher Intensitat auftreten kann.
Die Gefahrenkarte schliesslich zeigt, wie stark ein Gebiet durch gravitative Naturereignisse
gefahrdet ist. Die Risikokarte zeigt, in welchen Gebieten mit den gréssten finanziellen Schaden
je Jahr zu rechnen ist. Die Gefahrenkarte bildet die fachliche Grundlage fur die Richt- und Nut-
zungsplanung sowie die Projektierung von Schutzmassnahmen. Gefahrenkarten sind kinftig
Voraussetzung, um Bundessubventionen fur Projekte zum Schutz vor Naturgefahren gemass
Waldgesetz und eidgendssischem Wasserbaugesetz zu erhalten.

Wichtig ist dabei, dass die Gefahrenkarten und die daraus abgeleitete planerische Umsetzung
mittelfristig splirbare Einsparungsmaoglichkeiten beim Gewéasserausbau bringen werden, indem
kunftig auf Projekte, die heute noch ausgefiihrt wiirden, verzichtet werden kann bzw. muss. Die
frihzeitige Freihaltung des erforderlichen Uberflutungsraums von Gewassern ist kostengiinsti-
ger als die nachtragliche Erstellung von Schutzbauten.

Ubergangsweise — d.h. bis zum Vorliegen der planerischen Grundlagen — werden Gewéasser-
ausbauten nur noch vorgenommen, wenn eine punktuelle Gefahrenabklarung diese als not-
wendig ausweist.

2.4, Perimeter
2.4.1. Kostenverlegungsverfahren

Das geltende Recht stellt nicht sicher, dass ein Perimeter Uberhaupt bzw. in welchem Zeitpunkt
er errichtet wird. In der Praxis kam es vor, dass Wasserbauprojekte 6ffentlich aufgelegt wur-
den, ohne dass ein Perimeter bestanden hatte oder wenigstens die Errichtung eines solchen
eingeleitet worden wére. Die vom Projekt betroffenen Eigentiimerinnen und Eigentiimer an-
grenzender Grundstiicke, Bauten und Anlagen wussten im Zeitpunkt der 6ffentlichen Auflage
des Ausbauvorhabens nicht, ob und gegebenenfalls wie viel sie an die Baukosten beizutragen
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hatten. Sie konnten deshalb auch nicht entscheiden, ob sie sich gegen das Projekt wenden
sollten oder nicht.

Kinftig sind die Bau- und die Unterhaltskosten in jedem Fall im Kostenverlegungsverfahren zu
regeln, selbst wenn Bund und Kanton keine Beitrage leisten. Wenn die Kostentragung nicht
durch Vereinbarung geregelt ist oder noch kein Perimeter besteht, ist ein solcher zu errichten.
Das Kostenverlegungsverfahren, das analog dem Strassengesetz ausgestaltet wird, ist mit
dem Verfahren fir das Wasserbauprojekt zu koordinieren. Dadurch wird sichergestellt, dass
Eigentiimerinnen und Eigentimer von Grundstiicken, Bauten und Anlagen, die Beitrdge an ein
Gewasserbauprojekt zu leisten haben, davon und tber die voraussichtliche Hohe der Beitrage
(Kostenvoranschlag) schon zum Zeitpunkt der Auflage des Ausbauprojektes in Kenntnis ge-
setzt werden.

2.4.2. Grundsatze zur Bemessung der Beitrage

Nach geltendem Recht umfasst der Perimeter die Grundstiicke, Bauten und Anlagen des Ge-
bietes, das durch den Ausbau des Gewéasserabschnitts besser vor Hochwasser gesichert ist.

Das neue Gesetz hélt sich an diesen Grundsatz. Die Hohe der Beitrdge soll sich nach dem
Interesse des Eigentums an Grundstiicken, Bauten und Anlagen am Schutz vor Hochwasser
und Erosion sowie nach den Nutzungsmadglichkeiten richten. Es ist jedoch angezeigt, bei der
Beitragsbemessung auch das Verursacherprinzip zu bericksichtigen. Oft sind Gewasseraus-
bauten gerade deshalb notwendig, weil Bauten und Anlagen nahe an Gewassern erstellt wur-
den. Sie verursachen einerseits den Gewasserausbau und haben anderseits zur Folge, dass
Gewasser nicht mehr naturnah ausgebaut, sondern — mangels Freiraum — hart verbaut oder
gar eingedolt werden missen, was wiederum deutlich hdhere Kosten mit sich bringt. Verursa-
chen Werke Dritter Mehrkosten, sind sie von diesen zu tragen und nicht den anderen Perime-
terpflichtigen zu Uberbinden. Als Verursacher gilt jene Eigentiimerin oder jener Eigentiimer am
auszubauenden Gewasserabschnitt, die Eigentiimerin oder Eigentimer des Grundstiicks, der
Baute oder Anlage ist, die fur eine kostenintensivere Verbauung des Gewassers ursachlich ist.
Uber diesen Verursacherbegriff hinaus werden nur Inhaberinnen und Inhaber kiinstlicher Was-
sereinleitungen perimeterpflichtig sein, wenn durch das Einleiten das natirliche Wasserregime
des Gewassers wesentlich geandert wird und dadurch erhéhte Aufwendungen fur wasserbauli-
che Massnahmen notwendig werden. Andere — oben liegende Grundstiicke — sind aus Prakti-
kabilitatsgriinden nicht einzubeziehen, weil sich ansonsten kaum eine verniinftige Begrenzung
der Kette der einzubeziehenden Grundstlicke, Bauten und Anlagen und damit des Perimeters
finden liesse.

2.5. Enteighung

Das heutige Recht enthélt keine enteignungsrechtlichen Bestimmungen. Enteignungsrechtliche
Probleme in Zusammenhang mit Wasserbauprojekten stellten sich in letzter Zeit aber immer
haufiger. Einerseits durfen Eindolungen grundsatzlich nicht mehr ersetzt werden und sind
durch offen geflihrte Gerinne zu ersetzen. Anderseits stellen sich enteignungsrechtliche Prob-
leme insbesondere bei Bachverlegungen, d.h. wenn eine Offenlegung am Ort der Eindolung
nicht mehr moglich ist, sich aber an anderer Stelle eine offene und hochwassersichere Wasser-
fuhrung kostengiinstiger bewerkstelligen liesse. Deshalb werden besondere enteignungsrecht-
liche Vorschriften in das Wasserbaugesetz aufgenommen. Die Vorschriften sind vorab fiir den
haufigsten Anwendungsfall — fiir die Bauausfiihrung — notwendig, weil Privateigentum vortber-
gehend beansprucht werden muss. Dies ist nur zulassig, wenn die privaten Rechte erworben
werden, sei es gutlich oder auf dem Enteignungsweg. In Ausnahmeféllen kann es erforderlich
sein, im Rahmen eines Wasserbauprojektes ein See- oder Fliessgewassergrundstiick auszu-
scheiden, mithin eine formelle Enteignung vorzunehmen. Auch ist denkbar, dass Wasserbau-
projekte in Einzelfallen zu einer materiellen Enteignung fihren kénnen.
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Das Enteignungsverfahren richtet sich grundsatzlich nach dem Enteignungsgesetz (sGS 735.1;
abgekirzt EntG). Zur Vereinfachung wird es im Wasserbaugesetz jedoch gleich wie im Stras-
sengesetz (sSGS 732.1; abgekurzt StrG) ausgestaltet. Wer private Rechte abtreten muss, wird
mit personlicher Anzeige von der 6ffentlichen Auflage und vom Enteignungsbegehren in
Kenntnis gesetzt. Die personliche Anzeige gilt als Einleitung des Enteignungsverfahrens, und
gleichzeitig mit der Einsprache gegen das Projekt ist auch Einsprache gegen die Zulassigkeit
der Enteignung zu erheben. Damit wird die Koordination zwischen Wasserbau- und Enteig-
nungsverfahren gewahrleistet.

3. Resultate der Vernehmlassung

Der Entwurf fir ein neues Wasserbaugesetz ging im Oktober 2007 in die Vernehmlassung. Die
Hauptstossrichtungen wurden begrisst. Grundsétzliche Einwénde erhoben vier landliche Ge-
meinden, die eine Kostenverlagerung zu Lasten der Gemeinden beflrchten.

In der Vernehmlassung wurden viele Antrége zu Teilfragen eingereicht. Im vorliegenden Ent-
wurf fir ein neues Wasserbaugesetz konnten folgende wesentliche Anliegen aus dem Ver-
nehmlassungsverfahren umgesetzt werden:

- Beschrankung der kantonalen Hoheit auf die kantonalen Gewasser; die Hoheit Uber die
anderen Gewasser obliegt kinftig den politischen Gemeinden;

—  Konkretisierung der von den politischen Gemeinden zu treffenden raumplanerischen Mas-
shahmen (Sicherung Gewasserraum, Ausscheidung Notentlastungsrdume, Erweiterung
der raumplanerischen Massnahmen);

- Regelung der Entschadigung fir den Uberlastfall;

— Schaffung einer ausdricklichen Rechtsgrundlage fur den Kanton zur Beitragsleistung bei
ausserordentlichen Elementarereignissen (Hochwasser);

— Beschrankung des Verordnungsrechts auf reine Vollzugsbestimmungen;

— Verzicht auf die Erhebung einer Auslésesumme bei Wegfall der Unterhaltspflicht.

Bezlglich Verzicht auf die Erhebung einer Auslésesumme flr bisherige Unterhaltspflichtige ist
beizufiigen, dass im Fall der Verlegung eines Gewasserabschnittes der Interessenausgleich
durch Art. 42 WBG-E (Beitrage Dritter) bzw. Art. 40, 41 und 44 WBG-E (Bestimmung der bei-
tragspflichtigen Eigentimerinnen und Eigentiimer von Grundstiicken, Bauten und Anlagen)
gewadhrleistet bleibt. Keine derartige Moglichkeit besteht fiir die Ubernahme der Unterhalts-
pflicht fir die kantonalen Gewasser durch den Kanton. Sollte der Umfang der kantonalen Ge-
wasser nach Art. 4 Abs. 1 Bst a WBG-E wesentlich erweitert werden, ist die Vorschrift GUber die
Erhebung einer Auslésesumme wieder angezeigt.

Einige Antrage in der Vernehmlassung konnten nicht beriicksichtigt werden. Die Grunde liegen
zum einen im Ubergeordneten Recht, zum anderen wirden verschiedene Zusatzbegehren zu
weiteren erheblichen finanziellen Mehrbelastungen fir Kanton und Gemeinden flihren.
Schliesslich gab es kontrovers beurteilte Einzelfragen, weshalb am in der Gesetzesvorlage
vorgesehenen Kompromiss festgehalten wird. Zu den nicht berlicksichtigten Anliegen gehoéren
u.a. folgende Begehren:

a) Gleichsetzung des Schutzes von Kulturland mit jenem von Menschen

Das Wasserbaugesetz bezweckt den Schutz von erheblichen Sachwerten, wozu im Einzelfall
auch Kulturland gehoéren kann. Allerdings ist ein genereller Schutz von jeglichem landwirt-
schaftlichem Kulturland nicht méglich. Dies widersprache nicht nur dem lbergeordneten eidge-
nodssischen Recht, auch die Kosten fiir Bau und Unterhalt von Hunderten von Kilometern zu-
satzlicher Uferverbauungen waren nicht finanzierbar.
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b) Begehren zur Klassierung

An den Einteilungskriterien der Gewasser fur die einzelnen Klassen wird festgehalten. Der Kan-
tonsklasse werden keine weiteren Gewéasser zugeschieden; die Abgrenzung nach Art. 59

BauG ist sachgerecht, auch unter dem Gesichtspunkt des Gefahrenpotenzials. Wenn die Liste
der kantonalen Gewasser erganzt werden soll, missten die zusatzlichen Gewéasser oder Ge-
wasserabschnitte auch dem 25 m Abstand nach Art. 59 BauG unterliegen. Dem weiteren An-
trag, Meliorationsgewasser, die mit Meliorationskrediten ausgebaut wurden, in die Gemeinde-
klasse aufzunehmen, kann aus sachlichen Griinden nicht entsprochen werden. Auch diese
Gewasser sind jedoch nach Art. 4 Abs. 1 Bst. b WBG-E zu beurteilen und gegebenenfalls als
Gemeindegewasser zu klassieren.

¢) Abschaffung der Verfahrensvorschriften fir den Unterhalt

In den Stellungnahmen wurde z.T. Gbersehen, dass nach geltendem Recht fir bestimmte «Un-
terhaltsarbeiten» ein ordentliches Verfahren durchgefuhrt werden muss. Die bundesrechtlichen
Vorschriften Gber Fischerei, Natur- und Heimatschutz lassen es weder zu, bestimmte Sachver-
halte auf kantonaler Stufe als nichtbewilligungspflichtig zu erklaren, noch die Bewilligungskom-
petenz an die Gemeinden zu delegieren. Vor diesem Hintergrund ist der Vorschlag von Art. 9 f.
WBG-E aus der Sicht der Regierung der beste Weg und stellt gegentber der heutigen tatsach-
lichen rechtlichen Regelung eine Vereinfachung dar.

d) Renaturierung

Teilweise wurde bemangelt, dass der Renaturierung zu viel Raum eingerdumt werde, teilweise
wurde eingewendet, die Renaturierung werde im neuen Gesetz zu wenig berlcksichtigt. Je
nach Standpunkt sei auch eine andere Priorisierung vorzunehmen. Hochwasserschutz und
Renaturierung stellen in der Regel keinen Gegensatz dar, sondern erganzen sich. Ohne Mass-
nahmen zu Gunsten der Natur sind Hochwasserschutzprojekte rechtlich nicht durchsetzbar und
wirden vom Bund auch nicht mitfinanziert. Auf eine gesetzliche Priorisierung ist deshalb zu
verzichten, Hochwasserschutz und Renaturierung sind grundsatzlich gleichwertig.

e) Finanzierung von reinen Renaturierungsvorhaben

Im Weiteren wird beantragt, reine Renaturierungen durch einen Sonderfond zu finanzieren und
daflr die Nutzungsentschadigungen gemass Gesetz Uber die Gewassernutzung (sGS 751.1;
abgekirzt GNG) einzusetzen. Damit werde sichergestellt, dass tatsachlich Vorhaben zur reinen
Renaturierung auch «im erforderlichen Mass» ausgefiihrt wirden. Diesem Vorschlag kann
nicht entsprochen werden. Die Nutzungsentschadigungen werden nicht erhoben als Gegenleis-
tung zu Beeintrachtigungen der Gewasser, sondern als Abgeltung fiir die Sondernutzung, die
Private an einem Gut des Kantons haben. Die Frage, in welchem Mass reine Renaturierungen
ausgefuhrt werden sollen, soll durch den Kantonsrat im Rahmen von Art. 18 ff. WBG-E ent-
schieden werden. Eine Quotenregelung im Gesetz wiirde die Flexibilitdt des Kantonsrates zu
sehr einschranken.

f) Finanzierung von Bau und Unterhalt

Die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens sind kontrovers. Einerseits wird beantragt, die
Kosten fir die Kantonsklasse seien ausschliesslich vom Kanton zu tragen, jene der Gemeinde-
klasse ganzlich von den politischen Gemeinden. Andere Vernehmlassungsadressaten beman-
geln bereits die vorgeschlagene Kompromisslésung als eine zu weitgehende Entlastung der
Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimer von ihren Pflichten gemass heutigem Gesetz.
Bau und Unterhalt von Gewassern bleiben eine Verbundaufgabe. Bereits der Vorschlag ge-
mass der Vernehmlassungsvorlage vom Oktober 2007 hat hohe Mehrkosten fir Kanton und
Gemeinden zur Folge; er stellt einen vertretbaren Kompromiss dar.
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4. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

Titel. FUr das Gesetz wurde der kurze Titel «Wasserbaugesetz» gewahlt. Dieser ist in einem
umfassenden Sinn zu verstehen. Er beinhaltet Gewasserunterhalt, Gewéasserbau und Renatu-
rierung.

Art. 1. Das Wasserbaugesetz misst dem Unterhalt der Gewasser starkere Bedeutung zu als

das bisherige Recht. Die hohe Bedeutung des Unterhalts hat zwei Griinde:

- oft verhindert guter Unterhalt grossere Schaden am Gewasser, wodurch teure wasserbau-
liche Massnahmen vermieden werden kdnnen. Mit einem ausreichenden Unterhalt, den
das Gesetz zur Pflicht macht, kdnnen sich Ersatzinvestitionen kiinftig eriibrigen bzw. las-
sen sie sich zumindest zeitlich erheblich verzdgern;

- koénnen wegen gutem Unterhalt wasserbauliche Massnahmen vermieden werden, bleiben
entsprechend mehr Gewasser in naturlichem oder naturnahem Zustand. Das entspricht ei-
nem Hauptziel des Gesetzes (Art. 2 Bst. b WBG-E).

Das bisherige Recht fand nur auf die 6ffentlichen Gewéasser Anwendung. Die Unterscheidung
von offentlichen und privaten Gewassern kann allerdings — unter wasserbaupolizeilichen Ge-
sichtspunkten — nicht mehr aufrechterhalten werden. Einerseits sind alle oberirdischen Gewas-
ser dem eidgendssischen Wasserbaugesetz unterstellt; anderseits erfordert auch eine gesamt-
heitliche Betrachtungsweise beim Umgang mit Gewassern, die Differenzierung aufzugeben.
Die Gewasser bilden ein zusammenhéngendes System. Fliessgewasser stehen in Verbindung
mit Seen, oberirdische Gewasser mit Grundwasser, kleine Gewasser mit grossen. Die Ande-
rung der Versickerungsbedingungen und die Versiegelung des Bodens beeinflussen den Ge-
wasserhaushalt. Jedes Gewasser, an dem Massnahmen getroffen werden sollen, ist Teil eines
umfassenden Ganzen. Auch ein kleiner Bach kann von Bedeutung sein. Wird er nicht ord-
nungsgemass unterhalten, entstehen Gefahren flr das angrenzende Land oder fir den unter-
liegenden Gewasserteil. Ein unsachgemasser Eingriff verdndert die Landschaft, gefahrdet Fi-
sche und Pflanzendecke und stort das dkologische Gleichgewicht. Dies fuhrt zum Verzicht auf
die Unterscheidung zwischen 6ffentlichen und privaten Gewdassern. Sie fuhrt auch dazu, dass
das neue Gesetz nicht nur den Hochwasserschutz regelt, sondern alle Massnahmen, die auf
das Gewassersystem einen wesentlichen Einfluss haben.

Neu unterstehen alle Oberflachengewasser, ob stehend oder fliessend, ob gross oder klein,
grundséatzlich dem Wasserbaugesetz. Mit der Einschrankung des Geltungsbereichs auf die
Oberflachengewasser sind einzig die Grundwasservorkommen generell ausgenommen

Auch wenn grundsatzlich alle Oberflachengewéasser dem Gesetz unterstehen, bleiben Abgren-

zungsprobleme:

— das Gesetz stellt zunachst klar, dass ein Bach auch dort ein Oberflachengewasser bleibt,
wo er in den Boden verlegt wurde. Dies entspricht sowohl dem Grundsatz der Einheit der
Materie als auch dem Prinzip, dass nur das Grundwasser vom Geltungsbereich des Ge-
setzes ausgenommen ist;

— fur die Unterstellung unter das Gesetz ist es nicht erforderlich, dass ein Gewasser standig
Wasser flhrt oder zeitweise austrocknet. Ein Abgrenzungskriterium fiir die Annahme eines
Gewassers kann die Ausbildung eines Bettes sein. Immerhin muss auch die bloss zeitwei-
se Wasserflihrung regelmassig und normal sein;

— zur Klarstellung werden Meteorwasserleitungen ausdriicklich vom Geltungsbereich ausge-
nommen. Diese kinstlich erstellten Anlagen sind — selbst wenn sie offen geflihrt werden —
nur von untergeordneter wasserbaulicher Bedeutung.

Fur stehende Gewasser nennt das Gesetz kein Abgrenzungskriterium. Dennoch untersteht
nicht jede «Pfltze» dem Gesetz. Entscheidend ist, ob ein stehendes Gewasser fur das Errei-
chen des Gesetzeszweckes (Art. 2 WBG-E) von Bedeutung ist. Von Bedeutung sind grundsatz-
lich alle kiinstlichen Anlagen, soweit sich diese im Hauptschluss des Gewassers befinden. Lie-
gen sie ausserhalb davon, so unterstehen dem Wasserbaugesetz nur grosse Stauanlagen und
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Ruckhaltebecken, die ein erhebliches Gefahrdungspotenzial darstellen. Kleine kiinstliche Anla-
gen wie Feuerwehrweiher, Schwimmbecken und andere Badeanlagen sowie Biotope, Garten-
und Amphibienteiche unterliegen demgegenuber nicht den Vorschriften des Wasserbaugeset-
zes.

Ist streitig, ob fir ein Gerinne oder eine Wasserflache die Bestimmungen des Wasserbauge-
setzes anwendbar sind, hat die zustandige Aufsichtsbehotrde vorfrageweise dartber zu ent-
scheiden. Die Betroffenen haben dartber hinaus die Mdglichkeit, unabh&ngig von einem kon-
kreten Verfahren die Durchfiihrung eines Feststellungsverfahrens zu beantragen. Die Zustéan-
digkeit fur dessen Beurteilung richtet sich nach der allgemeinen Zustandigkeitsordnung von
Art. 8 WBG-E.

Art. 1 Abs. 3 bestimmt den Umfang des Begriffs «Gewasser» im Sinn des Erlasses. Zum Ge-
wasser gehdren jene Elemente, die eine funktionale Zugehdérigkeit zur Hauptsache aufweisen.
Zum Gewasser gehoren insbesondere das Gerinne bzw. die Wasserflache, das angrenzende
Ufer, allfallige Schutzbauwerke, Damme, Schittungen, Durchléasse, Fischaufstiege, zum Ge-
wassergrundstick vermarkte Uferstreifen, R6hren eingedolter Bache, Pegel, Signale, Pfahle,
Schleusen. Andere Bauwerke, die Gegenstand einer bewilligten Gewassernutzung sind, geho-
ren nicht dazu. Ebenso gelten Briicken als Bestandteile der Strasse, nicht der Gewasser.

Art. 2. Das Gesetz regelt allgemein das Verhalten des Menschen im Umgang mit den Oberfla-
chengewassern (Bst. b und c) und im Fall der Gefahr (Bst. a). Einerseits bezweckt das Gesetz,
dass bei einer Gefahrdung Schutzmassnahmen getroffen werden, anderseits sollen Gewasser
in naturnahem Zustand erhalten bzw. wieder in einen naturnahen Zustand zuriickversetzt wer-
den. Der Begriff Schutzmassnahmen ist in diesem Zusammenhang nicht eng zu verstehen. Er
umfasst, wie sich aus Art. 3 WBG-E ergibt, auch raumplanerische Massnahmen.

Die Ziele sind grundsatzlich gleichwertig. Auf die Festlegung einer Prioritat wurde bewusst ver-
zZichtet. Zwar kdnnen die Ziele in Konflikt stehen, wenn die Bewaltigung einer Gefahr einen
«harten» Eingriff ins Gewasser erfordert. Welchem Ziel der Vorzug gebihrt, wird jeweils im
Einzelfall — aufgrund einer umfassenden Interessenabwagung — festgelegt werden mussen.

Aus dem Zweckartikel ergibt sich, dass Wasserbau im herkémmlichen Sinn nicht leichthin be-
trieben werden soll, sondern nur, wenn Menschen, Tiere und erhebliche Sachwerte bedroht
sind. Der Schutz lediglich unerheblicher Sachwerte rechtfertigt keinen Eingriff. Im Weiteren —
wenn auch im Gesetz nicht ausdriicklich erwéhnt — ist beizufligen, dass auch eine bloss gerin-
ge Gefahr in der Regel noch keinen Eingriff in das Gewasser zu rechtfertigen vermag. Men-
schen, Tieren und erheblichen Sachwerten missen ernsthafte Gefahren drohen. Dies bedeu-
tet, dass nicht jede noch so hypothetische Gefahrdung bereits Schutzmassnahmen rechtfertigt.
Anderseits wird auch nicht verlangt, dass die Gefahr derart akut ist, dass sich geradezu not-
fallmassig Massnahmen aufdrangen. Wasserbau, speziell Hochwasserschutz, soll voraus-
schauend betrieben werden. Kinftig werden deshalb Eingriffe in das Gewasser zu Schutzzwe-
cken nur vorgenommen, wenn einerseits Gefahren-, Risiko- und Schutzdefizitkarten eine
ernsthafte Gefahrdung ausweisen und anderseits keine Moglichkeit besteht, das Ziel auch mit
milderen Massnahmen (primar Unterhaltsmassnahmen, sekundéar raumplanerische Massnah-
men) zu erreichen.

Das Gesetz bezweckt auch die Wiederherstellung naturnaher Gewasser (Bst. ¢). Im Vorder-
grund stehen reine Renaturierungen. Darunter ist die Wiederherstellung méglichst naturnaher
Verhéltnisse an Gewassern oder Gewasserabschnitten aus 6kologischen Griinden zu verste-
hen, ohne dass die Eingriffe aus Grinden des Hochwasser- oder Erosionsschutzes ebenfalls
erforderlich waren. Keine reine Renaturierung liegt vor, wenn die baulichen Massnahmen auch
eine Erneuerung oder Verbesserung des Hochwasserschutzes bewirken.
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Art. 3. Diese Bestimmung legt eine Prioritatenordnung fir die Massnahmen fest, die fir den
Hochwasserschutz eingesetzt werden. Erste Prioritat hat der Unterhalt. Wo Unterhalt gentgt,
um Uberschwemmungen zu vermeiden, soll nicht verbaut werden. So lange Unterhalt genigt,
um den Hochwasserschutz zu gewéhrleisten, besteht kein 6ffentliches Interesse an weiterge-
henden Massnahmen. Wo Unterhalt aber nicht mehr ausreicht, ist zunachst zu prifen, ob
raumplanerische Massnahmen Abhilfe schaffen kénnen. Erst wenn auch sie nicht gentigen,
kommen wasserbauliche Massnahmen im engeren Sinn in Betracht.

Art. 4. In Abweichung zur abgelehnten Vorlage sollen die Gewasser neu in drei Klassen einge-
teilt werden. Die Einteilung dient insbesondere als Grundlage fir eine abgestufte Regelung
hinsichtlich Zustandigkeit, Wasserbaupflicht und Finanzierung. Als kantonale Gewasser gelten
die Flisse nach Art. 59 Abs. 3 BauG. Als Gemeindegewasser gelten jene Fliessgewasser, die
mit hochwasserbedingter finanzieller Unterstiitzung von Bund und Kanton ausgebaut wurden
oder werden. Die anderen Gewasser gehoéren zu den tbrigen Gewassern. Wird ein «ubriges
Gewadsser» mit Beitrdgen von Kanton (und Bund) aus Griinden des Hochwasserschutzes aus-
gebaut, wird es als Gemeindegewasser eingestuft. Die Umklassierung erfolgt mit der Geneh-
migung des Vorhabens nach Art. 32 WBG-E.

Fir die Klassierung der kantonalen Gewasser und der Gemeindegewasser wird vom Kanton
bzw. der politischen Gemeinde ein Plan geflhrt; dieser hat deklaratorischen Charakter. Die
kantonalen Gewasser sind im Wasserbaugesetz genannt. Die abschliessende Aufzahlung ori-
entiert sich an Art. 59 Abs. 3 BauG. Die Anlehnung ist sachlich notwendig, weil — u.a. mit Blick
auf die Gefahrdung durch Hochwasser — bei den Flissen nach Art. 59 Abs. 3 BauG ein Ge-
wasserabstand von 25 m gilt. Rechtsgrundlage fir die Einstufung als Gemeindegewasser ist
die aus Hochwasserschutzgrinden erfolgte Beitragszahlung von Kanton (und Bund) an dessen
Bau oder Ausbau. Fir Umklassierungen von Ubrigen Gewassern zur Gemeindeklasse ist die
Genehmigung nach Art. 32 WBG-E massgebend.

Art. 6. Die wasserbaupolizeiliche Hoheit tber die kantonalen Gewéasser soll dem Kanton oblie-
gen, fur die Ubrigen Gewasser der politischen Gemeinde. Diese Aufteilung entspricht der im
Entwurf fir ein neues Wasserbaugesetz fir Bau und Unterhalt von Gewassern vorgesehenen
Aufgabenteilung zwischen Kanton und Gemeinden (vgl. Art. 8, Art. 22 ff. WBG-E).

Davon zu unterscheiden ist die Hoheit des Kantons hinsichtlich der Nutzung von Gewassern.
Fur die Nutzung von Gewassern, die eine bestimmte Bedeutung haben, steht die Hoheit un-
verandert dem Kanton zu («6ffentliche Gewasser»; vgl. Art. 2 GNG. Fir die Nutzung von Ge-
wassern, die die Schwellenwerte von Art. 2 GNG nicht erreichen, besteht keine Bewilligungs-
pflicht nach dem Gewassernutzungsgesetz. Sind mit der Nutzung indessen Eingriffe in das
Gewasser verbunden, ist ein Verfahren nach dem Wasserbaugesetz durchzufiihren. Einer Be-
willigung bedarf auch, wer ein privates Gewasser zur Krafterzeugung nutzen will (Art. 9 Ziff. 4
GNG).

Art. 7. Die Vorschrift umschreibt den Umfang der Wasserbaupflicht. Wenn auch der Einfachheit
halber nur von Wasserbaupflicht gesprochen wird, beinhaltet sie nach Art. 7 Abs. 1 WBG-E
auch die Pflicht, Gewasser zu unterhalten, zu renaturieren bzw. allenfalls auszubauen. Die
Wasserbaupflicht nach Abs. 2 dieser Vorschrift besteht unabhéngig davon, ob das Gewasser
als eigenes Grundstlick ausgeschieden ist oder nicht. Die eigentumsrechtlichen Verhaltnisse
sind unerheblich.

Der Gesetzesentwurf sieht im Unterschied zur abgelehnten Vorlage vor, dass die Wasserbau-
pflicht bei kantonalen Gewé&ssern dem Kanton obliegt, bei Gemeindegewéassern den politischen
Gemeinden und bei den Ubrigen Gewassern den Eigentiimerinnen und Eigentimern der an-
grenzenden Grundstiicke, Bauten und Anlagen. Der Ausdruck «angrenzend» ist nicht eng aus-
zulegen. Grundstiicke, Bauten und Anlagen sind im Sinn des Gesetzes dann «angrenzend» an
ein Gewasser, wenn sie ein Interesse am Schutz vor dessen Hochwasser oder erosionsbeding-
ten Auswirkungen haben (vgl. Art. 40 Abs. 3 WBG-E). Hinsichtlich der Unterhaltspflicht der
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Seeufer ist an der bisherigen Ordnung festzuhalten. Eine Abkehr vom bisherigen Grundsatz ist
nicht angezeigt.

Was den offenen See anbelangt, ist anzumerken, dass Art. 5 des Bundesgesetzes uber die
Binnenschifffahrt (SR 747.201; abgekurzt BSG) die Kantone ohnehin verpflichtet, schiffbare
Gewasser schiffbar zu erhalten. Nach Art. 6 BSG konnen die Kantone festgefahrene, gesunke-
ne oder betriebsuntaugliche Schiffe und andere Gegenstande, welche die Schifffahrt behindern
oder gefahrden, auf Kosten des Halters und des Eigentimers entfernen, wenn diese es nicht
innert der ihnen gesetzten Frist tun. In Berlcksichtigung dieser Rechtslage veranlasst das
Schifffahrtsamt jedes Jahr, bei Bedarf als Praventivmassnahme, die gezielte Entfernung von
die Schifffahrt im Besonderen gefadhrdenden Hindernissen, wie knapp an der Oberflache trei-
bende Wurzelstbcke, Baumstdmme usw. Fir weitergehende Reinigungsmassnahmen, nament-
lich an den Seeufern, besteht aus kantonaler Sicht keine Notwendigkeit.

Art. 8. Der politischen Gemeinde obliegt die Aufsicht Giber die Gemeindegewasser sowie die
Ubrigen Gewdasser auf ihrem Gemeindegebiet. Sie hat in dieser Funktion namentlich dartber zu
wachen, dass Unterhalt (Art. 9 f. WBG-E) und die Wasserbau (Art. 14 ff. WBG-E) ordnungsge-
mass erfullt und das polizeiliche Verbot von Art. 57 WBG-E durchgesetzt werden. Trifft die poli-
tische Gemeinde bei diesen Gewasserklassen Missstande an, hat sie die ndtigen Verfiigungen
zu erlassen.

Das zustandige Departement (zurzeit das Baudepartement, Art. 25 Bst. ¢ des Geschéftsregle-
mentes des Regierung und der Staatskanzlei, sGS 141.3) hat die Aufsicht Uber die kantonalen
Gewasser. Zudem obliegt ihm die Oberaufsicht Uber die Gemeindegewasser und die tbrigen
Gewaésser.

Art. 9. In Beachtung der in Art. 4 WBG-E festgesetzten verbindlichen Reihenfolge ist der Ge-
wasserunterhalt in Art. 9 ff. WBG-E als erste Massnahme aufgefiihrt. Damit soll dessen vorran-
gige Stellung verdeutlicht werden.

Der Unterhalt an einem Gewasser dient in erster Linie dazu, die Abflusskapazitat des Gerinnes
bei Hochwasser zu gewahrleisten. Durch falsch ausgefihrte oder durch «zu gut gemeinte»
Unterhaltsarbeiten, insbesondere durch das vollstandige Entfernen oder Uberméassige Zurtick-
schneiden der Ufervegetation, wird der Gewasserlebensraum in der Regel jedoch erheblich
beeintrachtigt. Im Ubrigen kann bei unsachgemassen Unterhaltsarbeiten auch die Stabilitat des
Ufers in Mitleidenschaft gezogen werden. Die Unterhaltsarbeiten sollen deshalb zurtickhaltend
und schonend erfolgen. Dies dient den Interessen der Natur und jenen der Unterhaltspflichtigen.

Art. 9 Abs. 2 WBG-E enthalt eine beispielhafte Aufzahlung von Unterhaltsmassnahmen. Sie
orientiert sich am bisherigen Art. 30 WBG. Mit der Auflistung im Gesetz soll zum einen Trans-
parenz geschaffen werden, zum anderen soll mit der Umschreibung «insbesondere» auch eine
gewisse Flexibilitdt gewahrt bleiben.

Art. 10. Im Gegensatz zu wasserbaulichen Massnahmen, fiir die das Planverfahren (Art. 21 ff.
WBG-E) durchzufiihren ist, sollen Unterhaltsmassnahmen grundséatzlich von den Verfahren
nach dem Wasserbaugesetz befreit werden. Darunter fallt etwa die periodische Pflege der
Ufervegetation (Zurtickschneiden). Allerdings stehen einer vollstandigen verfahrensrechtlichen
Befreiung aller Unterhaltsmassnahmen von allen Verfahrensvorschriften bundesrechtliche
Bestimmungen entgegen (Art. 22 Abs. 1 des Bundesgesetzes lber die Raumplanung [SR 700;
abgekirzt RPG]; Art. 22 des eidgenotssischen Natur- und Heimatschutzgesetzes [SR 451.0;
abgekirzt NHG]; Art. 8 des Bundesgesetzes Uber die Fischerei [SR 923.0]). Die bundesrechtli-
chen Verfahrensvorschriften kbnnen durch das kantonale Recht nicht geéandert werden. Der
Gesetzesentwurf sieht deshalb fiir bestimmte Unterhaltsmassnahmen wie etwa die Entfernung
der Ufervegetation ein Meldeverfahren vor, das sich am Meldeverfahren von Art. 82ter BauG
orientiert. Die Arbeiten durfen ausgefiihrt werden, wenn die zustdndigen kantonalen Behérden
nicht innert 30 Tagen schriftlich mitteilen, dass:
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a) die Meldung unvollstandig ist,

b) fir die Beurteilung der Unterhaltsarbeiten das vereinfachte oder ordentliche Planverfahren
durchzufihren ist oder

c) die Unterhaltsarbeiten unzulassig sind und die Bewilligung fir deren Ausfuhrung verwei-
gert wird.

Die entsprechenden Mitteilungen der kantonalen Stellen sind Verfligungen, die begriindet wer-

den mussen. Fir Bst. a und b wird der Umfang der Begriindung in der Regel klein sein, bei

Bst. c ist eine ausfiihrliche Begriindung erforderlich. Wenn das Vorhaben ohnehin nicht bewilli-

gungsfahig ist, macht es keinen Sinn, das Vorhaben zuerst noch dem vereinfachten oder or-

dentlichen Verfahren zu unterstellen. Bst. c ist fur offensichtlich nicht bewilligungsfahige Mel-

dungen bzw. Gesuche vorgesehen.

Die Grundziige der Regelung sind im Gesetzesentwurf enthalten. Einzelheiten, insbesondere
etwa die ndhere Konkretisierung der Unterhaltsmassnahmen und die Umschreibung der zur
Beurteilung einzureichenden Unterlagen, Zustellung einer Eingangsbestatigung an den Ge-
suchsteller mit Angabe des Ergebnisses der Vollstandigkeitsprifung und des Datums, an wel-
chem das Vorhaben friihestens ausgefuhrt werden darf, oder der Einbezug von Dritten im Ver-
fahren nach Art. 10 Abs. 2 Bst. c WBG-E sollen in einer Verordnung geregelt werden.

Art. 11. Abs. 1 legt fest, dass die Trager der Wasserbaupflicht fiir die Ausfuhrung des ord-
nungsgemassen Gewasserunterhalts verantwortlich sind. Kommen sie dieser Pflicht nicht
nach, muss die Aufsichtsbehérde einschreiten.

Art. 11 Abs. 2 enthalt keine Kompetenz, die notwendigen Unterhaltsmassnahmen auf Kosten
der sdumigen Pflichtigen unmittelbar durch Ersatzvornahme durchfihren zu lassen. Grundsatz-
lich ist — wenn nicht Gefahr in Verzug ist (vgl. Art. 37 WBG-E) — in einer Verfligung festzustel-
len, welche Unterhaltsmassnahmen erforderlich sind, jedoch nicht ausgeftihrt wurden. Gleich-
Zeitig ist eine kurze Frist zur Ausfihrung zu setzen, verbunden mit der Androhung der Ersatz-
vornahme. Das Vorgehen richtet sich nach Art. 105 f. des Gesetzes Uber die Verwaltungs-
rechtspflege (sGS 951.1; abgekiirzt VRP).

Art. 12. Die Verpflichtung der Kantone zur Grundlagenerhebung im Bereich der Naturgefahren
ergibt sich aus dem Bundesrecht, vorab aus der Wasserbau- und der Waldgesetzgebung. Die
entsprechenden Arbeiten laufen. Die Kosten fir die Ersterstellung der Unterlagen werden vom
Kanton getragen, soweit nicht Bundesbeitrage erhdltlich sind. Der Hauptgrund dafur liegt darin,
dass sich Lawinen, Rutschungen, Murgange und Uberflutungen nicht an politische Grenzen
halten. Die Naturgefahren orientieren sich an Gewassersystemen, geologischen und topogra-
phischen Gegebenheiten, nicht aber an Gemeindegrenzen. Auch sind nicht alle Gemeinden in
gleicher Weise von Naturgefahren betroffen.

Aufgabe der politischen Gemeinden ist es anschliessend, die Ergebnisse der kantonalen Ge-
fahrenabklarungen in der Ortsplanung zu berlcksichtigen. Das bestehende Gefahren- und
Schadenpotenzial ist zu vermindern, die Schaffung neuer Schadenpotenziale ist zu vermeiden.
Die kommunalen Behdrden haben mit ortsplanerischen Massnahmen (baureglementarische
Bestimmungen, Umzonungen, Nichteinzonungen oder Auszonungen von Flachen mit Schutz-
defizit) den gefahrdeten Raum zu sichern. Durch baupolizeiliche Vorschriften ist dem Objekt-
schutz Rechnung zu tragen, soweit das Schutzdefizit nicht auf andere Weise beseitigt werden
kann. Soweit notwendig sind Notentlastungsraume auszuscheiden. Um den Gemeinden bei der
Umsetzung moglichst umfassende Méglichkeiten einzuraumen, wird Art. 28octies BauG gean-
dert und durch eine offenere Umschreibung ersetzt. Dies erméglicht es den Gemeinden, sach-
bezogene Losungen fir den Einzelfall zu treffen. Die Nutzung soll konkretisiert werden kdnnen,
um das Interesse an der Nutzung mit dem Interesse an einer Minimierung des Schadenpoten-
zials moglichst in Ubereinstimmung zu bringen. Wenn weder Unterhalt noch raumplanerische
Massnahmen die Gefahrdung auf ein vertretbares Mass reduzieren konnen, sind wasserbauli-
che Massnahmen vorzunehmen.
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Teil der Umsetzungsmassnahmen der kommunalen Behdorden bilden aktualisierte Gefahren-,
Risiko- und Schutzdefizitkarten fir jenes Teilgebiet, fur das die Massnahmen eine Verbesserung
bewirken sollen. Die Karten sind Teil der Umsetzungsmassnahmen (z.B. Teil der 6ffentlichen
Auflage fur ein Wasserbauprojekt [Art. 23 WBG-E]). Sie betreffen naturgemass nur eine Teilfla-
che. Die Kostenverteilung richtet sich deshalb nach dem Kostenverteiler fiir die Massnahmen, die
mit der Umsetzung verbunden sind. Die gednderten Grundlagen sind dem Kanton zusammen mit
den Massnahmen zur Genehmigung einzureichen (z.B. fir ortsplanerische Anderungen [Baureg-
lement, Zonenplan, Sondernutzungsplan]: Art. 31 BauG,; fiir Anderungen an einer offentlichen
Strasse: Art. 13 Abs. 2 StrG; fur wasserbauliche Massnahmen: Art. 32 WBG-E).

Zustandig fur die Nachfihrung der Gesamtkarten und -register tiber die gravitativen Naturge-
fahren ist die zustandige kantonale Stelle. Zu diesem Zweck sind diese auf die Mitarbeit der
politischen Gemeinde angewiesen. Einzelheiten des Vollzugs, insbesondere beziglich Nach-
fuhrung, Zusammenarbeit und Koordination, sollen in der Verordnung geregelt werden.

Art. 13. Das Gesetz nennt jene wasserbaulichen Massnahmen, die haufig vorkommen. Die
Aufzahlung ist nicht abschliessend. Zu den wasserbaulichen Massnahmen gehéren alle Eingrif-
fe am Gerinne oder Ufer, die der Gefahrenabwehr oder der Renaturierung dienen und den
Rahmen des Unterhalts sprengen. Nicht zu den wasserbaulichen Massnahmen nach Wasser-
baugesetz gehort der forstliche Bachverbau, der sich nach den Vorschriften der Forstgesetz-
gebung richtet (Bundesgesetz tiber den Wald [SR 921.0] und eidgendssische Verordnung Uber
den Wald [SR 921.01)).

Die konkrete Ausgestaltung einer wasserbaulichen Massnahme ist im Einzelfall festzulegen.
Dabei ist von den Grundsétzen (Art. 14 WBG-E) sowie vom Gesetzeszweck (Art. 2 WBG-E)
auszugehen.

Art. 14. Die Vorschrift umschreibt die Grundsétze fur Planung und Ausfiihrung von Wasserbau-
projekten. Die Interessen widersprechen sich teilweise; der Gesetzesentwurf verlangt indessen,
dass diese Gesichtspunkte zu erheben und im Einzelfall aufgrund einer umfassenden Interes-
senabwagung zu gewichten sind.

Zu den anerkannten Grundsatzen eines umwelt- und siedlungsgerechten Wasserbaus (Bst. h)
gehdren auch die 6kologischen Belange. Sie beschreiben die Wechselbeziehungen zwischen
Lebewesen und Umwelt in einem ungestdrten Haushalt der Natur. Massnahmen am Gewasser
durfen grundsatzlich keine Veranderungen am Okosystem zur Folge haben, weil sie sonst zu
einem dauernden Verlust von Biotopen fiihren kénnten. Schadigungen eines Okosystems kon-
nen dariiber hinaus auch zur Artenverarmung und damit auch zur Schadigung anderer Okosys-
teme fuhren. Art. 14 Bst. h WBG-E bedeutet somit auch, dass bei Wasserbauprojekten (wie im
Ubrigen auch beim Gewésserunterhalt nach Art. 9 ff. WBG-E) das Wohl der Lebensgemein-
schaften (Tiere und Pflanzen) verstarkt zu berlcksichtigen ist. Aus diesem Grund sind im
Rahmen der Projektierung die Auswirkungen beabsichtigter Massnahmen auf die Umwelt ab-
zuschéatzen, sowohl fur die Bauphase als auch fir den Endzustand. Bei unbelasteten, noch
natirlichen Gewassern ist insbesondere darauf zu achten, dass sich die Fliessgeschwindigkei-
ten, die Sohlen- und Ufersubstrate, die vom Hochwasser Uberfluteten Flachen und die Belich-
tungsverhaltnisse durch die Bau- und Unterhaltsmassnahmen nicht verschlechtern. Bei schon
belasteten Fliessgewassern bedeutet dieser Grundsatz, dass die Verhaltnisse durch gezielte
Massnahmen verbessert werden missen.

Art. 15. Die Bestimmung hélt in allgemeiner Weise fest, welche Voraussetzungen erfillt sein
mussen, um wasserbauliche Massnahmen an einem Gewéasser vorzunehmen.

Gewasser werden baulich verandert, wenn die prioritaren Massnahmen nach Art. 3 Ziff. 1

und 2 WBG-E (Gewasserunterhalt; raumplanerische Massnahmen) nicht die notwendige Wir-
kung zeigen. Dies ist etwa der Fall, wenn fir ein dicht Giberbautes, hochwassergefahrdetes
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Gebiet die Gefahrdung weder mit Unterhaltsmassnahmen noch mit raumplanerischen Anpas-
sungen auf ein vertretbares Restrisiko herabgesetzt werden kann.

Art. 16 und 17. Nach der heutigen gesetzlichen Regelung sind Projekterstellung, Verfahren und
Oberbauleitung Sache des Kantons. Aufgrund des Vernehmlassungsverfahrens fir das Was-
serbaugesetz vom 7. Mai 2002 wurde die Vorlage so geandert, dass die Kompetenzen voll-
standig den Gemeinden tbertragen werden sollten. Diese Delegation wurde indessen kritisiert
und war auch Gegenstand des Abstimmungskampfs.

Nachdem beide Varianten gescheitert sind, sieht die Giberarbeitete Vorlage eine Aufteilung der
Zustandigkeit vor, in Bertcksichtigung der neuen Klasseneinteilung der Gewasser. Fir die kan-
tonalen Gewasser bleibt nach Art. 16 WBG-E der Kanton zustandig. Fur alle anderen Gewas-
ser sollen kinftig die Gemeinden zustandig sein. Allerdings ist das Ausmass der zusétzlichen
Aufgaben begrenzt, weil die wasserbaupolizeilichen Verfahren — fir die schon bisher die Ge-
meinden verfahrensrechtlich zustandig waren — neu ebenfalls als Planverfahren behandelt
werden.

Die Ubertragung der Kompetenz fur diese Verfahren bedeutet, dass die politischen Gemeinden
kunftig nicht nur das Recht haben, Wasserbauprojekte zu erstellen und auszufiihren, sondern
auch, dass sie dazu verpflichtet sind, wenn die Notwendigkeit fir ein Projekt ausgewiesen ist.
Zwar wird der Kanton auch kinftig, wenn es gewilinscht wird, den Gemeinden beratend zur
Seite stehen. Zudem sollen die Gemeinden die Moglichkeit haben, die zustandige kantonale
Stelle gegen angemessene Entschadigung mit der Projektleitung zu beauftragen. Nicht vorge-
sehen ist, dass die Gemeinden volle Entschadigung leisten missen. Es soll allerdings ein ge-
wisser Anreiz geschaffen werden, dass die politischen Gemeinden ihre Kompetenzen grund-
satzlich auch wahrnehmen. Mit der fur den Grossteil der Gewasser vorgesehenen Delegation
der Zustandigkeit an die Gemeinden soll der Gemeindeautonomie Rechnung getragen werden.
Die Genehmigungspflicht (Art. 32 WBG-E), der Wasserbauprojekte unterliegen, stellt eine aus-
reichende kantonale Kontrolle sicher. Sofern das kommunale Vorhaben tUberdies durch Beitra-
ge des Bundes und des Kantons unterstitzt werden soll, braucht es auch kiinftig, Uber das
Erfordernis der Genehmigung hinaus, eine enge Zusammenarbeit mit den kantonalen Behor-
den. Der nach Art. 24 Bst. g WBG-E bei der Planauflage erforderliche Beitragsplan kann erst
aufgelegt werden, wenn die zustandige kantonale Behdrde eine Zusicherung abgegeben hat
(vgl. Art. 44 Abs. 2 Bst. e und Art. 53 WBG-E).

Die Regelung nach Art. 17 WBG-E, die der politischen Gemeinde die Zustandigkeit fur Erstel-
lung und Ausfiihrung des Wasserbauprojektes sowie fiir die Durchfihrung des Wasserbauver-
fahrens fur die Gemeindegewasser und die Ubrigen Gewasser Ubertragt, bedeutet eine teilwei-
se Durchbrechung des in Art. 7 WBG-E festgelegten Grundsatzes Uber die Tragerschaft. Dies
ist erforderlich, weil weder den 6ffentlichrechtlichen Unternehmen noch den privaten Grundei-
gentimerinnen und Grundeigentiimern die Kompetenz zum Erlass von Verfligungen zusteht.
Zudem betreffen solche Projekte regelmassig einen grésseren Kreis von Betroffenen, weshalb
es offentlichrechtlichen Unternehmen und privaten Grundeigentimerinnen und Grundeigent-
mern nicht zumutbar ist, solche Projekte selbst zu erstellen. Schliesslich ist zu beachten, dass
mit Blick auf die kiinftigen Aufwendungen fir den Unterhalt auch bei tibrigen Gewéassern be-
stimmte Qualitatsanforderungen eingehalten werden missen. Deren Sicherstellung ist Sache
der Aufsichtsbehérde und somit der politischen Gemeinde (Art. 8 WBG-E).

Art. 18 ff. Der Bund anderte im Rahmen der NFA die Mitfinanzierung der Vorhaben im Wasser-
bau, unter Einschluss von Massnahmen flr Renaturierungen. Fir grossere Vorhaben mit einer
Bausumme von mehr als 1 Mio. Franken &ndert sich nichts. Die Subventionen werden weiter-
hin projektbezogen gesprochen. Die Leistungsziele werden projektbezogen definiert.

Fur die Ubrigen Vorhaben werden die Abgeltungen durch den Bund global gewahrt. Nach Art. 2
Abs. 1 eidg. WBYV werden globale Beitrdge an wasserbauliche Massnahmen ohne besonderen
Aufwand und an die Erstellung von Gefahrengrundlagen gewahrt. Art. 3 Abs. 2 eidg. WBV be-
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stimmt, dass auch fir Renaturierungen ohne besondere Massnahmen globale Beitrage ausge-
richtet werden konnen. Fir beide Arten von Subventionen muss eine mehrjahrige Programm-
vereinbarung zwischen Bundesstellen und kantonalen Stellen abgeschlossen werden. Der
Kanton ist in der Verwendung dieser Bundesmittel frei, sofern die Ziele der Programmvereinba-
rung eingehalten werden. Die neuen Instrumente wurden auf 1. Januar 2008 in Kraft gesetzt.

Unter diesen Umstanden und mit Blick auf die vielfaltige Zielsetzung im Wasserbau (allgemei-
ner Hochwasserschutz, Vorhaben als Folge des Projektes Naturgefahren, Renaturierungen) ist
es notwendig, dass auch auf kantonaler Stufe in einem regelméssigen Rhythmus Mehrjahres-
programme erlassen werden. Die einzelnen Programme sollen einen Zeitraum von etwa vier
Jahren umfassen, in Anlehnung an die Programmvereinbarungen mit dem Bund. Das Tiefbau-
amt verflgt Uber ein solches Programm. In das Programm sollen kiinftig alle hochwasserbe-
dingten Wasserbauvorhaben und Renaturierungen aufgenommen werden. Die Erstellung wird
unter Einbezug der betroffenen kantonalen Stellen im Volkswirtschaftsdepartement und im
Baudepartement erfolgen.

In den Wasserbau- und Renaturierungsprogrammen sollen die Projekte aufgelistet werden, die
im fraglichen Zeitraum ausgefiihrt werden sollen, unter Berticksichtigung der zur Verfligung
stehenden finanziellen Mittel von Bund und Kanton. Die zur Umsetzung notigen Mittel sollen
vom Kantonsrat in Form von Sonderkrediten nach Art. 52 Abs. 3 des Staatsverwaltungsgeset-
zes (sGS 140.1) beschlossen werden. Dabei soll auch eine Position fur «Unvorhergesehenes»
enthalten sein. Mit dem Mehrjahresprogramm kann nicht jede einzelne Massnahme, die aus
Griunden der Verbesserung oder Erneuerung des Hochwasserschutzes oder der Renaturierung
erforderlich ist, im Detail erfasst werden. Solche «Programmerganzungen», die immer durch
die vorgegebene Zielsetzung (Art. 19 Abs. 2 Bst. a WBG-E) abgedeckt sein missen, sollen
ohne Einholung eines Nachtragskredites ausgefiihrt werden kénnen.

Art. 18 Abs. 2 WBG-E ermdglicht es zudem, dass Massnahmen an Gewassern oder Gewas-
serabschnitten, die gemass Mehrjahresprogramm baulich nicht verandert werden sollten, trotz-
dem ausgefiihrt werden kénnen, wenn sie dringend sind. Es geht dabei vor allem um nicht vor-
hersehbare Vorhaben, die aufgrund von aktuellen Hochwasserereignissen ausgefiihrt werden
missen. Damit die vorhandenen finanziellen Mittel tatsdchlich auch genutzt werden kénnen,
sollen mehr Vorhaben im Mehrjahresprogramm aufgenommen werden, als Mittel vorhanden
sind, allerdings mit einer Priorisierung. Damit kdnnen die zustandigen Stellen auf allfallige Ver-
zbgerungen bei Vorhaben reagieren.

Art. 21. Das Wasserbauprojekt ist ein Sondernutzungsplan im Sinn des Bundesgesetzes Uber

die Raumplanung (vgl. BGE 111 Ib 14/15 E. 3b mit Hinweisen). Wahrend die Rahmennut-

zungsplane den umfassenden Grund der zugelassenen Nutzungen legen, gestalten die Son-

dernutzungsplane sie aus oder schaffen davon abweichende Regelungen (EJPD/BRP, Erlaute-

rungen zum Bundesgesetz Uiber die Raumplanung, Bern 1981, N 2 der Vorbemerkungen zu

Art. 14 bis 20 RPG). Der von einem Wasserbauprojekt erfasste Boden erhdlt eine besondere

Zweckbestimmung, die sich von derjenigen des vom Fliessgewasser durchquerten Bodens

unterscheidet. Das Wasserbauprojekt stellt den kiinftigen Gewasserlauf mit den angrenzenden

Ufergebieten mit hohem Detaillierungsgrad — vergleichbar mit einer Baubewilligung — dar. So

bezeichnet es beispielsweise:

— die Gewasser- und Uferabschnitte, die in nattirlichem Zustand erhalten oder renaturiert
werden;

— die Flachen, die als Uberflutungsgebiet oder als Riickhaltebecken dienen sollen;

— die Gewasser- und Uferabschnitte, an denen wasserbauliche Massnahmen getroffen wer-
den;

— die Flachen, die fur die Ableitung von Hochwasserspitzen oder die Umleitung eines Ge-
wassers dienen;

— die Gebiete im Umkreis von Gewassern, in denen Vorkehren gegen Bodenbewegungen
getroffen werden;

- die Uferbereiche, an denen Bepflanzungen angelegt werden;
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— die Flachen, die der kurzzeitigen Ablagerung von Geschiebe im Notfall dienen;
— neu zu errichtende Uferwege, die flr Unterhaltszwecke erforderlich sind,
— die Bereiche beidseits des Gewassers, in denen keine Bauten und Anlagen zul&ssig sind.

Mit der Ausfihrung des Projektes wird der Sondernutzungsplan verwirklicht. Da es sich dabei
nicht um eine Abweichung von einer Nutzungszone handelt, ist das Vorhaben in diesem Sinn
«zonenkonform», d.h. es liegt kein Anwendungsfall von Art. 24 RPG vor (vgl. dazu BGE 115 Ib
472 ff.). Das Planverfahren nach dem Wasserbaugesetz ersetzt deshalb das Baubewilligungs-
verfahren (Art. 21 Abs. 2 WBG-E). Sondernutzungsplédne missen vom zustandigen Gemeinde-
organ erlassen und vom zustandigen kantonalen Departement genehmigt werden. Beides er-
fordert eine umfassende Interessenabwagung, bei der das Vorliegen der Voraussetzungen
(Art. 15 WBG-E) und die Einhaltung der Grundsatze (Art. 14 WBG-E) gepruft werden. Voraus-
setzungen und Grundsatze beinhalten alle wesentlichen Gesichtspunkte, namentlich diejenigen
des Raumplanungsgesetzes, des Bundesgesetzes Uber den Natur- und Heimatschutz sowie
der Gewasserschutz-, Forst- und Fischereigesetzgebung.

Art. 22. Die Regelung entspricht der grundsatzlichen Zustandigkeit nach Art. 8 WBG-E. Uber-
tragt die politische Gemeinde im Einzelfall nach Art. 17 Abs. 3 WBG-E die Projektleitung der
zustandigen kantonalen Stelle, andert dies nichts an ihrer Zustandigkeit fur die Verfahrensfuh-
rung.

Art. 23. Weil mit dem Planverfahren grundsétzlich alle wasserbaulichen Massnahmen an Ge-
wassern erfasst werden, diese Massnahmen jedoch sehr unterschiedlich weit gehen kdnnen,
kann Art. 23 WBG-E keine Liste der Unterlagen enthalten, die in allen Féllen einzureichen sind.
Die tatséchlich einzureichenden Unterlagen richten sich vielmehr nach dem konkreten Vorha-
ben. Unterliegt das Vorhaben der eidgendssischen Verordnung tUber die Umweltvertraglich-
keitsprifung (SR 814.011; abgekirzt UVPV), ist auch der Umweltvertraglichkeitsbericht Ge-
genstand der Projektauflage.

Sind mit einem Wasserbauprojekt Anderungen verbunden, die Einfluss auf die Hochwasserbe-
urteilung haben, missen aktualisierte Gefahrengrundlagen vorliegen. Dies gilt insbesondere in
jenen Fallen, wo das Wasserbauprojekt mit der Verbesserung oder Erneuerung der Hochwas-
sersituation begriindet wird. Erforderlich ist in der Regel eine aktualisierte Gefahrenkarte, und —
ausser die Gefahrdung wird aufgrund des Projektes vollstandig behoben und an anderer Stelle
wird keine neue Gefahrdung geschaffen oder eine bestehende vergrdssert — eine Risiko- und
Schutzdefizitkarte. Nur mit diesen Karten lassen sich zum einen verbindliche Aussagen dar-
Uber machen, ob die in der Gefahrenkarte ausgewiesene Gefahrdung derart ernsthaft ist, dass
keine andere Mdglichkeit besteht, als ihr mit baulichen Eingriffen am Gewasser Herr zu werden
(val. Art. 3 Ziff. 3 WBG-E). Zum andern missen die Unterlagen belegen, dass keine neuen
Schutzdefizite entstehen. Die Unterlagen sind deshalb auch bei Renaturierungen erforderlich.

Die Ersterstellung der Risiko- und Schutzdefizitkarten erfolgt — wie jene der Gefahrenkarten —
durch den Kanton im Rahmen des Projektes «Naturgefahren» (vgl. Art. 12 Abs. 1 WBG-E).

Es wird indessen noch einige Jahre dauern, bis die Grundlagen fir alle Gemeinden vorliegen.
Ubergangsweise — bis zum Vorliegen der planerischen Grundlagen auf kantonaler Seite — kon-
nen Gewdasserausbauten deshalb nur vorgenommen werden, wenn ein von der Gemeinde in
Auftrag gegebenes fallspezifisches Gutachten das Wasserbauvorhaben als notwendig aus-
weist. Das Gutachten muss die gleiche Abklarungstiefe haben, wie sie fiir die Erstellung der
Gefahren-, Risiko- und Schutzdefizitkarte gemacht wird.

Neben diesen Unterlagen hat das Projekt in der Regel einen technischen Bericht mit umfas-
sender Projektbeschreibung und Begrindung fiir den Ausbau und eine hydraulische Berech-
nung, Situationsplane sowie Langs- und Querprofile zu enthalten. Die Anforderungen, die an
die Planunterlagen von Wasserbauprojekten gestellt werden, sind hoch. Dies liegt daran, dass
beim Wasserbau — im Unterschied zum Strassenbau — das Gewéasserprofil schon von Natur
aus, aber auch wegen der gesetzlich verlangten naturnahen Gestaltung in sehr kurzen Ab-
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schnitten einer hohen Variabilitat unterliegen muss. Es reicht deshalb nicht, das kiinftige Ge-
wasserprofil mit einem typischen Normalprofil aufzuzeigen. Vielmehr sind — jeweils abhéngig
von den Ortlichen Verhéaltnissen im Einzelfall — reprasentative Querprofile in ausreichender Zahl
anzufertigen, um die Projektidee zu visualisieren und die gesetzlichen Anforderungen tber-
prufbar zu machen. Im Weiteren muss der technische Bericht aufzeigen, welche besonderen
Vorkehren zum Schutz von Fauna (insbesondere Fische) und Flora (in erster Linie Uferbesto-
ckung) vorgesehen sind. Die Aussagen mussen sich sowohl auf die Bauphase als auch auf
den Endzustand (etwa Bepflanzungs- und Unterhaltsplane) beziehen.

Wenn Notentlastungsraume fiir die Ableitung der Hochwasserspitzen im Uberlastfall vorgese-
hen sind, sind diese Teil des Projektes. Sie sind entsprechend auszuscheiden und mit raum-
planerischen Massnahmen zu sichern. Gentiigen Baulinien, kdnnen diese im Verfahren nach
dem Wasserbaugesetz erlassen werden. Sind Umzonungen oder Anpassungen an den Vor-
schriften des Baureglementes notwendig, sind diese in jenen Verfahren zu erlassen. Die Ver-
fahren sind zu koordinieren, die 6ffentliche Auflage ist gleichzeitig durchzufiihren. Auch allfalli-
ge Objektschutzmassnahmen an bestehenden Bauten missen geplant werden. Sie sind
gleichzeitig dem Baubewilligungsverfahren zu unterstellen. Fiir alle Teile des Gesamtprojektes
gilt die gleichlange Auflagefrist (vgl. Art. 64 WBG-E).

Daneben hat das Wasserbauprojekt auch die Landbedarfslinien zu enthalten, wenn fur das
Vorhaben zusétzliche Flachen notwendig sind. Dabei ist zwischen Land zu unterscheiden, das
dauernd, und solchem, das nur vortibergehend beansprucht wird. Grundeigentimerinnen und
Grundeigentimer missen aus dem Projekt erkennen kdnnen, welche privaten Rechte sie ab-
zutreten haben. Dies ist von Bedeutung, weil auch die Einsprache gegen die Zulassigkeit der
Enteignung im Planverfahren nach dem Wasserbaugesetz zu erheben ist (Art. 28 Abs. 1 Bst. b
WBG-E). Im Schéatzungsverfahren sind Einsprachen gegen die Abtretung privater Rechte aus-
geschlossen (Art. 35 Abs. 3 WBG-E).

Weiter hat ein Projekt — wenigstens soweit es Gewasserabschnitte innerhalb der Bauzone zum
Gegenstand hat — auch Baulinien zu enthalten, die den von Bauten und Anlagen einzuhalten-
den Gewasserabstand definieren. Mit der Baulinie soll der Gewéasserabstand nach Art. 59

Abs. 1 BauG planerisch umgesetzt werden. Er hat dem jeweiligen Einzelfall angemessen
Rechnung zu tragen. Uberflutungs- und Retentionsraume sind von Uberbauungen freizuhalten,
naturnahe Verhaltnisse am Fliessgewasser sind umzusetzen. Soweit vertretbar kénnen auch
geringere Gewasserabstande festgelegt werden.

Wenn Uferwege flr einen ordnungsgemassen Unterhalt des Gewassers notwendig sind, sollen
sie in das Gewasserbauprojekt aufgenommen werden. Nach Art. 3 Abs. 2 Bst. ¢ RPG sollen
See- und Flussufer freigehalten und der 6ffentliche Zugang und die Begehung erleichtert wer-
den. Uferwege mussten somit als 6ffentliche Wege klassiert und fir die Mitbenttzung durch die
Offentlichkeit zuganglich sein.

Sowohl Baulinien als auch 6ffentlich klassierte Uferwege bedirfen nach Art. 31 BauG bzw.
Art. 13 Abs. 2 StrG der Genehmigung durch das zustandige Departement. Weil fir Genehmi-
gungen wie fur jene nach Art. 32 WBG-E das Baudepartement zustandig ist, liegt es nahe, alle
Genehmigungen im gleichen Entscheid zu beurteilen (vgl. Ausfihrungen zu Art. 32 WBG-E).

Art. 24. Die o6ffentliche Planauflage erfolgt, auch bei kantonalen Fliessgewassern, nur in der
bzw. den betroffenen politischen Gemeinde(n), auf deren Gebiet sich das fragliche Gewésser
befindet.

Die offentliche Projektauflage ist in jedem Fall auch im kantonalen Amtsblatt bekannt zu ma-
chen. Das Planverfahren nach dem Wasserbaugesetz ist als Sondernutzungsplanverfahren
ausgestaltet. Vergleichbare Sondernutzungspliane wie Uberbauungsplan, Gestaltungsplan oder
Kiesabbauplan werden ebenfalls im kantonalen Amtsblatt veroffentlicht. Im Weiteren beinhalten
Wasserbauprojekte immer auch bauliche Anderungen, bei denen bestimmte Organisationen

bb_sgprod-857187.doc



-28-

aufgrund des Bundesrechts beschwerdeberechtigt sind. Der Bundesgesetzgeber hat mit der
Anderung des NHG durchgesetzt, dass sich beschwerdeberechtigte Organisationen schon am
erstinstanzlichen Verfahren beteiligen missen (Art. 12a Abs. 2 NHG). Umgekehrt ist es damit
notwendig, sie Uber Art und Tragweite des Bauvorhabens hinreichend in Kenntnis zu setzen,
weshalb das Vorhaben im kantonalen Amtsblatt zu publizieren ist.

Art. 25. Weil die wasserbaurechtliche und die enteignungsrechtliche Planauflage neu vereinigt
werden, sind Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimer, die private Rechte abtreten miis-
sen, von der Auflage in Kenntnis zu setzen. Die persénliche Anzeige gilt als Einleitung des
Enteignungsverfahrens. Dies bedeutet, dass ab diesem Zeitpunkt der Abschluss von Vereinba-
rungen tber die ausseramtliche Einigung nach Art. 31 EntG zulassig ist. Soweit mit dem Was-
serbauprojekt auch Baulinien ausgeschieden werden, ist in Berlicksichtigung von Art. 29 Abs. 2
BauG den Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimern, auf deren Boden die Baulinie vorge-
sehen ist (Art. 25 Abs. 1 Bst. b WBG-E), ebenfalls eine persdnliche Anzeige zuzustellen, soweit
sie nicht schon aus anderen Griinden eine Anzeige erhalten. Weiter sollen Grundeigentiime-
rinnen und Grundeigentimer eine personliche Anzeige erhalten, wenn ihr Grundsttick aufgrund
des Vorhabens in den Gewasserabstand zu liegen kommt (Art. 25 Abs. 1 Bst. c WBG-E).

Art. 25 Abs. 3 WBG-E verankert die personliche Anzeigepflicht gegeniiber den beitragspflichti-
gen Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimern. Diesen ist gleichzeitig mit der 6ffentlichen
Auflage des Wasserbauprojektes auch der Beitragsplan zur Kenntnis zu bringen. Zwar ist nach
Art. 28 Abs. 2 WBG-E gegen den Beitragsplan gesondert Einsprache zu erheben. Allerdings

hangen Bauprojekt und Beitragsplan eng zusammen. Die Frage von Notwendigkeit und Art der
Ausfihrung des Projektes geben den Kostenrahmen im Wesentlichen vor und sind damit auch
entscheidend fur die Hohe der Beitrage, welche die Beitragspflichtigen Gilbernehmen mussen.

Art. 26. Sind mit dem Wasserbauprojekt Anderungen am Verlauf von Gewasser und Ufer ver-
bunden, missen diese im Gelande erkennbar gemacht werden. Dies bedeutet, dass wenigs-
tens der Verlauf der Boschungsoberkanten des entsprechenden Gewasser- oder Uferab-
schnitts wahrend der dreissigtagigen Auflagefrist im Gelénde sichtbar sein muss.

Art. 27. Die Vorschrift sieht vor, bei kleinen und unbedeutenden Vorhaben, bei denen zudem
kein Kostenverlegungsverfahren erforderlich ist, ein vereinfachtes Verfahren durchzufiihren.
Neben dem Verzicht auf die 6ffentliche Auflage ist auch keine Absteckung erforderlich. Nicht
notwendig ist, dass es Uberhaupt keine Betroffenen gibt. Ein Vorhaben ist «klein und unbedeu-
tend», wenn es einerseits weder hydraulisch noch 6kologisch nachteilige Anderungen zur Fol-
ge hat, anderseits der Kreis der Betroffenen klar abgegrenzt werden kann. Abs. 2 enthalt eine
beispielhafte Aufzahlung der Falle, in denen die Voraussetzungen fir das vereinfachte Verfah-
ren erflllt sein konnen. Bei den baulichen Unterhaltsmassnahmen fallen inshesondere jene in
Betracht, die Uber den ordentlichen Unterhalt hinausgehen. Fir letztere gelten die Bestimmun-
gen Uber den Gewasserunterhalt, die je nach Vorhaben ein Meldeverfahren erfordern (Art. 10
Abs. 2 WBG-E).

Weil kein Auflageverfahren durchgefuhrt wird, haben die Betroffenen, soweit diese dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, Anspruch auf Zustellung einer personlichen Anzeige unter Eroff-
nung der ordentlichen Einsprachefrist von dreissig Tagen. Aus Beweisgriinden muss die An-
zeige mit eingeschriebenem Brief erfolgen. Zu den Betroffenen gehéren auch die beschwerde-
berechtigten Organisationen. Weil keine Publikation des Vorhabens erfolgt, muss diesen das
Vorhaben ebenfalls angezeigt werden.

Art. 28. Im Wasserbauverfahren ist gleichzeitig Giber die Pflicht zur Abtretung privater Rechte zu
entscheiden, wenn diese bestritten ist. Diese Losung ist zweckmassig, stehen doch Projekt und
Pflicht zur Abtretung privater Rechte in einem engen sachlichen Zusammenhang. Anders zu
beurteilen ist die Frage der Bemessung der Entschadigung fiur die Abtretung privater Rechte;
diese kann und soll im Enteignungs- bzw. Schatzungsverfahren beurteilt werden (Art. 34 f.
WBG-E).
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Die Vereinfachung, die mit der Integration der bisher erforderlichen kantonalen Teilverfiigungen
in die Genehmigung nach Art. 32 WBG-E angestrebt wird, kann nicht immer zum Tragen kom-
men. Wenn bei Vorhaben, bei denen die Gemeindebehdérden erstinstanzlich zur Verfahrensfiih-
rung zusténdig sind, Einsprachen gegen die Notwendigkeit und Art und Ausfiihrung des Projek-
tes eingehen und diese Einsprachen nicht gttlich erledigt werden kénnen, haben die kantona-
len Dienststellen wie bisher ihre Teilverfigungen zu erlassen und Uber die federfiihrende kan-
tonale Stelle an die zustandige Gemeindebehdrde weiterzuleiten. Letztere fallt daraufhin den
erstinstanzlichen Gesamtentscheid.

Art. 30. Das Planverfahren nach dem Wasserbaugesetz ist erneut durchzufiihren, wenn das
Projekt ge&ndert wird. Bei kleinen und unbedeutenden Projektanderungen ist das Vorgehen
gleich wie beim vereinfachten Verfahren nach Art. 27 WBG-E.

Art. 31. Das Auflage- und Einspracheverfahren ist mit einem Entscheid abzuschliessen. Zu-
standig ist jene Behdrde, die das Auflage- und Einspracheverfahren eingeleitet hat. Zu ent-
scheiden ist Uber das Projekt selbst. Das Vorhaben kann unverandert bleiben oder dieses kann
gegeniber der offentlichen Auflage geandert werden. Fiir die Anderungen ist Art. 30 WBG-E zu
beachten. Denkbar ist auch, dass gestitzt auf die im Einspracheverfahren gewonnenen Er-
kenntnisse auf das Projekt verzichtet wird. Gleichzeitig mit dem Entscheid Uber das Vorhaben
ist Uber allfallige Einsprachen zu befinden gegen die Notwendigkeit und die Art und Ausfiihrung
des Projektes, die Zulassigkeit der Enteignung sowie tUber Einsprachen gegen den Beitrags-
plan.

Fur den Entscheid Uber Einsprachen gegen Beitragsplan kann auch eine Schatzungskommis-
sion eingesetzt werden (vgl. Art. 44 Abs. 3 WBG-E). Sofern das Vorhaben der UVPV unterliegt,
hat die zustandige Behorde, gestitzt auf den Umweltvertraglichkeitsbericht der Bauherrschaft
und die Beurteilung des Projektes durch die kantonale UVP-Fachstelle, Uber die Umweltver-
traglichkeit des Vorhabens zu entscheiden.

Art. 32 und 33. Die Genehmigung von kommunalen Nutzungsplanen durch eine kantonale Be-
horde ist bundesrechtlich vorgeschrieben (Art. 26 RPG). Weil das Wasserbauprojekt ein Son-
dernutzungsplan ist, ist es eine kantonale Genehmigung notwendig.

Im Genehmigungsverfahren ist zunéchst zu prifen, ob das Verfahren ordnungsgemass durch-
gefuihrt worden ist. Sodann ist das Wasserbauprojekt auf seine Ubereinstimmung mit dem
Bundesrecht und dem kantonalen Recht zu Uberprifen. Die Kontrolle beschrénkt sich im Ge-
nehmigungsverfahren nicht allein auf die Rechtmassigkeit, sondern — gleich wie bei Erlassen
der Ortsplanung nach Art. 3 Abs. 2 erster Satz BauG — auch auf die Zweckmassigkeit. Im
Rahmen der Zweckmassigkeitsprifung hat der Kanton allerdings den Ermessenspielraum der
politischen Gemeinde im Bereich der Sondernutzungsplanung zu beachten (vgl. Art. 3 Abs. 2
zweiter Satz BauG). Die Genehmigung ist Glltigkeitserfordernis. Mit der Ausfilhrung des Was-
serbauprojektes darf erst begonnen werden, wenn die Genehmigung rechtsgultig ist.

Gleichzeitig mit der Genehmigung werden allféllige Kantonsbeitrage fir das Wasserbauprojekt
zugesichert. Der Entscheid Uber die Zusicherung erfolgt abschliessend. Die Genehmigung
kann nach Art. 32 Abs. 2 WBG-E mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden. Zu den-
ken ist bspw. an Auflagen bezlglich der Art der Ausfiihrung der Bauarbeiten zum Schutz der
Wassertiere oder an Baubegleitung und Bauabnahme bei Vorhaben, fiir die Bund und Kanton
Beitrage leisten.

Die fur die Genehmigung zusténdige Stelle des Kantons ist an das Gesetz uber die Verfah-
renskoordination in Bausachen (sGS 731.2; abgekirzt VKoG) gebunden (Art. 1 Abs. 2 Bst. a
VKoG). Sie sorgt demzufolge namentlich fur die formelle Koordination auf Stufe Kanton (Art. 5
Bst. b VKoG). Sind fur Teile des Vorhabens kantonale Stellen mit zustandig (z.B. fischerei-
rechtliche Belange, Anliegen des Naturschutzes), kdnnen diese ihre Anliegen im Genehmi-
gungsverfahren einbringen. Damit wird insbesondere vermieden, dass kantonale Amtsstellen
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weiterhin einzelne Teilverfiigungen erlassen mussen, selbst fir Vorhaben, die im vereinfachten
Planverfahren nach Art. 27 WBG-E abgewickelt werden konnen.

In den Genehmigungsentscheid fiir das Wasserbauprojekt kdnnen auch weitere Genehmigun-
gen integriert werden, etwa die Genehmigung von Baulinien (Art. 31 BauG) oder von 6ffentli-
chen Wegen, die fur die Sicherstellung des Unterhalts erforderlich sind (Art. 13 StrG). Mit der
Konzentration der Entscheidkompetenzen kann ein weiterer Beitrag zur Verfahrensvereinfa-
chung und damit zur Verfahrensbeschleunigung geleistet werden.

Nicht Gegenstand des Genehmigungsverfahrens ist der Entscheid Uber die Frage, ob die Ent-
eighung zulassig ist bzw. ob die dafiir vorgesehene Entschadigung angemessen ist. Das Ent-
eignungsgesetz sieht keinen entsprechenden Genehmigungsvorbehalt vor.

Art. 34. In erster Linie sind die privaten Rechte freihandig zu erwerben. Nur wenn keine Ver-
standigung erzielt werden kann, wird das Enteignungs- bzw. das Schatzungsverfahren durch-
gefluhrt.

Fur Wasserbauprojekte missen private Rechte zumindest dann erworben werden, wenn es die
Bauausfuhrung notwendig macht. Allerdings handelt es sich lediglich um eine zeitlich be-
schrankte Inanspruchnahme von Drittgrundstiicken. Gegenstand der Einigungsverhandlungen
bilden einerseits die Entschadigung, anderseits aber auch etwa Fragen des Realersatzes, der
Falligkeit der Entschadigung oder des vorzeitigen Besitzesantritts.

Art. 35. Bleiben im Enteignungsverfahren Fragen der Hohe der Entschadigung oder andere
Begehren strittig, kann jeder Beteiligte, also sowohl die Enteignerin bzw. der Enteigner wie
auch jene, die Rechte abtreten missen, bei der Prasidentin oder beim Prasidenten der Schat-
zungskommission fiir Enteignungen die Durchfiihrung des Schatzungsverfahrens verlangen. Im
Schatzungsverfahren kann keine Einsprache mehr gegen die Zulassigkeit der Enteignung er-
hoben werden. Diese Einsprache muss im Rahmen der Planauflage nach Art. 21 ff. WBG-E
erhoben werden. Verstreicht die dreissigtagige Einsprachefrist ungenutzt, ist das Recht ver-
wirkt.

Art. 36. Weil mit der Planauflage mehrere Verfahren gleichzeitig durchgefiihrt werden, ist es
mdglich, dass das Vorhaben im Grundsatz unbestritten ist, hinsichtlich der finanziellen Folgen
jedoch noch Differenzen bestehen. Art. 36 WBG-E schafft deshalb die Méglichkeit, mit der Aus-
fuhrung des Wasserbauprojektes zu beginnen, bevor die Verfahren rechtskraftig erledigt sind.
Die Voraussetzungen nach Art. 36 WBG-E mussen jedoch kumulativ erfillt sein: Abs. 1 Bst. a
setzt voraus, dass das Projekt rechtskréftig ist. Dies ist der Fall, wenn es vom zustandigen De-
partement genehmigt ist (Art. 32 f. WBG-E). Ebenso ist hach Art. 36 Abs. 1 Bst. b WBG-E un-
verzichtbar, dass die Abtretung privater Rechte geregelt ist, d.h. keine Einsprachen nach

Art. 28 Abs. 1 Bst. b WBG-E mehr hangig sind, oder dass die Personen, die private Rechte
abtreten missen, dem vorzeitigen Baubeginn schriftlich zugestimmt haben. In Art. 36 Abs. 1
Bst. ¢ WBG-E wird weiter verlangt, dass die Beitragspflichtigen mit persénlicher Anzeige vom
Beitragsplan in Kenntnis gesetzt sind. Diese Voraussetzung ergibt sich aus Art. 28 Abs. 2
WBG-E, wonach die Anzeige im Planverfahren erfolgen muss. Allféallige Einsprachen zeigen
der Entscheidbehdrde, ob dem Bau in finanzieller Hinsicht wesentliche Hindernisse entgegen-
stehen. Es ist Sache der zustandigen kantonalen Behorde (fir Vorhaben an kantonalen Ge-
wassern) bzw. der politischen Gemeinde (fur die anderen Gewéasser) zu entscheiden, ob mit
der Ausfuhrung des Projektes begonnen werden soll. Schliesslich ist nach Art. 36 Abs. 1 Bst. d
WBG-E notwendig, dass fir allféllige Kantonsbeitrage eine definitive Regelung besteht.

Art. 37. Die Vorschrift enthalt eine ausdriickliche Ermé&chtigung der zustédndigen Aufsichtsbe-
horde zur Erteilung einer Bewilligung zum vorzeitigen Baubeginn, wenn Gefahr in Verzug ist.
Die Erméchtigung erstreckt sich nur auf jene baulichen Vorkehren, die zur unmittelbaren Scha-
denabwehr erforderlich sind. Das Planverfahren ist anschliessend durchzufiihren. Es wird in
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der Regel nicht nur die ausgefiihrten Sofortmassnahmen umfassen, sondern auch die langfris-
tig erforderlichen wasserbaulichen Massnahmen.

Die Bestimmung von Art. 37 WBG-E ist restriktiv anzuwenden. Nicht jede Reparatur nach ei-
nem Unwetter rechtfertigt deren Anwendung. Sie soll nur in wirklichen Notfallen angewendet
werden, wenn unmittelbar drohende Gefahr besteht, dass Schaden entsteht oder schon ent-
standener Schaden sich vergrossert. Es ist nicht Sinn der Vorschrift, hdhere Sicherheitsmass-
nahmen zu realisieren, als bereits vor der Katastrophe bestanden haben, auch wenn selbstver-
standlich jedes Ereignis den Wunsch nach grosserer Sicherheit weckt. Nur Erneuerung und
Sicherung von bestehenden Schutzbauten dirfen ausnahmsweise in Anwendung von Art. 37
WBG-E erfolgen. Uber die eigentlichen Notmassnahmen hinausgehende bauliche Massnah-
men kdnnen erst dann ausgefuhrt werden, wenn das ordentliche Verfahren durchgefihrt wurde
und die entsprechende Genehmigung vorliegt.

Art. 38 ff. Die Kosten fur Bau und Unterhalt von Gewassern sind von den Tragerinnen und Tra-
gern der Wasserbaupflicht (Art. 7 WBG-E) zu Ubernehmen, soweit keine Beitrage zur Verfi-
gung stehen. Unabhéngig von der Gewasserklasse sind vorgéngig jene Beitrdge von den Ge-
samtkosten in Abzug zu bringen, die von Dritten bezahlt werden missen, deren Werke héhere
oder zusatzliche Bau- und Unterhaltskosten verursachen (Art. 42 WBG-E). Der Kanton hat
grundsatzlich fur die verbleibenden Kosten der kantonalen Gewasser aufzukommen (Art. 39
WBG-E), die politische Gemeinde fur jene der Gemeindegewasser (Art. 40 WBG-E) sowie die
Eigentimerinnen und Eigentiimer der angrenzenden Grundsticke, Bauten und Anlagen fur die
Kosten der Ubrigen Gewasser (Art. 41 WBG-E). Besteht fur Bau und/oder Unterhalt an einem
Gewasser ein offentlichrechtliches Unternehmen, tragt dieses die Kosten.

Bei den kantonalen Gewassern haben die Gemeinden an die von der Allgemeinheit zu tragen-
den Kosten von Bau und Unterhalt einen Beitrag von 25 Prozent zu leisten (Art. 39 Abs. 2
WBG-E), 75 Prozent tragt der Kanton. Das angrenzende Grundeigentum wird nicht mit einer
Beitragspflicht belastet, es sei denn, es liegt ein Anwendungsfall von Art. 42 WBG-E vor.

Bei den Gemeindegewassern leisten Bund und Kanton Beitrdge an die Kosten fir den Bau
(bzw. Ausbau), nicht jedoch fur den Unterhalt. Bei Vorhaben mit einer Bausumme von Uber

1 Mio. Franken leistet der Bund projektbezogene Beitrdge. Fir Vorhaben mit einer geringeren
Bausumme leistet der Bund dem Kanton Globalbeitrdge im Rahmen der Programmvereinba-
rungen. Aus diesen Globalbeitragen stockt der Kanton seinen Anteil auf, so dass sich im Er-
gebnis fur die Gemeinden der gleiche Subventionssatz ergibt. Die Beitrage von Bund und Kan-
ton zusammen kénnen hiéchstens 75 Prozent der Baukosten ausmachen (vgl. Art. 54 Abs. 1
WBG-E), die von den Gesamtbaukosten des Vorhabens nach Abzug der Beitrage Dritter nach
Art. 42 WBG-E verbleiben.

Die auf Stufe Gemeinde verbleibenden Kosten sind auf die politische Gemeinde und die Eigen-
timerinnen und Eigentimer der angrenzenden Grundstiicke, Bauten und Anlagen zu verteilen.
Der Gemeindeanteil an diesen verbleibenden Kosten muss wenigstens 25 Prozent betragen
(Art. 40 Abs. 2 WBG-E). Ist das Vorhaben gemeindeibergreifend, bezieht sich der minimale
Beitragssatz auf die Summe aller Gemeindeanteile. «Angrenzend» im Sinn von Art. 40 Abs. 3
WBG-E (bzw. Art. 41 Abs. 1 WBG-E) sind all jene Grundstiicke, Bauten und Anlagen, die im
Einzugsgebiet eines bestimmten Gewassers oder Gewasserabschnitts liegen und deshalb von
der vom Gewasser ausgehenden potenziellen Gefahrdung betroffen sind. Die Hohe der Beitra-
ge der Eigentiimerinnen und Eigentiimer richtet sich nach dem Interesse des Grundeigentums
am Schutz vor Hochwasser und Erosion sowie den Nutzungsmdglichkeiten der einzelnen
Grundstiicke. Diese Gesichtspunkte lassen sich im Einzelfall aufgrund der Anderung der Risi-
ko- und Schutzdefizitkarten (Verbesserung der Hochwassersicherheit fur das einzelne Grund-
stiick), der Zonenordnung sowie allfalliger weiterer, das Eigentumsrecht beschréankende Uber-
bauungsvorschriften wie etwa Abstandsvorschriften gegentiber Wald, Strassen oder Gewas-
sern konkretisieren. Soweit das Projekt Renaturierungen umfasst, die keine Verbesserung der
Hochwassersicherheit mit sich bringen, entféllt fir die Ausbaukosten die Beitragspflicht fur Pri-
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vate. Die Renaturierungsmassnahmen kdnnen auch bei der Verteilung der Kosten fur den Un-
terhalt (Art. 43 ff. WBG-E) bertcksichtigt werden.

Je nach dem Umfang der Beitrage Dritter nach Art. 42 WBG-E sowie der Beitrdge von Bund,
Kanton und politischer Gemeinde sind die verbleibenden, auf das angrenzende Grundeigentum
zu verteilenden Kosten sehr gering. Es ist in solchen Fallen deshalb nicht ausgeschlossen,
dass im Einzelfall die Gemeinde die Restkosten tragt oder eine (pauschale) Vereinbarung mit
den Eigentimerinnen und Eigentiimern der betroffenen Grundstiicke, Bauten und Anlagen trifft
(vgl. Art. 43 Abs. 1 zweiter Halbsatz WBG-E). Aus Griinden der rechtsgleichen Behandlung ist
es den Gemeinden hingegen verwehrt, flachendeckend und generell fiir Bau und Unterhalt von
Gemeindegewassern auf die Erhebung von Beitragen von Eigentiimerinnen und Eigentiimern
der angrenzenden Grundstlicke, Bauten und Anlagen zu verzichten. Ebenso wenig darf auf die
Erhebung von Beitrdgen nach Art. 42 WBG-E verzichtet werden, wenn die Voraussetzungen
fur deren Erhebung gegeben sind.

Bei den ubrigen Gewassern haben grundsatzlich die Eigentimerinnen und Eigentimer der
angrenzenden Grundstiicke, Bauten und Anlagen fir die Kosten von Bau und Unterhalt aufzu-
kommen, soweit nicht Beitrage nach Art. 42 WBG-E erhoben werden kdnnen. Es handelt sich
regelmassig um Gewasser mit einem geringen Schadenpotenzial, so dass zum einen die Un-
terhaltskosten erheblich geringer sind, zum anderen die Notwendigkeit fir hochwasserschutz-
bedingte Ausbauvorhaben in der Regel nicht besteht. Das Gesetz sieht trotzdem vor, dass die
politischen Gemeinden an Bau- oder Unterhalt Beitrage leisten und sich insbesondere an den
Baukosten fur Renaturierungsmassnahmen beteiligen konnen (Art. 41 Abs. 2 Bst. c WBG-E).

Art. 42. Im Gesetz wird bei der Bestimmung der Beitragspflicht auch das Verursacherprinzip
bericksichtigt. Art. 42 WBG-E bestimmt, dass die Mehrkosten flr Bau und Unterhalt, soweit
diese durch Werke Dritte verursacht werden, zu Lasten der Eigentimerinnen und Eigentimer
der Werke gehen. Dies kann etwa auf Grund- und Werkeigentimerinnen und -eigentimer zu-
treffen, die wegen ihrer im, am oder Gber dem Gewasser erstellten Bauten und Anlagen und
der damit zusammenhangenden Gewasserverbauungen einen gegenuber einer offenen und
natirlichen Gewasserfihrung kostenintensiveren Gewasserbau und -unterhalt verursachen.
Bei neuen Vorhaben werden die Gesichtspunkte in die Verfahren nach Art. 9 GNG einfliessen.
Fur bestehende Bauten und Anlagen ist allenfalls das Perimeterverfahren nach Art. 43 ff.
WBG-E durchzufiihren. Inhaber kinstlicher Wassereinleitungen, vor allem jene, die Wasser
aus fremden Einzugsgebieten zuleiten, sind fir die verursachten Mehrkosten beitragspflichtig,
wenn durch das Einleiten das natlrliche Wasserregime so geandert wird, dass wasserbauliche
Massnahmen getroffen werden missen. Andere Grundstlicke sind aus Praktikabilitatsgriinden
nicht einzubeziehen, weil sich sonst kaum eine verninftige Begrenzung der Kette der einzube-
ziehenden Grundstiicke und damit des Perimeters finden liesse.

Art. 43 ff. Das Kostenverlegungsverfahren ist in Art. 43 bis 51 WBG-E geregelt. Dieses be-
zweckt primar die Verteilung der Baukosten fur Wasserbauprojekte auf die Kostenpflichtigen.
Bei den kantonalen Gewassern ist der Kostenteiler gesetzlich festgelegt (75 Prozent Kanton,
25 Prozent Gemeinden; Art. 39 WBG-E). Fir die anderen Gewasser ist der Kostenteiler auf-
grund der konkreten Umstande festzulegen. Art. 43 Abs. 1 WBG-E lasst auch vertragliche Ver-
einbarungen Uber die Kostentragung zu. Dabei handelt es sich um 6ffentlichrechtliche Vertrage
zwischen Gemeinwesen (politische Gemeinde, Kanton) und den Kostenpflichtigen. Vertragliche
Vereinbarungen dirfen nicht gegen das Gleichheitsgebot verstossen, keine zwingenden Nor-
men verletzen und nicht eine Anderung der gesetzlich vorgeschriebenen Mindest- oder
Hochstbeitrage vorsehen.

Der Unterhalt von Gewéssern gibt immer wieder zu Problemen Anlass. Es ist deshalb zweck-
massig, im Rahmen von Wasserbauprojekten nicht nur die Baukosten zu regeln, sondern auch
die Verteilung der Unterhaltskosten festzulegen. Nach Art. 38 WBG-E tragen die Wasserbau-
pflichten die Kosten fir den Gewasserunterhalt. Bei kantonalen Gewassern enthalt Art. 39
WBG-E die Aufteilung der Kosten zwischen Kanton und Gemeinde. Somit ist fur kantonale
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Gewasser keine weitere Regelung erforderlich. Anders verhélt es sich bei den Gewassern der
Gemeindeklasse und bei den Ubrigen Gewassern. Art. 40 und 41 WBG-E enthalten lediglich
Grundsatze fur die Aufteilung der Unterhaltskosten. Eine andere Vorschrift l1&sst sich aufgrund
der sehr unterschiedlichen ortlichen Verhaltnisse nicht aufstellen. Bei diesen Gewasserklassen
wird die Erstellung eines Perimeters zur Kostenregelung deshalb in der Regel angezeigt sein,
es sei denn, die Beteiligten treffen eine vertragliche Regelung uber die Unterhaltskosten. Die
«vertragliche» Regelung im Sinn von Art. 43 WBG-E bedarf keiner besonderen Form. Wesent-
lich ist, dass sich die Unterhaltspflichtigen tber die Kostenfolgen des Unterhalts geeinigt ha-
ben. Wenn die Unterhaltspflichtigen auf ihnrem anstossenden Gewasserabschnitt fir den ord-
nungsgemassen Unterhalt sorgen und in gleichem Ausmass die Kosten tragen, ist keine be-
sondere Vereinbarung erforderlich.

Art. 43 Abs. 2 WBG-E umschreibt die Voraussetzungen, die erfillt sein missen, damit nach-
traglich ein Perimeter errichtet oder geandert werden kann. Ist eine der in Bst. a und b erwahn-
ten Voraussetzungen erfillt, haben Eigentimerinnen und Eigentimer der betroffenen Grund-
stiicke, Bauten und Anlagen einen Rechtsanspruch auf Errichtung oder Anderung des Perime-
ters. Die politische Gemeinde kann nach Art. 43 Abs. 2 Bst. c WBG-E auch von sich aus und
ohne Begehren einer betroffenen Eigentiimerin oder eines betroffenen Eigentiimers die Errich-
tung oder die Anderung eines Perimeters veranlassen, wenn der zweckmassige Unterhalt es
erfordert bzw. der ordnungsgemasse Unterhalt sonst nicht mehr gewahrleistet ist. Dies wird
etwa der Fall sein, wenn das Fliessgewasser Uber eine grosse Zahl von Grundsticken verlauft
und die Sicherheitsanspriiche der Eigentiimerinnen und Eigentiimer unterschiedlich sind.

Gewasserbedingte Bau- und Unterhaltsbeitrage gelten nach Art. 43 Abs. 2 WBG-E als 6ffent-
lichrechtliche Grundlast. Nach Art. 110 der Einflhrungsverordnung zum Schweizerischen Zivil-
gesetzbuch (sGS 911.11) kénnen Perimeterpflichten von den zustandigen Behérden oder Or-
ganen zur Anmerkung im Grundbuch angemeldet werden, sobald feststeht, dass das Grund-
stuick im Perimeter liegt, wenn auch die Grésse der Belastung noch nicht bestimmt ist. Das
Grundstuck liegt im Perimeter, sobald der Beitragsplan nach Art. 44 WBG-E fir das fragliche
Grundstlick rechtsguiltig ist. Der Eintrag im Grundbuch ist nur von deklaratorischer Bedeutung?.

Wird ein Grundstlick geteilt, wird die Perimeterlast nach den Grundsatzen des Perimeters auf
die von der Teilung betroffenen Grundstiicke verlegt. Die Verlegung hat durch Verfligung der
zustandigen Aufsichtsbehorde zu erfolgen. Die Anmerkung der Unterhaltspflicht im Grundbuch
erfordert demgegeniber keine gesonderte Verfiigung.

Art. 44. Der Beitragsplan ist der Verwaltungsakt, mit dem die Beitragsforderungen der Gemein-
de (oder des Kantons bei kantonalen Gewéassern) bestimmt werden. Darin werden Beitrags-
pflicht und Anteil der Beitragspflichtigen festgesetzt. Der Beitragsplan muss auch tber den
Kostenanteil des Gemeinwesens und allfalliger Dritter sowie Uber die in Aussicht gestellten
Kantons- und Bundesbeitrage (Art. 52 ff. WBG-E) Aufschluss geben. Seiner Rechtsnatur nach
ist der Beitragsplan ein gestaltender Verwaltungsakt, der eine Reihe von Einzelverfligungen
enthéalt. Der Beitragsplan ist aufgrund eines Kostenvoranschlags aufzustellen. Er bestimmt also
lediglich die Anteile der einzelnen Perimeterpflichtigen. Die Beitrage selbst werden erst in ei-
nem zweiten Schritt festgelegt (Art. 47 WBG-E).

Art. 45. Die Zustellung des Beitragsplans ist nicht vorgeschrieben. Den Beitragspflichtigen wird
angezeigt, dass auf der Gemeindekanzlei in den Beitragsplan Einsicht genommen werden
kann. Den Beitragspflichtigen muss allerdings die Mdglichkeit offen stehen, den Beitragsplan
als Ganzes, d.h. mit allen in Art. 44 Abs. 2 WBG-E aufgefiihrten Bestandteilen, auf seine Rich-
tigkeit zu Uberprifen. Mit der persdnlichen Anzeige ist allen Beitragspflichtigen zumindest ein
Auszug aus dem Beitragsplan Uber die betroffenen Grundstiicke zu er6ffnen, aus dem der An-
teil in Punkten oder Prozenten sowie dessen Berechnung hervorgeht. Die personliche Anzeige
muss eingeschrieben erfolgen und hat eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

2 vgl. Art. 784 des Zivilgesetzbuches (SR 210).
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Art. 46. Nach Art. 21 ff. WBG-E werden Plan-, Enteignungs- und Kostenverlegungsverfahren
gleichzeitig durchgefuhrt. Dementsprechend ist auch grundsatzlich in einem Entscheid tber die
verschiedenen Verfahren, die den gleichen Sachgegenstand betreffen, zu entscheiden (vgl.
Ausfuhrungen zu Art. 31 WBG-E). Allerdings bestehen fir die Entscheidkompetenz je nach
Verfahren unterschiedliche Méglichkeiten. Im Planverfahren entscheidet nach Art. 31 WBG-E
zwingend die politische Gemeinde bzw. die zustéandige kantonale Stelle Uber die Einsprachen.
Im Kostenverlegungsverfahren kann anstelle der zustandigen Gemeinde- oder kantonalen Be-
horde eine Schatzungskommission ermachtigt werden, tber die Einsprachen zu entscheiden.
Diesem Unterschied ist in den personlichen Anzeigen und in den Rechtsmittelbelehrungen
Rechnung zu tragen.

Nach Art. 44 Abs. 2 Bst. d ist der Anteil der politischen Gemeinde Bestandteil des Beitrags-
plans. Die Hohe des Anteils bestimmt sich nach Art. 40 Abs. 1 WBG-E (bei Gemeindegewas-
sern) bzw. Art. 41 Abs. 2 WBG-E (bei den Ubrigen Gewassern). Dies bedeutet, dass der Bei-
trag der Gemeinde, sofern keine Kantons- und/oder Bundesbeitrage zur Verfligung stehen,
jenem Baukostenanteil zu entsprechen hat, der das Interesse des Grundeigentums am Schutz
vor Hochwasser und Erosion sowie den Nutzungsmoglichkeiten bersteigt. Dies hat zur Folge,
dass der Anteil der politischen Gemeinde im Rechtsmittelverfahren angefochten werden kann.
Nicht der Anfechtung unterliegen dagegen allfallig in Aussicht gestellte Kantons- und Bundes-
beitrdge. Sie haben lediglich informativen Charakter. Unterliegen selbst allfallig in Aussicht ge-
stellte Kantons- und Bundesbeitrdge nicht der Anfechtung, gilt dies noch vielmehr fir den Fall,
dass keine derartigen Beitrage im Beitragsplan enthalten sind. Es ist den Beitragspflichtigen
mithin weder moglich, die Hohe allfalliger Kantons- und Bundesbeitrage Uberprifen zu lassen
noch zu verlangen, solche Beitrdge héatten gewahrt werden missen.

Wenn Notwendigkeit, Art und Ausfiihrung des Projektes oder die Zulassigkeit der Enteignung
strittig sind und die entsprechenden Einsprachen nicht gitlich erledigt werden kdnnen, ist es in
der Regel zweckmassig, Einspracheverfahren gegen den Beitragsplan bis zur rechtskréftigen
Erledigung jener Verfahren zu sistieren. Es ist verfahrensmassig nicht sinnvoll, Einsprachen
gegen das Projekt und solche gegen den Beitragsplan gleichzeitig zu entscheiden, weil der
Beitragsplan auch vom Ausgang des Projektverfahrens beeinflusst werden kann.

Art. 47. Die Zahlungspflicht ist eine persdnliche Pflicht flr jene, die zur Zeit der Entstehung des
Abgabeanspruchs Eigentimerin oder Eigentiimer des Grundstiicks bzw. der Baute oder Anla-
ge waren. Die Beitrage sind hach Massgabe der entstandenen Kosten, allenfalls in Raten,
fallig. Dies hat einerseits den Vorteil, dass in Etappen gebaut werden kann. Zum anderen kdn-
nen allzu hohe Zinskosten vermieden werden. Der Entscheid Uber die Falligkeit liegt bei der
zustandigen Gemeindebehdrde. Die Pflicht zur Leistung von Grundeigentiimerbeitragen ent-
steht nicht erst, wenn die sie begriindenden Vorteile realisiert werden.

Gegen die Beitragsverfligung kann nach Art. 41 Bst. c Ziff. 4bis VRP3 Rekurs bei der Verwal-
tungsrekurskommission erhoben werden. Es kénnen jedoch keine Einwénde mehr vorgebracht
werden, die schon gegen den Beitragsplan hatten erhoben werden kénnen.

Art. 48. Nachdem die Pflicht zur Leistung von Grundeigentiimerbeitrdgen nicht erst entsteht,
wenn die sie begriindenden Vorteile tatsachlich realisiert sind (z.B. Uberbauung eines hoch-
wassergeschiitzten Grundstiicks), kann unter Umsténden eine sofortige Beitragserhebung
stossend sein. Aus diesen Griinden lasst das Gesetz eine Stundung der Beitrage zu. Bei nicht
Uberbauten, in der Bauzone liegenden Grundstiicken missen indessen besondere Griinde
vorliegen. Wenn das Wasserbauvorhaben ausgefthrt ist und damit die Hochwassersicherheit
erneuert oder verbessert wurde, sind die Beitrage grundsatzlich auch einzufordern. Mit der
Stundung soll der Baulandhortung kein Vorschub geleistet werden.

3 sGS951.1.
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Die Wirkung der Stundung liegt im Hinausschieben der Falligkeit und im Beseitigen eines allfal-
ligen Schuldnerverzugs. Auf gestundeten Beitrdgen ist — wie Art. 48 WBG-E dies vorsieht — ein
Verzugszins zu bezahlen.

Art. 49. Zur Sicherung von Beitragen besteht an den in die Beitragspflicht einbezogenen
Grundstuicken ein gesetzliches Grundpfandrecht, das allen eingetragenen Grundpfandrechten
im Rang vorgeht*. Zu den Beitragen, die gesichert werden, gehoren insbesondere die Beitrage
an die Baukosten, an die Unterhaltskosten und fiir nachtragliche Leistungen an Baukosten.
Das gesetzliche Grundpfandrecht besteht auch ohne Eintrag im Grundbuch. Die politische
Gemeinde kann das gesetzliche Grundpfandrecht zur Anmerkung anmelden; sie ist dazu ver-
pflichtet, wenn Beitrage gestundet werden.

Art. 50. Eigentimerinnen und Eigentiimer von Grundstiicken, Bauten und Anlagen kdnnen
nachtraglich zu (erstmaligen oder erhdhten) Baubeitrdgen verpflichtet werden, wenn ihnen in-
nert 15 Jahren nach dem Gewdasserbau ein Mehrwert durch den zuséatzlichen oder erneuerten
Hochwasserschutz entsteht. Dies ware etwa der Fall, wenn innerhalb des Perimeters nachtrag-
lich Grundstucke ein- oder umgezont werden und dies im urspriinglichen Beitragsplan noch
nicht bertcksichtigt worden war.

Art. 51. Die nachtréaglichen Baubeitrage sollen den Wasserbaupflichtigen zugute kommen. Sie
werden fur Unterhaltsmassnahmen oder fir spater wiederkehrende wasserbauliche Massnah-
men verwendet.

Art. 52. Nach dieser Vorschrift leistet der Kanton im Rahmen der zur Verfigung stehenden fi-
nanziellen Mittel Beitrage an die Kosten fur Ausbauprojekte an Gemeindegewassern. Dabei ist
unerheblich, ob es sich um Vorhaben handelt, die dem Hochwasserschutz oder der Renaturie-
rung dienen. Festgelegt wird damit auch, dass an untergeordnete Einzelmassnahmen keine
Beitrage geleistet werden.

An die Baukosten von «ubrigen Gewassern» leistet der Kanton nur dann Beitrage, wenn das
Gewasser als derart von offentlicher Bedeutung betrachtet wird, dass es gleichzeitig in die
Klasse der Gemeindegewasser umklassiert wird, oder wenn an einem solchen Gewésser Re-
naturierungen vorgenommen werden sollen. Art. 52 WBG-E findet keine Anwendung auf kan-
tonale Gewasser, weil nach Art. 39 Abs. 1 WBG-E der Kanton ohnehin deren Bau- und Unter-
haltskosten zu tragen hat.

Art. 53. Weil der Kanton ein genehmigungsfahiges Projekt einer Gemeinde auch genehmigen
muss (Art. 32 WBG-E), ist es notig, dass er die Moglichkeit hat, die Subventionierung zu steu-
ern. Es ist erforderlich, die Ausrichtung des kantonalen Beitrags, z.B. aufgrund fehlender Kredi-
te, verweigern zu kdnnen. Das Projekt kdnnte in solchen Fallen — wenn auch ohne kantonale
Unterstlitzung — immer noch von der politischen Gemeinde ausgefiihrt werden. Die beiden in
Art. 53 WBG-E enthaltenen Voraussetzungen dienen deshalb in erster Linie der Steuerung der
kantonalen Beitragsleistungen. Sie missen kumulativ erfiillt sein, damit ein Beitrag ausgerich-
tet werden kann.

Art. 53 Abs. 1 Bst. a WBG-E verlangt, dass das zustandige Departement vor Beginn der Pro-
jektierungsarbeiten die Beitragsberechtigung des Projektes anerkannt hat. Nur wenn Gefahren-,
Risiko- und Schutzdefizitkarten die Notwendigkeit eines Gewasserausbaus ausweisen und
zudem Kredite vorhanden sind, kann eine Beitragsberechtigung im Grundsatz anerkannt wer-
den. Die Gemeinde kann daraufhin die Projektierungsarbeiten in Auftrag geben. Mit Art. 53
Abs. 1 Bst. a WBG-E soll vermieden werden, dass Arbeiten vergeben werden, ohne dass fiir
die Gemeinde Klarheit herrscht, ob der Kanton und der Bund Beitrdge an das Vorhaben bezah-
len werden.

4 vgl. Art. 167 Abs. 2 Ziff. 3 EGZZGB.
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Liegen Gewasserbauprojekt und Entwurf des Beitragsplans vor, folgt der zweite Schritt (Art. 53
Abs. 1 Bst. b WBG-E). Nach Art. 44 Abs. 2 Bst. e WBG-E ist bei der Auflage des Beitragsplans
der Kostenanteil des Kantons anzufiihren. Das zustandige Departement hat deshalb vor der
Durchfuihrung des Planverfahrens das Projekt vorzupriifen. Die Prifung umfasst Projekt, Kos-
tenvoranschlag und vorgesehene Kostenanteile von Gemeinde, Grundeigentiimerinnen und
Grundeigentiimern und Dritten. Das zustéandige Departement stellt den voraussichtlichen Kan-
tonsbeitrag in Aussicht. Bei grosseren Vorhaben wird es gleichzeitig auch abzuklaren haben,
ob ein Bundesbeitrag in Aussicht gestellt wird. Die definitive Zusicherung des Kantons- und
Bundesbeitrags erfolgt im Rahmen der Genehmigung (Art. 32 f. WBG-E). Das zustandige De-
partement ist dabei jedoch grundsatzlich an seinen Entscheid im Rahmen der Inaussichtstel-
lung (Art. 53 Abs. 1 Bst. b WBG-E) gebunden.

Die Anerkennung der Beitragsberechtigung des Projektes (Art. 53 Abs. 1 Bst. a WBG-E) und
das Inaussichtstellen des Kantonsbeitrags (Art. 53 Abs. 1 Bst. b WBG-E) erfolgen jeweils durch
Verfligung des zustdndigen Departementes. Entsprechend der Finanzkompetenzen ist allen-
falls die Zustimmung der Regierung erforderlich. Wahrend es sich bei der Inaussichtstellung
des Kantonsbeitrags schon vom Wortlaut her nicht um einen anfechtbaren Endentscheid, son-
dern lediglich um einen nicht anfechtbaren Zwischenentscheid handelt, liegt bei der An- oder
Nichtanerkennung der Beitragsberechtigung des Projektes in jedem Fall ein Endentscheid vor.
Er ist aber — wie sich durch Analogieschluss aus Art. 33 Abs. 2 WBG-E ableiten lasst — eben-
falls nicht anfechtbar. Weil auch der Entscheid tber die Zusicherung des Kantons- oder Bun-
desbeitrags einem Rechtsmittel unterliegt, ist der Entscheid tber die Anerkennung der Bei-
tragsberechtigung des Projektes ebenfalls abschliessend.

Die konkrete Auszahlung der Beitrdge setzt voraus, dass die Bedingungen und Auflagen der
Genehmigungsverfliigung eingehalten sind. Entspricht die Bauausfihrung nicht dem genehmig-
ten Projekt, wird der Bau nicht abgenommen. Die Kantons- und Bundesbeitrdge werden dem-
entsprechend auch nicht ausbezahlt. In solchen Fallen muss die Bauausflhrung grundsatzlich
korrigiert und mit dem genehmigten Projekt in Einklang gebracht werden. Es steht der politi-
schen Gemeinde selbstverstandlich frei, eine nachtragliche Genehmigung der Projektéanderun-
gen anzustreben. Abweichungen vom genehmigten Projekt, welche die Bauabnahme nicht
zulassen, missen erneut dem Wasserbauverfahren unterstellt werden und fiihren — selbst im
Fall ihrer nachtraglichen Genehmigung — in der Regel zu Kirzungen des Kantons- und des
Bundesbeitrags.

Blosse Kirzungen des Kantons- und des Bundesbeitrags fallen nur bei kleinen und unbedeu-
tenden Abweichungen vom genehmigten Projekt (Art. 30 Abs. 2 WBG-E) in Betracht.

Art. 54. Bei Vorhaben mit einer Bausumme von mehr als 1 Mio. Franken bleibt die Subventio-
nierung durch Bund und Kanton auch nach der NFA unverdndert. Der Kanton zahlt an hoch-
wasserbedingte Wasserbauprojekte an Gemeindegewassern zwischen 20 und 40 Prozent der
verbleibenden anrechenbaren Kosten. Zusammen mit den Bundesbeitrdgen kann die Subven-
tionierung bis auf einen Hochstsatz von 75 Prozent steigen. Dieser Hochstsatz kann Uberschrit-
ten werden flr reine Renaturierungen oder wenn konkrete Unwetter oder andere Elementarer-
eignisse die Vorhaben auslésen. Der Subventionssatz von 75 Prozent entspricht der vorgese-
henen Kostenregelung fir die Kantonsgewasser.

Fur Vorhaben mit einer Bausumme von weniger als 1 Mio. Franken wird der Bund kiinftig keine
projektbezogenen Bundesbeitrdge mehr sprechen. Nach der NFA wird jedoch ein Teil der Bun-
desbeitrage fur hochwasserschutzbedingte wasserbauliche Massnahmen neu global ausge-
richtet. Grundlage ist eine mehrjahrige Programmvereinbarung (vgl. Art. 2 Abs. 1 eidg. WBV).
Die globalen Beitrage werden der kantonalen Wasserbaukasse zugeschlagen. Der Kanton ist
klnftig in seiner Entscheidung frei, fur welche hochwasserschutzbedingten Vorhaben er diese
Gelder verwenden will. Fur Vorhaben, die den Bundeskriterien und der Programmvereinbarung
entsprechen, kann der Kanton deshalb seine Beitrdge auf bis zu héchstens 75 Prozent der
anrechenbaren Kosten erhéhen. Damit wird erreicht, dass die Gemeinden einen gleichen ho-
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hen Beitragssatz erhalten kdnnen, unabhéngig von der Héhe der Bausumme und der damit
verbundenen unterschiedlichen Subventionierung durch den Bund.

Far Aufwendungen, die ausschliesslich dem Zweck der Renaturierung dienen, wird in der Re-
gel der ordentliche Hochstsatz von 75 Prozent zur Anwendung kommen. Unter Renaturierung
versteht man alle Massnahmen, welche die 6kologische Funktionsfahigkeit eines Gewassers
verbessern. Dazu gehort etwa auch die Sanierung von Aufstiegshindernissen (z.B. Schwelle
oder Wehr) mit Fischpassanlagen. Der Grund besteht darin, dass fiir Aufwendungen, die aus
Grinden der Renaturierung erfolgen sollen, nach Art. 40 Abs. 2 letzter Satz WBG-E keine
Grundeigentumerbeitrage zu leisten sind. Es wird deshalb in der Regel gerechtfertigt sein, dass
der Kanton 75 Prozent der anrechenbaren Kosten tibernimmt. Der Kostenteiler zwischen Kan-
ton und Gemeinde fir Renaturierungsmassnahmen von Gemeindegewdassern wirde dann je-
nem entsprechen, der generell fir die Kostenverteilung an Gewassern der Kantonsklasse gilt.
Fur Renaturierungsmassnahmen, die von Ubergeordnetem Interesse sind, soll der Kanton nach
Art. 39 Abs. 3 WBG-E die Mdglichkeit haben, auch héhere Beitrage zu leisten. Massgebend
sind Grdsse und Bedeutung des Vorhabens zur Erreichung der Programmziele im Wasserbau-
und Renaturierungsprogramm.

Die konkrete Hohe der Kantonsbeitrage wird im neuen Gesetz — ausgehend vom Zweckartikel
(Art. 2 WBG-E) — grundsatzlich nach zwei Kriterien, namlich nach dem Interesse an der Aus-
fuhrung des Projektes und nach dem 6kologischen Wert der baulichen Massnahmen bemes-
sen (Art. 54 Abs. 2 WBG-E). Das Interesse an der Ausfiihrung eines Projektes wird sich kinftig
aus Gefahren-, Risiko- und Schutzdefizitkarten ableiten lassen. Dies bedeutet, dass fur die
Gewichtung dieses Kriteriums die Grosse des Gewassers, das Gefahrdungs- und das Scha-
denspotenzial von massgeblicher Bedeutung sein werden. Dagegen ist der 6kologische Wert
der baulichen Massnahmen schwerer zu bestimmen. Grundsatzlich ist davon auszugehen,
dass die im Rahmen eines Gewasserbauprojektes zu treffenden baulichen Massnahmen keine
negativen Auswirkungen auf das Okosystem zur Folge haben diirfen. Unbelastete Systeme
durfen nicht beeintrachtigt werden. Anderseits kommt einem Vorhaben ein umso grosserer
Okologischer Wert zu, je mehr ein Gewdasser wieder in einen naturnahen Zustand versetzt wird.

Im Gesetz soll bewusst darauf verzichtet werden, ein verbindliches Gewichtungsverhaltnis zwi-
schen den beiden Kriterien vorzusehen. Dies ware auch nicht moglich. Zwar mdgen die beiden
Kriterien im Regelfall — wie die beiden in Art. 2 WBG-E definierten Zwecke des Gesetzes —
gleichwertig sein und deshalb zur Folge haben, dass bauliche Massnahmen an Fliessgewas-
sern, die den 6kologischen Grundsatzen nicht vollstandig gerecht werden, gleich wie Projekte,
an deren Ausfuhrung kein vorrangiges Interesse besteht, jeweils in gleicher Weise zu einer
angemessenen Reduktion des kantonalen Hochstbeitragssatzes fihren. Welchem Kriterium
welches Gewicht bei der Bemessung des Kantonsbeitrags zuzuerkennen ist, muss grundsétz-
lich im Einzelfall bestimmt werden.

Art. 54 Abs. 1 WBG-E bezweckt nicht, einzig und unbesehen dem 6kologischen Wasserbau
das Wort zu reden. Selbstverstandlich haben die im Rahmen eines Gewéasserbauprojektes
vorgesehenen baulichen Massnahmen in jedem Fall und in erster Linie die Gefahr zu bannen.
Eine den 6kologischen Grundsatzen bestmdglich entsprechende, also weitgehend naturnahe
Verbauung, die keine gentigende Sicherheit bietet, ist ungesetzlich. Der Schutz muss immer so
naturnah wie moglich, aber auch stets so «hart» wie nétig sein. In den meisten Fallen besteht
indes zwischen Okologie und Hochwasserschutz kein Konflikt, sondern es kdnnen sogar Sy-
nergien genutzt werden. Die Uber die Anwendung des Kriteriums des dkologischen Wertes der
baulichen Massnahmen mdégliche Reduktion des Kantonsbeitrags wird auch kaum zu einer
spurbaren Verteuerung des Gewasserausbaus fur die politischen Gemeinden fihren. Nach
Art. 42 WBG-E werden namlich kiinftig vermehrt auch die Verursacherinnen und Verursacher
nicht naturnaher Verbauungen, also die Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer, direkt
zur Kostentragung herangezogen.
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Art. 55. Diese Vorschrift ist aufgrund der geénderten Beitrdge des Bundes erforderlich. Soweit
auch kinftig projektbezogene Bundesbeitrage zugesprochen werden, was gemass heutigem
Kenntnisstand auf Stufe Bund fur Vorhaben mit Baukosten von tiber 1 Mio. Franken der Fall
sein wird, werden diese den Kostentragenden der beitragsberechtigten Vorhaben ausbezahilt.
Die globalen Beitrage werden demgegeniber fur jene kleineren Projekte verwendet, die ge-
mass Wasserbauprogramm vorgesehen sind und aufgrund des Verfahrensstandes tatsachlich
ausgefuhrt werden kénnen. Mit den globalen Bundesbeitragen werden die «normalen» Kan-
tonsbeitrage fur ein einzelnes Vorhaben aufgestockt. Soweit die globalen Beitrége fir hoch-
wasserschutzbedingte Vorhaben gesprochen werden, werden diese fur Wasserbauvorhaben
verwendet, die auch eine Verbesserung oder Erneuerung des Hochwasserschutzes bewirken.
Fir Renaturierungsmassnahmen werden jene Mittel verwendet, die vom Bund dafir gespro-
chen werden.

Art. 56. Die Bestimmung statuiert das Verbot, im Gerinne oder am Ufer eines Gewassers Mate-
rial abzulagern oder sonst den freien Abfluss zu gefahrden. Die Vorschrift ist schon im gelten-
den Recht enthalten, dort jedoch enger formuliert, weil nur Materialablagerungen und andere
Massnahmen, die den freien Abfluss behindern, verboten sind. In der Praxis ist es oft kaum
maglich zu beweisen, in welchem Ausmass der freie Abfluss durch Ablagerungen im Gerinne
oder am Ufer tatsachlich behindert wird. Mit Blick darauf, dass vermehrt sehr heftige Hochwas-
serereignisse stattgefunden haben, ist der freie Abfluss unbedingt durchzusetzen. Es ist des-
halb nur noch auf die abstrakte Gefahrdung abzustellen. Damit wird auch die Durchsetzung der
Vorschrift fir die politischen Gemeinden (bzw. flr das zustdndige Departement bei den kanto-
nalen Gewassern) einfacher.

In der Praxis ergeben sich immer wieder Probleme mit Terrainverdnderungen und insbesonde-
re mit Werkleitungen, die allzu bedenkenlos unmittelbar entlang von Gewassern verlegt worden
sind. Im Katastrophenfall werden diese Leitungen oft ausgesplilt und beschadigt, was einer-
seits ganze Dorfteile beeintrachtigt, anderseits nachtraglich teure Gewasserverbauungen zum
Schutz dieser Infrastrukturanlagen erforderlich macht. Es ist nicht zu vertreten, dass fir solche
Verbauungen Kantons- und Bundesbeitrage eingesetzt werden. Fir derartige Kosten hat nach
Art. 42 WBG-E der Verursacher (d.h. in der Regel der Inhaber der Leitung) allein aufzukom-
men. Beizufiigen ist, dass nach der geltenden Rechtslage (Art. 59 in Verbindung mit Art. 77
Abs. 2 BauG) fur das Verlegen von Werkleitungen innerhalb des Gewasserabstands vor der
Ausfihrung eine konkrete Beurteilung vorzunehmen ist, unter Einbezug der betroffenen kanto-
nalen Stellen. Die Erteilung einer Bewilligung ist dann mdglich, wenn die Voraussetzungen
nach Art. 77 BauG vorliegen und die zusténdige kantonale Stelle zustimmt.

Art. 57. Damit die Tragerinnen und Trager der Wasserbaupflicht ihre Unterhaltspflicht bzw. ihre
Aufsichtspflicht erflllen kbnnen, muss ihnen der Zugang zum Gewasser mdglich sein. Grund-
eigentiimerinnen und Grundeigentiimer sind deshalb verpflichtet, ihnen diesen Zutritt zu ge-
wahren. Es versteht sich, dass dabei auf die Interessen der Zutrittsbelasteten grésstmogliche
Rucksicht zu nehmen ist und sie in der Regel Uber bevorstehende Unterhaltsarbeiten friihzeitig
informiert werden sollen. Resultieren aus der Erfullung der Unterhaltspflicht Schaden, sind die-
se zu ersetzen.

Das Zutrittsrecht ist auf Unterhalts- und Kontrollmassnahmen beschrankt, weil bauliche Mass-
nahmen am Gewasser ohnehin nur mdglich sind, wenn entweder das Einverstandnis der
Grundeigentimerin bzw. des Grundeigentiimers vorliegt oder die erforderlichen Rechte vor-
gangig erworben werden (vgl. Art. 34 WBG-E).

Art. 58. Anstelle der im geltenden Recht enthaltenen, weitgehend tberholten Bestimmungen
Uber die Wassernot verzichtet das Gesetz auf eine eigene Regelung der Schadenwehr. Art. 58
Abs. 1 WBG-E beschréankt sich darauf, die Aufgabe der Schadenwehr der politischen Gemein-
de zuzuweisen, und Art. 58 Abs. 2 erklart die Gesetzgebung Uber den Feuerschutz (sGS 87)
und den Bevdlkerungsschutz (sGS 42) fur sachgemass anwendbar. Erganzendes Recht durch
Verordnung der Regierung bleibt vorbehalten.
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Art. 59. Im Rahmen von Gewasserausbauprojekten kann es sinnvoll sein, die Spitzen von
Hochwasserereignissen, die tber dem Dimensionierungshochwasser des Projektes liegen,
durch gezielte Massnahmen in Notentlastungsraume auszuleiten. Solche Massnahmen miis-
sen insbesondere dann vorgesehen werden, wenn dadurch Hochwasserdamme vor einer
Uberstromung und damit vor einem unkontrollierten Versagen geschiitzt werden kénnen. Aus-
nahmsweise kénnen solche Massnahmen auch dann vorgesehen werden, wenn dadurch die
Moglichkeit besteht, geschlossene Siedlungsgebiete durch einseitige Ausleitung der Hochwas-
serspitze in wenig besiedeltes Gebiet vor einer Uberflutung zu schiitzen. Soweit Notentlas-
tungsraume notwendig sind, missen diese auch ausgeschieden werden (vgl. Art. 12 Abs. 3
und Art. 23 Bst. e WBG-E). Diese Rdume sollten mdglichst selten in Anspruch genommen wer-
den mussen. Sollte dies aufgrund von besonderen Verhaltnissen ausnahmsweise doch not-
wendig werden, ist sicherzustellen, dass die mit der Ableitung der Hochwasserspitzen verbun-
denen Schaden ersetzt werden. Stehen einzelne Bauten in einem Notentlastungsraum, legt
Art. 59 Abs. 1 WBG-E ausdricklich fest, dass der uneingeschrankte Versicherungsschutz nach
dem Gesetz ber die kantonale Geb&udeversicherung® besteht. Die Prazisierung ist notwendig,
weil die Schaden nicht unmittelbar auf das Hochwasser selbst zurtickzufihren sind und nach
dem geltenden Recht kein Versicherungsschutz bestehen wirde. Die neue Regelung im Was-
serbaugesetz soll auch im Gesetz tber die Gebaudeversicherung (sGS 873.1; abgekirzt GVG)
verankert werden. Sicherzustellen ist, dass Gebaude, die in ausgeschiedenen Notentlastungs-
rdumen liegen, zwar nicht vom Versicherungsschutz ausgeschlossen werden kdnnen (Art. 69
WBG-E bzw. Art. 10 Abs. 2 Ziff. 1 GVG [neu]), umgekehrt an diesen Geb&auden indessen die
mdglichen und zumutbaren Massnahmen zur Behebung der Gefahrdung getroffen werden (Art
10 Abs. 2 Ziff. 2 GVG [neu]).

Fur Schaden in Notentlastungsraumen im Uberlastfall, die nicht nach dem Gesetz iiber die kan-
tonale Gebaudeversicherung gedeckt sind, legt Art. 59 Abs. 2 WBG-E fest, dass ein Anspruch
auf Entschadigung nach dem Gesetz lber die Kantonshilfskasse fur nichtversicherbare Ele-
mentarschaden besteht. Anspruch auf Entschadigung nach Art. 59 WBG-E besteht nur in Ge-
bieten, die im Rahmen eines Wasserbauprojektes als Notentlastungsraum definiert worden
sind. Gebiete, die schon bisher regelméassig Uberflutet wurden, gelten nicht als Notentlastungs-
raum. Ebenso fallen kleinraumige Ausleitungen, die aufgrund von generellen Uberlastbetrach-
tungen erfolgen, nicht unter Art. 59 WBG-E.

Art. 60. Werden Bauten oder Anlagen ohne Vorliegen eines genehmigten Wasserbauprojektes
(Art. 21 WBG-E) oder in Missachtung des Verfahrens nach Art. 10 WBG-E erstellt oder gedn-
dert, bedeutet dies zunachst eine formelle Rechtswidrigkeit. Diese Tatsache allein rechtfertigt
keine Abbruchverfiigung, es sei denn, die materielle Rechtswidrigkeit der getroffenen baulichen
Massnahmen ware offensichtlich (GVP 1983 Nr. 97). Vielmehr ist regelmassig in einem Verfah-
ren zu prifen, ob aufgrund der materiellen Vorschriften nachtraglich die erforderlichen Bewilli-
gungen erteilt werden koénnen. In jedem Fall hat der unberechtigte Baubeginn eine Baueinstel-
lungsverfiigung zur Folge, sofern das Vorhaben noch nicht vollendet wurde (Art. 60 Abs. 1
WBG-E). Gleichzeitig ist die Bauherrschaft aufzufordern, den rechtméassigen Zustand wieder-
herzustellen, sei es, dass innert bestimmter Frist ein Gesuch nachgereicht wird oder dass der
urspriingliche Zustand wiederhergestellt wird. Zustandig fir das Einschreiten ist die jeweilige
Aufsichtsbehotrde (Art. 8 WBG-E; Baudepartement fir die kantonalen Gewasser, politische
Gemeinde fiir alle anderen Gewasser).

Stehen der nachtraglichen Bewilligung im 6ffentlichen Recht begriindete Hindernisse entgegen
und fallt auch die Erteilung einer Ausnahmebewilligung nicht in Betracht, ist die Baute oder
Anlage auch materiell rechtswidrig. In diesem Fall hat die Aufsichtsbehdrde nach Art. 60 Abs. 2
WBG-E die Entfernung oder Anderung der rechtswidrig ausgefiihrten Baute oder Anlage sowie
die Wiederherstellung des friheren Zustands zu verfiigen. Dabei ist allerdings zu beachten,
dass materiell rechtswidrige Gewasser- und Uferverbauungen, die wieder riickgangig gemacht
werden muissen, oft neue — aber wenigstens den dkologischen Grundsétzen entsprechende —
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Verbauungen nach sich ziehen, weil auf andere Weise das durch den Eingriff geschadigte
Bachbett oder Ufer kaum mehr stabilisiert werden konnte. Die Wiederherstellungsverfigung
muss deshalb im Detail festlegen, in welchem Umfang und auf welche Weise der geforderte
Ruckbau zu erfolgen hat und wie allféllig erforderliche Verbauungen auszufiihren sind. Fir die
Kosten haben die Verursachenden aufzukommen.

Gleichzeitig mit der Anordnung der Wiederherstellung ist die Ersatzvornahme anzudrohen. Das
Verfahren richtet sich nach Art. 105 f. VRP.

Art. 61. Die Strafbestimmungen des geltenden Rechts werden beibehalten; sie werden lediglich
konkretisiert, mit gleichzeitiger Anpassung an das revidierte Straf- und Strafprozessrecht.

Art. 63. Die Schaffung einer Kantonsklasse und die Ubernahme des Unterhalts an kantonalen
Gewassern durch den Kanton hat zur Folge, dass das Gesetz tiber gemeinschaftliche Unter-
nehmen (sGS 153.1; abgekirzt GGU) geandert werden muss. Die Vorschrift Giber die Aufhe-
bung von Perimeterunternehmen (Art. 4 Abs. 2 GGU) ist zu vereinfachen und offener zu formu-
lieren.

Art. 64. Fur die Sicherung der Entschadigung fiir Schaden in Notentlastungsraumen im Uber-
lastfall ist das Gesetz Uber die Kantonshilfsklasse fir nichtversicherbare Elementarschéaden
(sGS 383.1; abgekirzt GKHK) anzupassen. Die Bestimmungen Uber Geltungsbereich (Art. 1
GKHK), Berechtigte (Art. 2 GKHK) und ausserordentliche Beitrage (Art. 4 GKHK) sind so zu
andern, dass in der Regel eine volle Deckung fir derartige Schaden gewahrt wird, und zwar fir
alle Geschadigten, unabhéngig davon, ob die Geschadigten natirliche Personen, privatrechtli-
che oder offentlichrechtliche Kérperschaften sind. Insbesondere gilt die Deckung damit auch fr
die Meliorationswerke. Die Deckung soll sich sodann nicht nur auf Elementarschéaden erstre-
cken, sondern auch Mobiliar und Fahrhabe erfassen, soweit diese nicht versichert bzw. nicht
versicherbar sind. Mit der Anpassung von Art. 6 GKHK wird sichergestellt, dass alle Hoheits-
trager im Einzugsgebiet eines Gewassers in die Finanzierung einbezogen werden kénnen,
unabhangig davon, welches Gemeinwesen den Notentlastungsraum ausscheidet. Schliesslich
ist der Titel des Gesetzes den Anderungen betreffend Geltungsbereich, Berechtigten und De-
ckung anzupassen.

Art. 65. Die Totalrevision des Wasserbaugesetzes bedingt auch die Anpassung von Bestim-
mungen des Baugesetzes. Die politischen Gemeinden sind nach Art. 12 WBG-E verpflichtet,
die Erkenntnisse aus den Abklarungen Uber gravitative Naturgefahren in der Ortsplanung zu
bericksichtigen und umzusetzen. Ziel ist es, das bestehende Schadenpotenzial zu vermindern
und die Schaffung von neuem Schadenpotenzial mdglichst zu vermeiden. Zu diesem Zweck
muss die Zonenordnung bei Bedarf bezliglich der Nutzungsmdglichkeiten differenziert werden
kénnen. Art. 28octies BauG wird deshalb so geandert, dass die Konkretisierung der Nutzung
kunftig fur alle Zonenarten geméass Baugesetz zulassig ist, unabhangig davon, ob Bauzonen
oder Nichtbauzonen betroffen sind. Unerheblich ist auch, ob es sich um eine «erstmalige» Zo-
nierung handelt oder um eine «nachtragliche» Konkretisierung einer bestimmten (Bau)Zone,
wie das im Zusammenhang mit der Umsetzung der Gefahrengrundlagen haufig der Fall sein
kann. Die Moglichkeit kann nicht nur bei der Umsetzung der Gefahrenkarten (beispielsweise
zum Zweck der ganzlichen oder teilweisen Beseitigung eines Schutzdefizits) oder der Aus-
scheidung von Notentlastungsraumen von Nutzen sein, sondern immer dann, wenn ortsplane-
rische Griinde eine Differenzierung erfordern (etwa Konkretisierung der Nutzungsmoglichkeiten
in Gewerbe-Industrie-Zonen, die als wirtschaftliche Schwerpunktgebiete gelten).

Die Anpassung von Art. 84 Abs. 2 BauG ist notwendig, um zu vermeiden, dass bei koordinier-
ten Auflageverfahren unterschiedlich lange Auflagefristen zur Anwendung kommen. Nach

Art. 23 Bst. e WBG-E missen allféllige Objektschutzmassnahmen gleichzeitig mit dem Was-
serbauprojekt 6ffentlich aufgelegt werden. In der Praxis wird die kombinierte Auflage von Plan-
verfahren (z.B. Uberbauungsplan) und Baubewilligungsverfahren aus Griinden der Verfahrens-
beschleunigung schon bisher oft angewendet. Dies hat in der Vergangenheit immer wieder zu
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Auslegungsschwierigkeiten gefihrt. Es stellen sich schwierige Rechtsfragen. Da eine Baube-
willigung erst erteilt werden kann, wenn alle Planverfahren abgeschlossen ist, erwachst der
Bauherrschaft aus der Anpassung von Art. 84 Abs. 2 BauG kein Nachteil. Die Vereinheitlichung
der Fristen fuhrt vielmehr zu einer Verminderung der Rechtsunsicherheit fir alle Betroffenen
und damit indirekt zu einer Zeiteinsparung.

Schliesslich ist Art. 109 Abs. 1 BauG anzupassen. Die Instrumente der Landumlegung sollen
auch dann angewendet werden kdnnen, wenn die Offenlegung oder Umlegung eines offentli-
chen Gewassers streitig ist und der erforderliche Landerwerb sonst nicht oder nur mit grossen
Schwierigkeiten mdglich ist. Da Gewéasser oft die Grenze der Bauzone darstellen, ist es zudem
notwendig, Art. 109 Abs. 2 BauG ersatzlos zu streichen. Es sollen kiinftig in allen Anwendungs-
fallen von Art. 109 Abs. 1 BauG grundsétzlich alle Flachen in eine Landumlegung miteinbezo-
gen werden kdénnen, unabhangig davon, ob diese nach der geltenden Rechtslage in der
Bauzone oder ausserhalb davon liegen. Die Abgrenzung des Perimeters fiir den Einbezug der
Grundstticke soll sich kiinftig einzig an den Bediirfnissen des Vorhabens orientieren.

Art. 66 und 67. Der neue Finanzausgleich zwischen Kanton und Gemeinden wird im Finanz-
ausgleichsgesetz geregelt, mit dem die finanziellen Unterschiede zwischen den Gemeinden
ausgeglichen werden. In andere Gesetze sollen keine finanziellen Faktoren mit Gewichtungen
einfliessen. Der Ressourcenausgleich und der Sonderlastenausgleich Weite dienen als wichti-
ge Ausgleichsinstrumente (Ausgleich der Unterschiede Finanzkraft und der geografisch-
topographischen Sonderlasten). Ausserdem besteht fir die Gemeinden die Mdglichkeit, jahrlich
ein Gesuch fur einen individuellen Sonderlastenausgleich einzubringen. Dieses Gesuch kdnnte
beispielsweise aufgrund der Mehrbelastung aus dem Linth-Perimeter ausgeldst werden. Bei
dessen Beurteilung durch die Regierung wird die gesamte finanzielle Situation der Gemeinde
Uberprift. Fir den Bereich Gewasser dirfen keine Finanzausgleichskomponenten einfliessen,
weil die finanziellen Unterschiede mit dem Finanzausgleich bereits sehr stark ausgeglichen
werden und ein «zusatzlicher Finanzausgleich» im Gewasserbau daher unnétig ist. Ein zusatz-
licher Ausgleich ist aber nicht nur unndétig, sondern er ware auch ungerecht, weil einzelne Ge-
meinden damit einen bevorzugten und zusammen mit dem «normalen» Finanzausgleich allen-
falls sogar einen «doppelten» Ausgleich erhielten. Die Auswirkungen auf die Gemeinden sind
fur die perimeterpflichtigen Gemeinden am Rhein gering; sie bewegen sich — bezogen auf den
Perimeter — im Bereich von 2 Prozent. Beim Linthperimeter sind die Auswirkungen ahnlich.
Einzig fur die politische Gemeinde Benken betragt die Mehrbelastung — bezogen auf den Peri-
menter — rund 12 Prozent oder gut Fr. 87'500.—.

Art. 68. Schliesslich sind aufgrund der Totalrevision des Wasserbaugesetzes zwei untergeord-
nete Anpassungen des Gesetzes Uber die Gewassernutzung (sGS 751.1) vorzunehmen. Zum
einen ist die wasserbaupolizeiliche Aufsicht ausschliesslich im Wasserbaugesetz zu regeln;
Art. 5 GNG ist dementsprechend zu &ndern. Zum andern sind die Bewilligungstatbestande
nach Art. 9 Abs. 1 GNG zu ergdnzen mit Bauten und Anlagen Uber, in oder unter Gewassern.
Dieser Tatbestand war bisher im Wasserbaugesetz enthalten. Kiinftig sollen alle Nutzungen an
Gewassern nur noch nach dem Gewassernutzungsgesetz behandelt werden. Schliesslich ist
Art. 9 GNG mit einem zweiten Absatz zu erganzen, wonach Bewilligungen nach Art. 9 GNG
generell dann nicht erforderlich sind, wenn ohnehin ein Planverfahren nach dem Wasserbau-
gesetz oder ein Verfahren fir die Verleihung eines Wassernutzungsrechts durchgefuhrt wird.

5. Auswirkungen

Aufgrund der vorgesehenen Einfiihrung von drei Gewasserklassen und der damit verbundenen
teilweisen Entlastung der Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimer von der Kostentragung
fur Bau und Unterhalt der Gewéasser ist fur die Gemeinden wie fur den Kanton mit Mehrkosten
zu rechnen. Mehraufwendungen ergeben sich auch aus der Umsetzung der Renaturierungs
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programme. Insgesamt ergeben sich fiir den Kanton Mehrausgaben zwischen 2,48 Mio. und
3,7 Mio. Franken je Jahr, wovon zwischen 1 Mio. und 1,5 Mio. Franken je Jahr fiir Renaturie-
rungen vorgesehen sind.

Far die politischen Gemeinden ergibt sich durch die Delegation des Planverfahrens fir die Ge-
meindegewasser und die Ubrigen Gewasser eine Erweiterung der Aufgaben (wasserbaupolizei-
liches Bewilligungsverfahren), fur deren Durchfiihrung sie allerdings schon heute teilweise zu-
standig sind. Die Aufgaben der Gemeinde umfassen Projektierung, Verfahrensleitung und Aus-
fuhrung des Vorhabens. Ob mit dieser Aufgabenerweiterung zusatzliche Stellen bzw. Teilstel-
len bei einzelnen Gemeinden geschaffen werden mussen, lasst sich nicht generell beurteilen.
Die Unterschiede zwischen den Gemeinden sind sehr gross, auch hinsichtlich der Haufigkeit
von Wasserbauvorhaben. Zudem sind die Gemeinden in ihrem Entscheid frei, welchen Teil der
Arbeiten sie tatséchlich selbst ausfiihren und in welchem Ausmass sie Dritten Auftrage erteilen
wollen.

Die Ubertragung der Kompetenzen fur bauliche Veranderungen an Gemeindegewéassern und
den Ubrigen Gewassern an die Gemeinden fuhrt auf Stufe Kanton (Abteilung Gewésser im
Tiefbauamt) diesbezlglich zu einem Minderaufwand. Fir den reinen Projektierungsaufwand fur
diesen Teil des Gewdasserausbaus wurden bis anhin etwa 50 Stellenprozente eingesetzt. An-
derseits wird neu ein Prufverfahren fir die Gewahrung von Kantons- und Bundesbeitragen fir
bauliche Massnahmen an Gemeindegewassern erforderlich. Die entsprechenden Tatigkeiten
fur die Beitragszusicherung (Prifung der Notwendigkeit des Vorhabens, Kontakthahme mit den
Bundesstellen, Vorprifungsverfahren, Vorbescheid, Beratung der Gemeinde, Genehmigungs-
verfahren, Baubegleitung mit Bauabnahmen in Etappen, Subventionsabrechnung fur Bund und
Kanton) haben zumindest den gleichen Aufwand auf Stufe Kanton zur Folge. Der Minderauf-
wand fur die Projektierung von baulichen Massnahmen an den kinftigen Gemeindegewassern
und den Ubrigen Gewdassern wird dadurch zumindest wieder aufgewogen. Insgesamt ergibt
sich aus der Anderung der entsprechenden Zustandigkeiten kein Minderaufwand auf Stufe
Kanton.

Im Unterschied zur abgelehnten Vorlage ist der Kanton neu zudem fir die kantonalen Gewas-
ser zustandig. Vorbereitung, Beaufsichtigung und Kontrolle der Unterhaltsarbeiten an den kan-
tonalen Gewassern sind mit einem zuséatzlichen Aufwand fiir die Abteilung Gewasser im Tief-
bauamt verbunden. Hinzu kommt der Mehraufwand im Zusammenhang mit dem Wasserbau-
programm und der Programmvereinbarung mit dem Bund. Fur die Bewaltigung des Mehrauf-
wands muss die Schaffung einer zuséatzlichen Stelle in Betracht gezogen werden. Noch nicht
genau abgeschatzt werden kdnnen die Auswirkungen der Renaturierungen. Sollte sich zeigen,
dass die Aufgaben mit dem bestehenden Personal und der neu zu schaffenden Stelle fur die
kantonalen Gewasser nicht bewaltigt werden kénnen, ist vorgesehen, dafiir eine weitere Stelle
zu beantragen. In den ausgewiesenen Kosten von 2,48 Mio. bzw. héchstens 3,7 Mio. Franken
je Jahr sind beide Stellen bertcksichtigt.

6. Referendum

Nach Art. 5 des Gesetzes liber Referendum und Initiative (sGS 125.1; abgekiirzt RIG) unter-
stehen Gesetze und die Beschliisse des Kantonsrates Uber die Genehmigung zwische nstaatli-
cher Vereinbarungen mit Gesetzesrang dem fakultativen Referendum. Dem obligatorischen
Finanzreferendum unterstehen Gesetze, die zu Lasten des Kantons fiir den gleichen Gegen-
stand eine einmalige neue Ausgabe von mehr als Fr. 15'000°000.— oder eine wahrend wenigs-
tens zehn Jahren wiederkehrende neue Jahresausgabe von mehr als Fr. 1'500°000.— zur Folge
haben (Art. 6 RIG). Weil das Wasserbaugesetz neue Ausgaben zwischen 2,48 Mio. und 3,7 Mio.
Franken je Jahr zur Folge haben wird, untersteht es dem obligatorischen Finanzreferendum.
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1. Antrag

Wir beantragen Ihnen, Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auf den Entwurf des
Wasserbaugesetzes einzutreten.

Im Namen der Regierung,
Die Prasidentin:
Kathrin Hilber

Der Staatssekretar:
Martin Gehrer
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Kantonsrat St.Gallen 22.08.07

Wasserbaugesetz

Entwurf der Regierung vom 22. April 2008

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen
hat von der Botschaft der Regierung vom 22. April 2008% Kenntnis genommen und
erlasst

in Ausfiihrung von Art. 16 f. und Art. 29 der Kantonsverfassung vom 10. Juni 20017 und der
eidgendssischen Gesetzgebung Gber Wasserbau®, Fischerei®, Natur- und Heimatschutz19 so-
wie Gewasserschutz11

als Gesetz:

I. Allgemeine Bestimmungen
Geltungsbereich

Art. 1. Dieser Erlass regelt:
a) Gewasserunterhalt;
b) Wasserbau;
c) Wasserbaupolizei:
d) Renaturierung von Gewassern.

Er wird angewendet auf die stehenden und die fliessenden Oberflachengewasser, ein-
schliesslich der in den Boden verlegten Abschnitte. Meteorwasserleitungen gelten nicht als
Gewasser nach diesem Erlass.

Als Gewasser gilt das Gerinne, bei stehenden Gewassern die Wasserflache, mit Ein-
schluss des angrenzenden Ufers und allfalliger Schutzbauwerke.

Zweck

Art. 2. Dieser Erlass bezweckt:

a) den Schutz von Menschen, Tieren und erheblichen Sachwerten vor schadlichen Einwir-
kungen des Wassers;

b) Erhaltung naturnaher Gewasser;

c) Wiederherstellung naturnaher Gewasser.

6 ABI 2007.

7 sGS111.1.
8 SR 721.100.
9 SR 923.0.
10 3SR 451.0.

11 SR 814.20.
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Massnahmen

Art. 3. Fur den Schutz vor schadlichen Einwirkungen des Wassers gilt folgende Priorita-
tenordnung:
a) Massnahmen des Gewasserunterhalts;
b) raumplanerische Massnahmen;
c) wasserbauliche Massnahmen.

Einteilung der Gewasser

Art. 4. Gewasser werden eingeteilt in:

a) kantonale Gewasser; als solche gelten: Rhein, Alter Rhein ab Eisenbahnbriicke in
St.Margrethen, Seez ab Briicke Runggalina in Mels, Linth, Thur ab Briicke Au in
Ebnat-Kappel und Sitter;

b) Gemeindegewaésser; als solche gelten jene Gewasser oder Gewasserabschnitte, an die
Bund und Kanton Beitrdge an wasserbauliche Massnahmen fur den Hochwasserschutz
leisten oder geleistet haben;

c) Ubrige Gewasser.

Ist streitig, ob ein Gewasser oder ein Gewasserabschnitt als Gemeindegewasser gilt, ent-
scheidet das zustandige Departementl2,

Gewasserplan

Art. 5. Der Kanton fiihrt einen Plan Uber die kantonalen Gewasser, die politische Gemein-
de Uber die Gemeindegewasser.

Hoheit

Art. 6. Der Kanton hat die wasserbaupolizeiliche Hoheit tGber die kantonalen Gewasser, die
politische Gemeinde Uber die Gemeinde- und die Ubrigen Gewasser.

Wasserbaupflicht

Art. 7. Die Wasserbaupflicht umfasst die Pflicht zu Unterhalt und Ausbau der Gewasser.
Sie gilt unabhéangig vom Eigentum am Gewasser.

Sie obliegt:

a) flir kantonale Gewasser dem Kanton;

b) fir Gemeindegewdasser der politischen Gemeinde;

c) flr die Ubrigen Gewasser den Eigentiimerinnen und Eigentimern der angrenzenden
Grundstticke, Bauten und Anlagen.

Besteht ein offentlichrechtliches Unternehmen, tragt dieses die Wasserbaupflicht.

Aufsicht

Art. 8. Die Aufsicht Uber die Gewasser ist Aufgabe:
a) des zustandigen Departements fir die kantonalen Gewasser;
b) der politischen Gemeinde fir die Gemeinde- und die tbrigen Gewasser.

12 Baudepartement, Art. 25 Bst. ¢ GeschR, sGS 141.3.
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[l. Gewasserunterhalt
Begriff

Art. 9. Als Gewasserunterhalt gelten Massnahmen, die erforderlich und geeignet sind, Ge-
rinne und Ufer eines Gewassers sowie die Wasserbauwerke in einem guten Zustand zu erhal-
ten. Sie sind mit Ausnahme der Arbeiten nach Art. 10 Abs. 2 dieses Erlasses nicht meldepflich-

tig.

Als Unterhalt gelten insbesondere:

a) periodische Pflege der Ufervegetation;

b) Entfernen von Boschungswilsten und anderen Hindernissen im Gerinne und an Ufern,
soweit sie den Abfluss hemmen;

c) Ausschopfen von Gewassern, soweit der Schutz der Umgebung vor Uberflutung es erfor-
dert;

d) Ausschopfen von Kiesfangen;

e) Unterhaltsmassnahmen an Schutzbauten und Durchlassen;

f)  Entfernen von Unrat.

Unterhaltsarbeiten sind moglichst schonend und nach den Regeln einer naturnahen Ge-
wasserpflege durchzufiihren.

Durchfuhrung

Art. 10. Soweit dieser Erlass nichts anderes bestimmt, bedirfen Unterhaltsarbeiten keiner
Bewilligung.

Unterhaltsarbeiten sind meldepflichtig, wenn sie:

mit Eingriffen in die Sohle verbunden sind?3;

die Entfernung von Ufervegetation vorsehenl4;

zeitlich beschrankte Anderungen des Wasserabflusses zur Folge haben?®,

wnh e

Die meldepflichtigen Unterhaltsarbeiten diurfen ausgefiihrt werden, wenn die zustandigen
Stellen nicht innert 30 Tagen nach Eingang der Meldung dem Gesuchsteller schriftlich mittei-
len, dass:

a) die Meldung unvollstandig ist;

b) die Unterhaltsarbeiten in das vereinfachte oder das ordentliche Planverfahren verwiesen
werden;

c) die Unterhaltsarbeiten unzuldssig sind und die Bewilligung flr deren Ausfiihrung verwei-
gert wird.

Unterhaltspflicht

Art. 11. Die Wasserbaupflichtigen sorgen fiir die Ausfiihrung der notwendigen Unterhalts-
massnahmen.

Die zustandige Aufsichtsbehdrde erlasst die nétigen Verfligungen, wenn der Gewdasserun-
terhalt auf eine Weise vernachlassigt wird, die:
a) eine Gefahrdung von Menschen, Tieren oder erheblichen Sachwerten zur Folge haben
kann;
b) kinftigen Gewasserunterhalt und Wasserbau erschwert;
c) die Erhaltung des natirlichen Ufers geféahrdet.

13 Art. 8 BGF, SR 923.0.
14 Art. 22 NHG, SR 451.0.
15 Art. 8 BGF, SR 923.0.
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lll. Raumplanerische Massnahmen
Naturgefahren

Art. 12. Die zustandige Stelle des Kantons erstellt die fiir die Beurteilung der gravitativen
Naturgefahren erforderlichen Grundlagen und fuhrt diese nach.

Die politische Gemeinde berticksichtigt diese Grundlagen in der Ortsplanung16. Das be-
stehende Gefahren- und Schadenpotenzial ist zu vermindern, die Schaffung neuer Schadenpo-
tenziale ist zu vermeiden.

Der erforderliche Raum fir Gewasser und Notentlastungsrdume ist mit den Instrumenten der
Ortsplanung zu sichern.

IV. Wasserbau

1. Allgemeines
Wasserbauliche Massnahmen

Art. 13. Als wasserbauliche Massnahmen gelten inshesondere:

a) Ausbau, Offenlegung, Korrektion und baulicher Unterhalt von Gerinnen;

b) baulicher Unterhalt von Ufern und Uferverbauungen;

¢) Renaturierungen;

d) Rickhaltemassnahmen;

e) Ausleitung von Hochwasserspitzen, mit Einschluss der Ausscheidung von Notentlastungs-
raumen;

f)  Umleitung von Gewassern;

g) Vorkehren gegen Bodenbewegungen im Gewasserbereich.

Der forstliche Bachverbau richtet sich nach der Forstgesetzgebung?’.

Grundsatze

Art. 14. Bei wasserbaulichen Massnahmen sind besonders zu beachten:
a) Schutz von Menschen und Tieren;
b) Schutz von erheblichen Sachwerten;
c) wirtschaftlicher Einsatz der Finanzmittel;
d) Erhaltung naturnaher Gewasser,
e) Wiederherstellung naturnaher Gewasser;
f)  Natur- und Landschaftsschutz;
g) Ortsbild- und Heimatschutz;
h) anerkannte Grundsatze eines umwelt- und siedlungsgerechten Wasserbaus.

Voraussetzungen

Art. 15. Gewasser werden ausgebaut oder offengelegt, wenn eine der folgenden Voraus-
setzungen es erfordert:
a) Schutz von Menschen und Tieren;
b) Schutz von erheblichen Sachwerten;
c) Verbesserung, Aufbau und Wiederherstellung von Lebensraumen der einheimischen Was-
sertiere.

16 vgl. Art. 5 Abs. 2 und Art. 44 Abs. 2 BauG, sGS 731.1.
17 Art. 19 des BG iiber den Wald, SR 921.0.
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Projektierung a) kantonale Gewasser

Art. 16. Die Projektierung wasserbaulicher Massnahmen an kantonalen Gewassern ist
Aufgabe der zustandigen Stelle des Kantons.

Politische Gemeinden, auf deren Gebiet das Wasserbauprojekt liegt, werden bei der Pro-
jektierung angehort.

b) Gemeindegewasser und tibrige Gewasser

Art. 17. Die Projektierung wasserbaulicher Massnahmen an Gemeindegewassern und an
den Ubrigen Gewassern ist Aufgabe der politischen Gemeinde.

Betroffene Nachbargemeinden und betroffene 6ffentlichrechtliche Unternehmen werden
bei der Projektierung angehort.

Die politische Gemeinde kann die Projektleitung gegen angemessene Entschadigung der
zustandigen kantonalen Stelle Ubertragen.

Wasserbau- und Renaturierungsprogramm a) Erlass

Art. 18. Der Kantonsrat erlasst ein mehrjahriges Wasserbau- und Renaturierungspro-
gramm.

Projekte, die im Wasserbau- und Renaturierungsprogramm nicht enthalten sind, kann die
Regierung beschliessen, wenn sie dringend sind.

b) Inhalt

Art. 19. Das Wasserbau- und Renaturierungsprogramm umfasst hochwasserschutzbeding-
te Projekte und Vorhaben zur Renaturierung.

Das Programm enthalt:
a) Ziele und Massnahmen;
b) Kosten und Finanzierung der Vorhaben;
c) Bericht Gber das vorhergehende Programm.

¢) Finanzierung

Art. 20. Der Kantonsrat beschliesst die zur Finanzierung des Programms erforderlichen
kantonalen Mittel in Form des Sonderkredits.

Der Kantonsrat entscheidet endgultig.

2. Planverfahren
Durchfuhrung

Art. 21. FUr wasserbauliche Massnahmen an Gewassern wird das Planverfahren durchge-
fuhrt.

Es ersetzt das Baubewilligungsverfahren.
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Zustandigkeit

Art. 22. Auflage- und Anzeigeverfahren werden durchgefuhrt:
a) bei kantonalen Gewassern von der zusténdigen Stelle des Kantons;
b) beiden andern Gewassern von der zustandigen Gemeindebehdrde.

Projekt

Art. 23. Die Projektunterlagen enthalten in der Regel:
a) aktualisierte Gefahrengrundlagen;
b) den Technischen Bericht;
c) Situationsplan, Langs-, Quer- und Gestaltungsprofile;
d) Landbedarfslinien Giber die dauernde und voriibergehende Beanspruchung von Boden;
e) Notentlastungsraume mit Einschluss allfalliger Objektschutzmassnahmen;
f) allfallige Baulinien;
g) allfalliger Beitragsplan.

Auflage

Art. 24. Das Projekt wird in der politischen Gemeinde unter Erdffnung einer Einsprachefrist
von 30 Tagen 6ffentlich aufgelegt.

Die amtliche Bekanntmachung erfolgt im Publikationsorgan der politischen Gemeinde und
im kantonalen Amtsblatt.

Anzeige

Art. 25. Mit personlicher Anzeige von der offentlichen Auflage und vom Enteignungsbegeh-
ren in Kenntnis gesetzt wird:
a) wer private Rechte abtreten muss;
b) auf dessen Grundstiick eine Baulinie ausgeschieden wird;
c) dessen Grundstiick in den Gewasserabstand zu liegen kommt.

Die persdnliche Anzeige gilt als Einleitung des Enteignungsverfahrens.

Wer Beitrage leisten muss, wird gleichzeitig mit persénlicher Anzeige von der o6ffentlichen
Auflage und vom Beitragsplan in Kenntnis gesetzt.

Absteckung im Gelande

Art. 26. Wird die Linienfilhrung eines Gewassers geandert, wird ein Gewasser offengelegt
oder sind mit dem Projekt Anderungen des Ufers verbunden, wird das Vorhaben wéhrend der
Auflage im Geldnde abgesteckt.

Vereinfachtes Verfahren

Art. 27. Wird kein Kostenverlegungsverfahren durchgefihrt, kann bei kleinen und unbedeu-
tenden Projekten auf die 6ffentliche Auflage und auf die Absteckung im Gelénde verzichtet
werden.
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Die Betroffenen und die beschwerdeberechtigten Organisationen!8 werden, soweit diese
dem Vorhaben nicht schriftlich zugestimmt haben, mit eingeschriebenem Brief unter Er6ffnung
einer Einsprachefrist von 30 Tagen in Kenntnis gesetzt1®.

Das vereinfachte Verfahren wird insbesondere durchgefuhrt bei:
a) baulichen Unterhaltsmassnahmen;
b) Eindolungen fiir Ubergénge von offentlichen Strassen;
c) kleineren Uferverbauungen;
d) Leitungsquerungen.

Rechtsschutz a) Einsprache

Art. 28. Einsprache kann erhoben werden gegen:
a) das Projekt;
b) die Zulassigkeit der Enteignung.

Gegen den Beitragsplan ist gesondert Einsprache zu erheben. Die Einsprache richtet sich
nach den Bestimmungen dieses Erlasses uber das Kostenverlegungsverfahren.

b) Erganzende Vorschriften

Art. 29. Der Rechtsschutz richtet sich im Ubrigen nach den Vorschriften des Gesetzes liber
die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Mai 196520,

Projektanderungen
Art. 30. Das Planverfahren wird erneut durchgefihrt, wenn das Projekt geandert wird.
Ist die Projektanderung klein und unbedeutend, werden die Betroffenen mit eingeschriebe-

nem Brief unter Er6ffnung einer Einsprachefrist von 30 Tagen in Kenntnis gesetzt, soweit diese
der Projektanderung nicht schriftlich zugestimmt haben.

Entscheid

Art. 31. Uber die Einsprachen entscheidet bei kantonalen Gewassern die zustandige Stelle
des Kantons, bei den andern Gewassern die zustandige Gemeindebehdrde.

Genehmigung a) Allgemeines

Art. 32. Wasserbauliche Massnahmen an einem Gewasser bedirfen der Genehmigung
des zustandigen Departementes??,

Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden.

18 Art. 12 NHG, SR 451.

19 Art. 12a Abs. 2 NHG, SR 451.

20 sGS951.1.

21 Baudepartement; Art. 25 Bst. ¢ GeschR, sGS 141.3.
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b) Finanzierung

Art. 33. Mit der Genehmigung werden Kantons- und Bundesbeitrage zugesichert.

Der Entscheid Uber die Zusicherung ist nicht anfechtbar.

3. Landerwerb und Baubeginn
Abtretung privater Rechte a) Grundsatz

Art. 34. Private Rechte werden enteignet, wenn sie nicht anderweitig erworben werden
koénnen.

Das Enteignungsgesetz22 wird angewendet, soweit dieser Erlass nichts anderes bestimmt.

b) Schatzungsverfahren

Art. 35. Kbnnen sich die Beteiligten Uber die Entschadigung oder andere Begehren des
Enteignungsverfahrens nicht einigen, konnen sie bei der Prasidentin oder beim Prasidenten der
Schatzungskommission fuir Enteignungen?23 die Durchfiihrung des Schatzungsverfahrens24
verlangen.

Die Prasidentin oder der Prasident eroffnet den Beteiligten eine Frist zur Einreichung der
Begehren.

Einsprache gegen die Zulassigkeit der Enteignung ist ausgeschlossen.

Baubeginn

Art. 36. Mit der Ausfiihrung der wasserbaulichen Massnahmen darf begonnen werden,
wenn:
a) das Projekt rechtskraftig ist;
b) die Abtretung privater Rechte geregelt ist oder jene Personen, die private Rechte abtreten
missen, dem Baubeginn schriftlich zugestimmt haben;
c) die Beitragspflichtigen mit personlicher Anzeige vom Beitragsplan in Kenntnis gesetzt sind;
d) Uber beantragte Kantons- und allfallige Bundesbeitrage entschieden ist oder die Bewilli-
gung zum vorzeitigen Baubeginn vorliegt.

Sofortmassnahmen

Art. 37. Wenn unmittelbare Gefahr im Verzug ist, erteilt die Aufsichtsbehérde die Bewilli-
gung zum vorzeitigen Baubeginn fir die sofort erforderlichen baulichen Vorkehren zur unmittel-
baren Schadenabwehr. Rekurs und Beschwerde haben keine aufschiebende Wirkung.

Rekurs- und Beschwerdeinstanz kénnen eine gegenteilige Verfiigung treffen. Die Verfigung ist
endglltig.

22 5GS735.1.
23 Art. 2 ff. EntG, sGS 735.1.
24 Art. 34 EntG, sGS 735.1.
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V. Finanzierung

1. Kostentragung
Grundsatz

Art. 38. Die Kosten fur Bau und Unterhalt von Gewassern werden getragen von den Was-
serbaupflichtigen, soweit nicht Beitrage zur Verfigung stehen.

Kantonale Gewasser

Art. 39. Der Kanton tragt die Kosten fur Bau und Unterhalt der kantonalen Gewésser, so-
weit nicht Beitrge zur Verfligung stehen.

Die politische Gemeinde leistet an die Kosten fur Bau und Unterhalt der kantonalen Ge-
wasser Beitrdge von 25 Prozent.

Fur Baukosten von Renaturierungen, die im tbergeordneten Interesse liegen, kann der
Beitrag der politischen Gemeinde verringert werden.

Gemeindegewasser

Art. 40. Die politische Gemeinde tragt die Kosten fir Bau und Unterhalt der Gemeindege-
wasser, soweit nicht Beitradge zur Verfigung stehen. Besteht ein 6ffentlichrechtliches Unter-
nehmen, tragt dieses die Kosten.

Die Hohe der Gemeindebeitrage richtet sich nach dem 6ffentlichen Interesse; sie betragt
fur Bau und Unterhalt wenigstens 25 Prozent der Kosten, die nach Abzug der Beitrdge von
Bund, Kanton und Dritten nach Art. 42 des Erlasses verbleiben.

Die Eigentiimerinnen und Eigentimer der angrenzenden Grundstiicke, Bauten und Anla-
gen leisten an die Kosten von Bau und Unterhalt der Gemeindegewasser Beitrage. Die Hohe
der Beitrage richtet sich nach dem Interesse des Grundeigentums am Schutz vor Hochwasser
und Erosion sowie den Nutzungsmaoglichkeiten2>. Fir Renaturierungsmassnahmen werden
keine Beitrage erhoben.

Ubrige Gewasser

Art. 41. Die Eigentiimerinnen und Eigentiimer der angrenzenden Grundstiicke, Bauten und
Anlagen tragen die Kosten fiir Bau und Unterhalt der tGbrigen Gewasser, soweit nicht Beitrage
zur Verfugung stehen. Besteht ein 6ffentlichrechtliches Unternehmen, tragt dieses die Kosten.

Die politische Gemeinde kann Beitrage gewahren:

a) an Unterhaltsmassnahmen, wenn diese finanziell sehr aufwandig sind;

b) an wasserbauliche Massnahmen, wenn die Kosten das Interesse der Wasserbaupflichti-
gen wesentlich Ubersteigen und der Unterhalt nicht vernachlassigt wurde;

c) an Renaturierungsmassnahmen.

Beitrage Dritter

Art. 42. Verursachen Werke Dritter hdhere oder zusétzliche Bau- und Unterhaltskosten, die
ohne das Werk nicht anfallen wirden, tragen diese die Mehrkosten.

25 vgl. Art. 10 ff. BauG, sGS 731.1.
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2. Kostenverlegung
Durchfuhrung

Art. 43. Die Bau- und Unterhaltskosten werden durch Errichtung eines Perimeters26 aufgeteilt,
wenn die Kostentragung nicht durch Vereinbarung geregelt wird.

Das Kostenverlegungsverfahren wird fiir die nachtragliche Errichtung oder Anderung eines

Unterhaltsperimeters sachgemass durchgefiihrt, wenn insbesondere:

a) die Belastung einzelner Grundeigentiimerinnen oder Grundeigentliimer in einem Missver-
haltnis zum zusatzlichen oder erneuerten Hochwasserschutz steht;

b) Grundstiicke, Bauten und Anlagen Dritter einen Mehrwert durch den zusatzlichen oder
erneuerten Hochwasserschutz nachtraglich erfahren;

c) der zweckmassige Unterhalt es erfordert.

Bau- und Unterhaltspflicht der Eigentumerinnen und Eigentimer der angrenzenden
Grundstiicke, Bauten und Anlagen werden als 6ffentlichrechtliche Grundlast im Grundbuch
angemerkt?7’.

Wird ein Grundstiick geteilt, wird die Perimeterlast nach den Grundsatzen des Perimeters
durch Verfugung der Aufsichtsbehdrde auf die von der Teilung betroffenen Grundstlicke ver-
legt.

Beitragsplan

Art. 44. Die zustandige kantonale Stelle erstellt fir die kantonalen Gewasser einen Bei-
tragsplan, die politische Gemeinde flr die Gemeindegewésser und die Ubrigen Gewasser.

Der Beitragsplan enthalt:
a) Kostenvoranschlag;
b) beitragspflichtige Grundstlicke;
¢) Anteile der Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer;
d) Anteil der politischen Gemeinde;
e) Anteil des Kantons;
f)  Anteile Dritter.

Die zustandige kantonale Stelle und die politische Gemeinde kénnen fiir die Kostenverle-
gung eine Schatzungskommission einsetzen.

Anzeige

Art. 45. Die Beitragspflichtigen werden im Planverfahren mit eingeschriebenem Brief vom
Beitragsplan in Kenntnis gesetzt.

Rechtsschutz

Art. 46. Gegen den Beitragsplan kann innert 30 Tagen Einsprache erhoben werden.

Uber Einsprachen entscheidet:

a) bei kantonalen Gewassern die zustandige kantonale Stelle;

b) beiden anderen Gewassern die politische Gemeinde oder die Schatzungskommission,
wenn sie dazu ermachtigt ist.

26 vgl. Art. 1 ff. GGU, sGS 153.1.
27 Vom Bundesrat am xy genehmigt; siehe Art. 962 ZGB, SR 210.
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Falligkeit

Art. 47. Die Beitrdge werden nach Massgabe der entstandenen Kosten in Raten oder nach
Ausfuhrung des Gewasserbaus gesamthaft erhoben.

Die zustandige kantonale Stelle verfligt Beitrdge und Zahlungsfrist bei kantonalen Gewas-
sern, die politische Gemeinde bei den anderen Gewassern.

Die Beitrdge werden nach Ablauf der Zahlungsfrist verzinst. Die Erhebung eines Rechts-
mittels hemmt den Zinsenlauf nicht.

Stundung

Art. 48. Beitrdge kdnnen gegen angemessene Verzinsung bis zu zehn Jahren gestundet
werden, flr eingezonte nicht Gberbaute Grundstticke nur aus wichtigen, das &ffentliche Interes-
se an der Uberbauung Uberwiegenden Grinden.

Gesetzliches Grundpfandrecht

Art. 49. FUr Beitrage besteht ein gesetzliches Grundpfandrecht, das allen eingetragenen
Grundpfandrechten im Rang vorgeht?2s.

Die politische Gemeinde kann das gesetzliche Grundpfandrecht zur Anmerkung im Grund-
buch?® anmelden. Dazu ist sie verpflichtet, wenn Beitradge gestundet werden.

Nachtragliche Baubeitrdge a) Grundsatz

Art. 50. Eigentimerinnen und Eigentiimer von Grundstiicken, Bauten und Anlagen kdnnen
nachtraglich zu Baubeitragen verpflichtet werden, wenn ihre Grundstiicke, Bauten und Anlagen
innert 15 Jahren nach dem Gewésserbau durch den zusatzlichen oder erneuerten Hochwas-
serschutz einen Mehrwert erfahren.

b) Verwendung

Art. 51. Nachtragliche Baubeitrage werden fur Bau und Unterhalt am betreffenden Gewas-
ser verwendet.

Sie werden von der politischen Gemeinde verwaltet, wenn der Unterhalt nicht gemein-
schaftlich besorgt wird.

3. Kantonsbeitrage
Gegenstand

Art. 52. Der Kanton leistet an die anrechenbaren Kosten fiir Ausbauprojekte an Gemein-
degewadssern sowie fiir Renaturierungsmassnahmen an tbrigen Gewassern Beitrage im Rah-
men der gewahrten Kredite und der zur Verfligung stehenden Bundesbeitrage.

Bei Elementarereignissen kann die Regierung ausserordentliche Beitrage gewahren.

28 Art. 836 ZGB, SR 210.
29 vom Bundesrat am xy genehmigt; siehe Art. 962 ZGB, SR 210.
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Voraussetzungen

Art. 53. An die anrechenbaren Kosten leistet der Kanton Beitrdge, wenn das zusténdige

Departement30;

a) vor Beginn der Projektierungsarbeiten die Beitragsberechtigung des Projektes anerkannt
hat;

b) den Kantonsbeitrag vor der Durchfiihrung des Planverfahrens in Kenntnis des Projektes
und der vorgesehenen Baukostenanteile der librigen Beteiligten in Aussicht gestellt hat.

Hohe

Art. 54. Der Kantonsbeitrag betragt zwischen 20 und 40 Prozent der anrechenbaren Kos-
ten. Soweit Bundesbeitrage zur Verfiigung stehen, kann der Kanton Beitrdge gewahren, die
zusammen mit den Bundesbeitragen hdchstens 75 Prozent der anrechenbaren Kosten betra-
gen. Fur die Kosten von Renaturierungsmassnahmen, die im Ubergeordneten Interesse liegen,
und bei Elementarereignissen kann ein hoherer Beitrag gewahrt werden.

Die Hohe des Kantonsbeitrags wird bemessen nach:
a) dem Interesse an der Ausflihrung des Projektes;
b) dem 6kologischen Wert der Massnahmen.

4. Bundesbeitrage
Verwendung

Art. 55. Die globalen Bundesbeitrage werden zur Aufstockung der Kantonsbeitrage fir jene
Projekte verwendet, die im Wasserbauprogramm vorgesehen sind und deren Kosten weniger
als 1 Mio. Franken betragen.

Projektbezogene Bundesbeitrage fur den Ausbau von Gewassern werden den Kostentra-
gerinnen und Kostentragern der beitragsberechtigten Vorhaben ausbezahlt.

VI. Besondere Bestimmungen
Abfluss, Gerinne und Ufer

Art. 56. Verboten ist, im Gerinne oder am Ufer eines Gewassers Material abzulagern, in
anderer Weise den freien Abfluss zu gefahrden oder den Lebensraum von im Wasser lebenden
Tieren zu beeintrachtigen.

Zutrittsrecht

Art. 57. Fur Unterhalts- und Kontrollarbeiten ist die Benltzung fremder Grundstiicke zulassig.

Schadenwehr
Art. 58. Die Schadenwehr ist Aufgabe der politischen Gemeinde.
Die Gesetzgebung Uber den Feuerschutz3! und den Bevolkerungsschutz32 wird fur die

Schadenwehr sachgemass angewendet, soweit die Regierung nicht durch Verordnung beson-
dere Vorschriften erlasst.

30 Baudepartement; Art. 25 Bst. ¢ GeschR, sGS 141.3.
31 sGsar.
32 5GSs 42
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Notentlastungsrdume

Art. 59. Ist ein Notentlastungsraum ausgeschieden, besteht:

a) der uneingeschrankte Versicherungsschutz nach den Bestimmungen des Gesetzes Uber
die Gebaudeversicherung33, sofern die moglichen und zumutbaren Massnahmen getroffen
worden sind;

b) ein Anspruch auf Entschadigung nach dem Gesetz Uiber die Kantonshilfskasse fir nicht-
versicherbare Schaden bei Elementarereignissens4.

Behebung des rechtswidrigen Zustandes

Art. 60. Wird mit der Ausfihrung baulicher Massnahmen unberechtigterweise begonnen,
verfugt die zustandige Stelle die Einstellung der Arbeiten.

Wenn die Ausfiihrung den gesetzlichen Vorschriften oder den genehmigten Planen nicht
entspricht oder sonst ein unrechtmassiger Zustand geschaffen wird, verfligt die zustandige
Stelle die Entfernung oder die Anderung der rechtswidrig ausgefiihrten Bauten und Anlagen
oder anderweitigen Beeintrachtigungen sowie die Wiederherstellung des rechtmassigen Zu-
stands.

VII. Schlussbestimmungen
Strafbestimmungen a) Ubertretungen

Art. 61. Wenn die Widerhandlung nicht nach anderen Erlassen strafbar ist, wird mit Busse
bis zu Fr. 30'000.— bestraft, wer:
a) durch Materialablagerungen im Gerinne oder am Ufer eines Gewassers oder auf andere
Weise den freien Abfluss gefahrdet;
b) ohne Bewilligung im Gewdasserbereich oder daran angrenzend bauliche Massnahmen trifft;
c) ohne Bewilligung der zustandigen Stelle von bewilligten Projekten abweicht oder Bedin-
gungen und Auflagen der Plangenehmigung verletzt.

Versuch und Gehilfenschaft sind strafbar.

b) Mitteilung

Art. 62. Strafurteile, die sich auf die kantonale Wasserbaugesetzgebung stiitzen, werden
der zustandigen Stelle des Kantons mitgeteilt.

Anderung bisherigen Rechts a) Gesetz iiber gemeinschaftliche Unternehmen
Art. 63. Das Gesetz liber gemeinschaftliche Unternehmen vom 20. Juni 199735 wird wie
folgt geandert:
Aufhebung

Art. 4. Die zustandige Gemeindebehdrde hebt das gemeinschaftliche Unterneh-
men auf, wenn die Aufgaben erflillt sind oder anderweitig wahrgenommen werden.

Ein Aktiviiberschuss wird der neuen Tragerin des Unterhalts abgetreten. Ein
Passivuberschuss kann im Kostenverlegungsverfahren aufgeteilt werden.

33 sGS873.1.
34 $GS383.1.
35 sGS153.1.
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b) Gesetz liber die Kantonshilfskasse fur nichtversicherbare Elementarschaden

Art. 64. Das Gesetz Uber die Kantonshilfskasse fur nichtversicherbare Elementarschaden

vom 3. Dezember 197636 wird wie folgt geéndert:

Titel. Gesetz Uber die Kantonshilfskasse fiir nichtversicherbare Schaden bei
Elementarereignissen

Geltungsbereich

Art. 1. Die Kantonshilfskasse gewahrt Beitrage an:

a) die Deckung nichtversicherbarer Elementarschéaden;

b) Schéaden in ausgeschiedenen Notentlastungsraumen im Uberlastfall nach
dem Wasserbaugesetz3’.

Beitrage a) Berechtigte

Art. 2. Beitrdge werden in der Regel gewahrt an:

a) natdrliche Personen;

b) Alpgenossenschaften und &hnliche Kérperschaften;

c) Genossenschaften fur den Unterhalt land- und forstwirtschaftlicher Weg- und
Transportanlagen, soweit naturliche Personen beteiligt sind;

d) private gemeinnitzige Institutionen.

Bei Schaden in ausgeschiedenen Notentlastungsraumen im Uberlastfall
nach dem Wasserbaugesetz38 kann die Regierung weiteren Geschadigten Bei-
trage gewahren.

b) ausserordentliche Beitrage

Art. 4. Die Regierung kann héhere Beitrage beschliessen, wenn:
a) ein Katastrophenfall ein aussergewdhnliches Ausmass erreicht;
b) ein Kantonseinwohner durch ein Elementarereignis in finanzielle Not gerat.

Sie kann fiir Schaden in ausgeschiedenen Notentlastungsraumen im Uber-
lastfall nach dem Wasserbaugesetz3° Beitrage bis 100 Prozent des anrechenba-
ren Schadens gewahren. Beitrage Dritter werden bertcksichtigt.

b) Finanzierung 1. allgemein

Art. 6. Die Kantonshilfskasse wird durch jahrliche Beitrdge des Staates, von Drit-
ten und der kantonalen Gebaudeversicherungsanstalt geaufnet.

Der Kantonsrat beschliesst den Beitrag des Staates mit dem Staatsvoranschlag.
Er berlcksichtigt den Bestand der Kantonshilfskasse und dessen Entwicklung.

Die kantonale Gebaudeversicherungsanstalt leistet einen mindestens gleich ho-
hen Beitrag wie der Staat.

36
37
38
39

sGS 383.1.

sGS 734.11.
sGS 734.11.
sGS 734.11.
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c) Baugesetz

Art. 65. Das Baugesetz vom 6. Juni 197240 wird wie folgt geéndert:

Zonen fir bestimmte Nutzungsarten

Art. 28octies. Fallt die Zuweisung eines Gebietes zu einer Zone nur fur bestimmte
Nutzungen in Betracht, kann die politische Gemeinde im Zonenplan fiir das betreffen-
de Gebiet die zulassigen Nutzungen im Rahmen des Zonenzwecks festlegen.

2. Anzeige- und Auflageverfahren

Art. 82. Die zustandige Gemeindebehotrde hat den Anstdssern mit eingeschriebe-
nem Brief vom Baugesuch Kenntnis zu geben.

Anstdsser im Sinne dieser Vorschrift sind Grundeigentiimer, deren Grundsttick
nicht mehr als 30 Meter von der geplanten Baute oder Anlage entfernt ist.

Baugesuch und Unterlagen sind wahrend vierzehn Tagen zur Einsicht aufzulegen.
Die Auflage ist wahrend der Einsprachefrist durch &ffentlichen Anschlag*! bekanntzu-
machen.

Wird das Auflageverfahren fur das Baugesuch gleichzeitig mit einer anderen
offentlichen Auflage durchgefihrt, die fur die Beurteilung des Bauvorhabens
Auswirkungen hat, gilt die [angere Auflagefrist.

Il. Landumlegung Voraussetzungen

Art. 109. Eine Landumlegung kann zur Herbeiflihrung einer giinstigen Parzellen-
einteilung angeordnet werden, wenn:

a) die zweckmassige Uberbauung eines im wesentlichen nicht tiberbauten oder neu
zu Uberbauenden Gebietes wegen Form oder Grdsse der Grundstiicke behindert
wird oder

b) die Durchfihrung einer Glterzusammenlegung eine Landumlegung erfordert oder

c) der Landerwerb fur 6ffentliche Bauten und Anlagen oder fir die Offenlegung
oder die Umlegung eines eingedolten Gewassers sonst nicht oder nur mit
grossen Schwierigkeiten maoglich ist oder

d) der geordnete und zweckmassige Abbau in Kies- und Lehmgruben sowie in
Steinbrtichen oder ihre Wiederherstellung eine Landumlegung erfordert.

Der Erlass und die Verlangerung der Frist einer kantonalen Planungszone werden
unter Eréffnung einer Einsprachefrist von dreissig Tagen im kantonalen Amtsblatt und in
den amtlichen Publikationsorganen der betroffenen politischen Gemeinden veréffentlicht
sowie den betroffenen Grundeigentiimern mit eingeschriebenem Brief angezeigt.

Der Einspracheentscheid des zustandigen Departementes kann mit Rekurs an die
Regierung weitergezogen werden.

Einsprache, Rekurs und Beschwerde haben keine aufschiebende Wirkung. Ein-
sprache-, Rekurs- und Beschwerdeinstanz kdnnen eine gegenteilige Verfigung tref-
fen. Die Verfligung ist endgiltig.

40
41

sGS 731.1.
Art. 7 GG, sGS 151.2.
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d) Rheingesetz
Art. 66. Das Rheingesetz vom 18. Juni 198742 wird wie folgt geandert:

b) Hohe der Beitrage

Art. 8. Die Perimeterbeitrdge der politischen Gemeinden werden bemessen nach:
a) Perimeterflache;

b) Einwohner im Perimetergebiet.

c)

1 km? Perimeterflache und 200 Einwohner im Perimetergebiet ergeben je einen
Perimeterpunkt. Massgebend ist das amtlich verdffentlichte Ergebnis der letzten eid-
gendssischen Volkszahlung.

e) Linthgesetz
Art. 67. Das Linthgesetz vom 4. April 200243 wird wie folgt geandert:

b) Anteile der Gemeinden 1. H6he

Art. 4.Die Anteile der politischen Gemeinden werden bemessen nach:
a) Flache der politischen Gemeinden im Perimetergebiet;
b) Zahl der Einwohner und Einwohnerinnen der politischen Gemeinden im Perime-

tergebiet.
) __
Je einen Perimeterpunkt ergeben:
1. 1km? Gemeindegebiet im Perimetergebiet;
2. 200 Einwohner und Einwohnerinnen im Perimetergebiet.

Massgebend ist das amtlich veroffentlichte Ergebnis der letzten eidgenéssischen
Volkszahlung.

f) Gesetz Uber die Gewassernutzung

Art. 68. Das Gesetz Uber die Gewassernutzung vom 5. Dezember 196044 wird wie folgt
geadndert:

Aufsicht

Art. 5. Der Gemeinderat Ubt die Aufsicht Uber die Gewassernutzungen aus.
Er wacht insbesondere darlber, dass durch die Nutzung der Gewasser weder 6ffentli-
che Interessen noch Personen oder Eigentum gefahrdet werden.

Obere Aufsichtsbehdrde ist die Regierung.

42 5GS734.21.
43 5GS734.31.
44 5GS751.1.
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Bewilligung a) der zusténdigen Stelle des Staates

Art. 9. Einer Bewilligung der zusténdigen Stelle des Staates bedurfen alle Nutzun-

gen, die den Gemeingebrauch Uberschreiten, insbesondere:

1.

2.

der Bezug von Kies, Steinen, Sand, Schlamm und dergleichen aus 6ffentlichen
Gewassern;#

der Wasserbezug aus einem oberirdischen Gewasser oder aus einem offentlichen
Grundwasservorkommen im Umfang von 50 bis 300 Minutenlitern zum hausli-
chen, landwirtschaftlichen oder gewerblichen Eigengebrauch;

das Graben oder Sondieren nach o¢ffentlichem Grundwasser;

die Nutzung von Privatgewassern zur Krafterzeugung;*6

Bauten und Anlagen uber, in oder unter Gewassern.

Eine Bewilligung ist nicht erforderlich, wenn die Massnahmen Gegenstand

eines Planverfahrens nach dem Wasserbaugesetz4’ oder eines Verfahrens fir
die Verleihung eines Wassernutzungsrechts48 sind.

g) Gesetz Uber die Gebaudeversicherung

Art. 69. Das Gesetz Uber die Gebaudeversicherung vom 26. Dezember 19604° wird wie
folgt geandert:

Ausschluss von der Versicherung a) Grundsatz

a)

b)

Art. 10. Von der Versicherung kdnnen Gebaude ausgeschlossen werden, die:
nach Konstruktion, Zustand oder Benitzung einer ausserordentlichen Feuer- oder
Explosionsgefahr oder einer ausserordentlichen Gefahrdung durch Elementarer-
eignisse ausgesetzt sind;

nachweislich zum Abbruch bestimmt sind.

Gebéaude werden nicht ausgeschlossen, wenn:

sie in ausgeschiedenen Notentlastungsraumen nach dem Wasserbauge-
setz®0 liegen;

die moglichen und zumutbaren Massnahmen zum Schutz der Gebaude ge-
troffen wurden;

kein anderer Ausschlussgrund nach Art. 10 Abs. 1 dieses Erlasses vorliegt.

Aufhebung bisherigen Rechts

Art. 70. Das Wasserbaugesetz vom 23. Marz 196951 wird aufgehoben.

Ubergangsbestimmung

Art. 71. Die nach bisherigem Recht zustandige Behdrde oder Stelle schliesst bei Vollzugs-
beginn dieses Erlasses hangige Verfahren nach bisherigem Recht ab.

45
46
47
48
49
50
51

bb_sgprod-857187.doc
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Vollzug
Art. 72. Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses.

Referendum

Art. 73. Dieser Erlass untersteht dem obligatorischen Finanzreferendum?52.

52 Art. 6 RIG, sGS 125.1.

bb_sgprod-857187.doc



	%Title%
	Zusammenfassung
	1. Ausgangslage
	1.1. Auftrag
	1.2. Bundesrecht
	1.3. Kantonales Recht

	2. Schwerpunkte der Revision
	2.1. Änderungen gegenüber der Vorlage aus dem Jahr 2002
	2.1.1. Gewässerklassierung
	a) Geltendes Recht
	b) Kritik am geltenden Recht

	2.1.2. Vorschlag
	a) Kantonale Gewässer
	aa) Abgrenzung
	bb) Bau
	cc) Unterhalt
	dd) Kostenzusammenstellung
	b) Gemeindegewässer
	aa) Abgrenzung
	bb) Bau
	cc) Unterhalt
	dd) Kostenzusammenstellung
	a) Übrige Gewässer
	aa) Abgrenzung
	bb) Bau und Unterhalt

	2.1.3. Renaturierungen
	a) Allgemein
	b) Handlungsbedarf
	c) Umsetzung
	d) Kosten

	2.1.4. Gesamtkosten
	2.1.5. Neugestaltung Finanzausgleich und Aufgabenteilung Bund und Kantone
	2.2. Einführung einer Prioritätenordnung für Massnahmen
	2.3. Raumplanerische Massnahmen
	2.4. Perimeter
	2.4.1. Kostenverlegungsverfahren
	2.4.2. Grundsätze zur Bemessung der Beiträge
	2.5. Enteignung

	3. Resultate der Vernehmlassung
	4. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen
	5. Auswirkungen
	6. Referendum
	7. Antrag
	Wasserbaugesetz
	1. Allgemeines
	2. Planverfahren
	3. Landerwerb und Baubeginn
	V. Finanzierung



